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L iebe L eserin, lieber Leser,
am Anfang muss dieses Mal zunächst die Bitte um Ent-
schuldigung stehen dafür, dass dieses Heft sp äter als er-
wartet und geplant erscheint. Die Gründe dafür sind un-
erfreulich : Zunächst fesselte mich eine Grippe für zwei
Wo chen ans B ett, danach war ich einige Tage in B aden-B a-
den, Kehl und Straßburg für die B erichterstattung üb er
die Proteste gegen den Nato-Gipfel . D as Layout des Hefte s
konnte deshalb erst kurz vor O stern fertiggestellt und
nach O stern in Druck gehen .

Die erwähnten » Gipfel-Proteste« geb öten es eigent-
lich, sich in diesem Heft gründlich au s p azifistischer Sicht
damit au seinanderzu setzen, wie − und mit wem − sich die
Friedensb ewegung für ihre richtigen Ziele engagiert. Als
D emonstrationsteilnehmer hat man es da mittlerweile
mit zwei » schwarzen Blö cken« zu tun − einem, der au s
martialisch gerü steten Polizisten b esteht, und einem
zweiten, auch uniform-ähnlich schwarz mit Kapuzenpul-
lis gekleideten H aufen von meist ebenfalls jungen Män-
nern, denen Steine die besten Argumente zu sein
scheinen.

Vielleicht sollte man sich als p azifistische Organisati-
on, die Proteste wie die gegen den Nato-Gipfel im Bünd-
nis mit anderen organisiert, an zwei Dinge erinnern:

E s reicht nicht au s , sich mit anderen Organisationen ei-
nig über das Ziel des Protestes zu sein − genau so wichtig
ist die Einigkeit darüb er, wie dieses Ziel erreicht werden
soll (und dass die Mittel dem Ziel entsprechen mü ssen) .

In wenigen Wo chen j ährt sich das Inkrafttreten de s
Grundgesetzes zum sechzigsten Mal; darin findet sich im
Artikel 8 die B estimmung : »Alle D eutschen hab en das
Recht, sich ohne Anmeldung o der Erlaubnis friedlich und
ohne Waffen zu versammeln . Für Versammlungen unter
freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz o der auf
Grund eines Gesetzes b eschränkt werden. « Egal, wie man
zum deutschen Staat stehen mag : Er bindet sich damit
selb st und mu ss dieses Recht garantieren und schützen.
Die B eschränkungs-Erlaubnis findet sp ätestens dort ihre
Grenze , wo die Versammlungsfreiheit in ihrem Kern tan-
giert würde . Die zahlreichen und unverhältnismäßigen
Auflagen für die D emonstrationen in B aden-B aden und
Kehl hab en die se Grenze üb erschritten (und mögen − ab-
sichtlich? − mit ein Grund für die E skalation gewesen
sein) . Man sollte daran erinnern, dass Artikel 8 auch eine
Antwort auf die Unfreiheit der Nazi-Diktatur war und ge-
rade auch einer Minderheit die Möglichkeit geb en wollte ,
ihre Meinung öffentlich und wahrnehmb ar darzu stellen.

Wir mö chten gerne im nächsten Heft B eiträge zur Fra-
ge veröffentlichen: Mit welchem Ziel, mit welchen Mit-
teln und mit wem wollen/sollen wir demonstrieren? Füh-
len Sie sich eingeladen zu schreiben !

Ab schließend wenigstens no ch ein erfreulicher As-
pekt im Zu sammenhang mit den Anti-Nato-Protesten und
unserer Zeitschrift : Karen Hinrichs , theologische Ober-
kirchenrätin der Evang . Landeskirche in B aden, hielt am
5 . April in einem zentralen Friedensgottesdienst in Kehl
anlässlich des Nato-Gipfels eine Predigt, (die wir in der
nächsten Au sgab e veröffentlichen) und zu der sie uns
schrieb , sie hätte sie ohne die Lektüre unserer Zeitschrift
so nicht schreib en können.

Stefan K. Ph ilipp



Tenor: D as Verfahren wird ausgesetzt. E s wird eine
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu
der Frage eingeholt, ob die allgemeine Wehrpflicht
gemäß § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Wehrpflicht-
gesetz (WPflG) mit dem Grundge setz unvereinb ar
ist.

VG Köln, B eschlu ss vom 0 3 . 1 2 . 2 0 0 8
Aktenzeichen : 8 K 5 79 1 /0 8

Zum Sachverhalt:
D er am 1 0 . Januar 1 9 89 geb orene Kläger wurde b ei
seiner Musterung am 1 4 . Septemb er 2 0 07 als un-
einge schränkt tauglich eingestuft. Mit B e scheid
vom 1 3 . Juni 2 0 0 8 wurde er für den 1 . Oktob er
2 0 0 8 zum Grundwehrdienst einb erufen . Gegen
die sen B e scheid erhob der Kläger am 3 0 . Juni 2 0 0 8
Widerspruch, den die B eklagte mit Widerspruchs-
bescheid vom 2 0 . August 2 0 0 8 zurückwies .

D er Kläger hat rechtzeitig Klage erhoben und
zugleich einen Antrag auf einstweiligen Rechts-
schutz gestellt. D em Eilantrag hat das Gericht
durch B eschluss vom 1 9 . September 2 0 0 8 im Ver-
fahren 8 L 1 3 3 0/0 8 stattgegeb en und die Vollzie-
hung des Einb erufungsb escheide s ausgesetzt.

D er Kläger hält den Einb erufungsb escheid un-
ter B erufung auf die Rechtsprechung der Kammer
für rechtswidrig, weil die Einb erufungspraxis der
B eklagten gegen das Grundgesetz verstoße . Unab-
hängig davon ist er der Ansicht, ihm stehe ein An-
spruch auf Zurückstellung zu . Er hab e sich b ei der
Lufthansa AG zur Au sbildung als Pilot b eworb en .
Falls er die Aufnahmete sts b estehe , sei mit einem
B eginn der Ausbildung Anfang April 2 0 09 zu rech-
nen .

Die Kammer hat auf Grund der mündlichen Ver-
handlung vom 3 . D ezemb er 2 0 0 8 den im Tenor ge-
nannten B eschluss gefasst. Die Kammer mö chte
der Klage stattgeb en und den angefo chtenen Ein-
berufungsb e scheid aufheb en, da er auf einer mit
höherrangigem Recht, nämlich dem Grundsatz der
Wehrgerechtigkeit nach Art. 3 Ab s . 1 Grundgesetz,
nicht zu vereinb arenden Rechtsgrundlage b eruht.

Aus den En tscheidungsgründen:
1 . Die Kammer ist zur Vorlage nach Art. 1 0 0 Ab s . 1
Grundgesetz (GG) befugt. Rechtsgrundlage für die
Einb erufung des Klägers ist § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1
i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG in der Fassung der B e-
kanntmachung vom 1 6 . Septemb er 2 0 0 8 (B GBl I S .
1 8 8 6) . Die Eingriffsermächtigung für die ange-
fo chtene Verwaltungsentscheidung b eruht mithin
auf nachkonstitutionellem Gesetz .

Die Tatsache , dass sich das Bundesverfassungs-
gericht in der Vergangenheit mit der Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit der allgemeinen Wehrpflicht
b efasst hat, steht der Vorlage nicht entgegen . Hat
das Bunde sverfassungsgericht (BVerfG) die Ver-
einb arkeit einer vorgelegten Norm mit dem
Grundgesetz b ereits in einer früheren Entschei-
dung b ej aht, so ist eine erneute Vorlage zulässig,
wenn tatsächliche oder rechtliche Veränderungen
eingetreten sind , die die Grundlage der früheren
Entscheidung b erühren und deren Üb erprüfung
nahe legen (vgl . BVerfG, B e schluss vom 2 0 . Febru ar
2 0 02 - 2 BvL 5/9 9 -, m .w. N .) . Die se Voraussetzungen
liegen vor. Streitentscheidend ist vorliegend das
Wehrpflichtgesetz in der Fassung 1 6 . Septemb er
2 0 0 8 (B GBl I S . 1 8 8 6) mit den Änderungen durch
Art. 2 de s Zweiten Gesetze s zur Änderung des Zivil-
dienstgesetze s und anderer Vorschriften (Zweite s
Zivildienständerungsge setz - 2 . ZD GÄndG) vom 2 7.
Septemb er 2 0 04 (B GBl I S . 2 3 5 8) und durch das Ge-
setz zur Änderung wehrrechtlicher und anderer
Vorschriften (Wehrrechtsänderungsge setz 2 0 0 8 -
WehrRÄndG 2 0 0 8) vom 3 1 . Juli 2 0 0 8 (B GBl I S .
1 62 9) . Durch diese Ge setze wurden die Verfügb ar-
keitskriterien und Wehrdienstausnahmen neu ge-
regelt mit der Folge , dass gegenüber der früheren
Rechtslage ein erheblicher Teil der jungen Männer
von der Wehrdienstleistungspflicht ausgenom-
men wird .

Für die Kammer steht die Verfassungsmäßigkeit
der allgemeinen Wehrpflicht nach dem bis zum 3 0 .
Septemb er 2 0 04 geltenden WPflG nicht in Frage .
Die S ach- und Rechtslage hat sich in den letzten Jah-
ren aber entscheidend verändert : Im Zuge einer
Neuorientierung der Streitkräfte hin zur Krisen-
prävention und Krisenb ewältigung und der hier-
mit einhergehenden veränderten Aufgab enstel-
lungen hat das Bundesministerium der Verteidi-
gung in den letzten Jahren die Zahl der Wehrdienst-
plätze kontinuierlich reduziert. Die B eklagte hat er-
klärt, ihre Einberufungspraxis in Zukunft nicht
mehr von der Geburtenstärke eine s Jahrgangs ab-
hängig zu machen, sondern allein von der B edarfs-
lage der Bundeswehr. D em entsprechend hat der
Gesetzgeb er, der die zahlenmäßige Stärke der
Streitkräfte im Hau shaltsplan auszuweisen (Art. 87
a Ab s . 1 S atz 2 , Art. 1 1 0 Ab s . 2 S atz 1 GG) hat, die Zahl
der Stellen für Wehrpflichtige reduziert (vgl . z . B .
H au shaltsplan 2 0 04 , Einzelplan 1 4 , S . 2 2 f.) .

Die Veranlagungsstärke (VAS) für die j ährlich
zur Verfügung stehenden Plätze für Grundwehr-
dienstleistende (GWDL) bzw. solcher GWDL, die
im Anschluss an den Grundwehrdienst eine frei-
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willigen zusätzlichen Wehrdienst (FWDL) von min-
de stens einem und hö chstens dreizehn Monaten
leisten, hat sich in den Jahren 2 0 0 0 - 2 0 07 wie folgt
entwickelt, vgl . Mitteilung der Bunde sregierung in
der BT-Drs . 1 6/8 6 37, S . 2 5 :

2 0 0 0 1 2 8 . 4 0 0 2 0 0 4 7 3 . 5 0 0
2 0 0 1 1 1 6 . 70 0 2 0 0 5 6 2 . 5 0 0
2 0 02 1 0 7 . 0 0 0 2 0 0 6 60 . 0 0 0
2 0 0 3 9 4 . 5 0 0 2 0 07 60 . 0 0 0

Laut Mitteilung der Bundesregierung in der BT-
Drs . 1 6/8 6 37, S . 2 , ist auch für die Jahre 2 0 0 8 und
2 0 09 be ab sichtigt, eine Jahre sdurchschnittsstärke
von 60 . 0 0 0 GWDL und FWDL beizubehalten . Nach
dem Personalstrukturmo dell 2 0 1 0 ist in der Ziel-
struktur ein Umfang von 3 0 . 0 0 0 GWDL und 2 5 . 0 0 0
FWDL vorgesehen, was zu einer Einb erufungszahl
von durchschnittlich ca. 5 7. 5 0 0 Wehrpflichtigen
führen wird , vgl . BT-Drs . 1 6/8 6 37, S . 3 1 .
Die Zahl der Wehrpflichtigen, die in den Jahren
2 0 0 0 bis 2 0 07 ihren Dienst antraten, entwickelte
sich wie folgt, vgl . BT-Drs . 1 6/8 6 37, S . 2 3 f. , BT-Drs .
1 6/ 5 5 78 , S . 1 8 f. , BT-Drs . 1 6/760 , S . 6 , BT-Drs . 1 4/
5 8 5 7, S . 1 6 :

Jahr Grundwehrdienst Nach Ablauf
angetreten eines Monats

no ch im Dienst
1 9 9 8 1 60 . 4 2 5 1 5 7 . 5 3 4
1 9 9 9 1 5 4 . 8 4 2 1 5 2 . 1 1 7
2 0 0 0 1 4 4 . 64 7 1 4 0 . 68 7
2 0 0 1 1 2 9 . 4 4 1 1 2 5 . 7 1 5
2 0 02 1 2 3 . 8 1 2 1 1 9 . 79 6
2 0 0 3 1 0 2 . 60 0 9 8 . 0 8 7
2 0 04 79 . 8 5 0 76 . 60 7
2 0 0 5 68 . 4 2 8 6 5 . 0 2 4
2 0 0 6 7 1 . 3 2 1 6 3 . 1 9 7
2 0 07 67 . 8 3 4 6 2 . 7 7 0

D er niedrigere B edarf der Bundeswehr an Wehr-
pflichtigen führte zunächst dazu , dass die B eklagte
Einberufungsrichtlinien erließ , die ab 1 . Juli 2 0 0 3
in Kraft waren und den Verzicht auf Einb erufung
von Wehrpflichtigen vorsahen, die älter als 2 3 Jah-
re waren, von Wehrpflichtigen mit abge schlo sse-
nem Ausbildungsvertrag sowie die Nichtheranzie-
hung von verheirateten Wehrpflichtigen und den-
j enigen, die in der Musterung den Verwendungs-
grad T 3 (verwendungsfähig mit Einschränkung in
der Grundausbildung und für b e stimmte Tätigkei-
ten) gem . § 8 a Ab s . 2 S atz 1 WPflG erhielten .

Nach der Auffassung der Kammer war die se Ver-
waltungspraxis der B eklagten mit dem seinerzeit
gültigen WPflG und dem Grundsatz der Wehrge-
rechtigkeit nicht vereinb ar. Die Kammer hat aus
diesem Grund in Verfahren de s vorläufigen Rechts-
schutze s , die Wehrpflichtige gegen ihre Einb eru-
fung zum Grundwehrdienst ange strengt hatten,
durch B e schlüsse vom 2 3 . D ezemb er 2 0 0 3 - 8 L

F or u m Pazi fi s mus

3 0 0 8/0 3 - und vom 8 . Januar 2 0 04 - 8 L 4/04 - die
Vollziehung von Einb erufungsb e scheiden au sge-
setzt. Ihre Auffassung hat die Kammer in ihrem Ur-
teil vom 2 1 . April 2 0 04 - 8 K 1 5 4/04 - näher b egrün-
det und den angefochtenen Einb erufungsbe scheid
aufgehob en (veröffen tlich t inF or u m Pazi fi s mus

02 II/2004, S. 3 6ff. − A nm. d. Red.) . Gegen die se s
Urteil hat die B eklagte Revision eingelegt. D as Bun-
de sverwaltungsgericht hat das Urteil der Kammer
durch Urteil vom 1 9 . Januar 2 0 0 5 - 6 C 9 . 04 - aufge-
hob en .

Zwischenzeitlich hatte der Ge setzgeb er die zu-
nächst durch Einb erufungsrichtlinien eingeführ-
ten neuen Verfügb arkeitskriterien und Wehr-
dienstausnahmen durch Art. 2 des 2 . ZD GÄndG
vom 2 7. Septemb er 2 0 04 in das WPflG aufgenom-
men; das WehrRÄndG vom 3 1 . Juli 2 0 0 8 hat weitere
Wehrdienstausnahmen normiert. Aufgrund die ser
Ge setzesänderungen und der im Haushaltsplan
ausgewie senen Zahl der Stellen für Wehrpflichtige
wird nunmehr nicht einmal mehr j eder 5 . junge
Mann eines Geburtsj ahrganges für den Wehrdienst
b enötigt und herangezogen . D amit sind tatsächli-
che o der rechtliche Veränderungen eingetreten,
die die Grundlage der früheren Entscheidungen
de s BVerfG zur Verfassungsmäßigkeit der allgemei-
nen Wehrpflicht b erühren und deren Üb erprü-
fung nahe legen .

Die Vorlagefrage ist für die Entscheidung de s
Gerichts auch erheblich . Nach § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1
i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG ist der Kläger als
Wehrpflichtiger einzub erufen . Wehrdienstausnah-
men und Zurückstellungsgründe liegen nach
Überzeugung de s Gerichts nicht vor. Ge sundheitli-
che B edenken macht der Kläger nicht geltend .
Gründe für eine B efreiung nach § 1 1 Ab s . 2 S atz 1
WPflG werden vom Kläger nicht geltend gemacht
und liegen auch nicht vor. Auch eine Zurückstel-
lung nach § 1 2 Ab s . 4 S atz 2 Nr. 3 WPflG kommt
nach Auffassung der Kammer nicht in B etracht,
weil die Eignungstests der Lufthansa keine B erufs-
ausbildung im Sinne der Vorschrift sind ; die Kam-
mer folgt insoweit der zutreffenden B egründung
de s Widerspruchsb e scheide s vom 2 0 . August
2 0 0 8 . Die Möglichkeit, aufgrund einer verfassungs-
konformen Auslegung dem B egehren de s Klägers
stattzugeben, b esteht damit nicht.

Die Kammer verkennt nicht, dass der Gesetzge-
b er sich mit dem Erlass des Wehrpflichtgesetze s
verfassungsgemäß für die Einführung der allge-
meinen Wehrpflicht entschieden hat. Die von ihr
zur Üb erprüfung gestellten Vorschriften des § 1
Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG sind
mithin nicht für sich gesehen verfassungswidrig.
Ihre Verfassungswidrigkeit ergibt sich vielmehr in
Zu sammenschau mit den im Wehrpflichtge setz
neu geregelten Verfügb arkeitskriterien und Wehr-
dienstausnahmen : Die auf § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1
i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG gestützte Einb eru-
fungsentscheidung verletzt den Kläger in seinem
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Grundrecht aus Art. 3 Ab s . 1 GG, weil durch die im
Wehrpflichtgesetz neu geregelten Verfügb arkeits-
kriterien und Wehrdienstausnahmen ein so großer
Teil von jungen M ännern von der Dienstleistungs-
pflicht ausgenommen wird , dass der Grundsatz
der Wehrgerechtigkeit verletzt ist. Gleichwohl ist
die Vorlage nach Art. 1 0 0 Ab s . 1 GG zulässig . D enn
eine für verfassungswidrig erachtete Rechtslage ,
die sich au s dem Zusammenwirken mehrerer Ein-
zelregelungen ergibt und b ei der sich de shalb der
etwa b estehende verfassungsrechtliche Mangel
durch eine Nachb esserung b ei der einen o der der
anderen Einzelregelung b eheben ließe , kann
grundsätzlich anhand j eder der b etroffenen Nor-
men zur Prüfung gestellt werden, vgl . BVerfG, B e-
schluss vom 2 4 . Mai 2 0 0 0 - 1 BvL 1 /9 8 - u . a. , BVerf-
GE 1 02 , 1 2 7 ( 1 4 0 f.) .

2 . Nach Auffassung der Kammer verstößt § 1 Ab s . 1 ,
§ 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1 WPflG in der Fas-
sung vom 1 6 . September 2 0 0 8 gegen den Grund-
satz der Wehrgerechtigkeit aus Art. 3 Ab s . 1 GG .

D as Grundge setz geht in seinen Art. 73 Nr. 1 , 8 7 a
Ab s . 1 S atz 1 davon aus , dass eine funktionsfähige
militärische Landesverteidigung aufgeb aut und
unterhalten wird . Um dies zu gewährleisten, sieht
es in Art. 1 2 a Ab s . 1 GG die Möglichkeit vor, die all-
gemeine Wehrpflicht einzuführen . D er Ge setzge-
ber hat sich mit dem Erlass des Wehrpflichtgeset-
zes für die Einführung der allgemeinen Wehr-
pflicht entschieden . Die allgemeine Wehrpflicht
ist Au sdruck des allgemeinen Gleichheitsgedan-
kens und steht unter der Herrschaft de s Art. 3 Ab s . 1
GG . Diese Vorschrift erfordert in Verbindung mit
Art. 1 2 a GG staatsbürgerliche Pflichtengleichheit
in Gestalt der Wehrgerechtigkeit, vgl . BVerfG, B e-
schlüsse vom 5 . Novemb er 1 974 - 2 BvL 6/7 1 -,
BVerfGE 3 8 , 1 5 4 ( 1 67 f.) , vom 1 3 . April 1 978 - 2 BvF
5/7 7-, BVerfGE 4 8 , 1 2 7 ( 1 5 9 ff.) , und vom 2 4 . April
1 9 8 5 - 2 BvF 2/8 3 -, BVerfGE 69 , 1 (2 2 ff.) .

Die Grenzen, die der Grundsatz der Wehrge-
rechtigkeit dem Gesetzgeb er zieht, hat das BVerfG
in seinen Entscheidungen nicht konkret umschrie-
ben . D as BVerfG hat in seiner Entscheidung vom 5 .
Novemb er 1 974 - 2 BvL 6/7 1 -, BVerfGE 3 8 , 1 5 4
( 1 68) , ausgeführt, dass Art. 3 Ab s . 1 GG dem Ge setz-
geb er eine sehr weitgehende Gestaltungsfreiheit
geb e . Ein Verstoß gegen den allgemeinen Gleich-
heitssatz liege nur dann vor, wenn der Gesetzgeb er
es versäume , tatsächliche Gleichheiten o der Un-
gleichheiten der zu ordnenden Leb ensverhältnisse
zu b erücksichtigen, die so b edeutsam seien, dass
sie b ei einer am Gerechtigkeitsgedanken orientier-
ten B etrachtungsweise hätten b eachtet werden
müssen . Welche S achverhaltselemente so wichtig
seien, dass ihre Verschiedenheit eine Ungleichb e-
handlung rechtfertige , hab e regelmäßig der Ge-
setzgeb er zu entscheiden . Hiernach sei j edenfalls
au s einer ge setzlichen Au snahmeb estimmung, die
sich auf einen eng b egrenzten und überschaub a-

ren Personenkreis b eziehe , keine Gefahr für die
Wehrgerechtigkeit zu b efürchten . In seiner Ent-
scheidung vom 1 3 . April 1 978 - 2 BvF 5/7 7 -, BVerf-
GE 4 8 , 1 2 7 ( 1 62 ) , hat das BVerfG ausgeführt, dass
der Gleichheitssatz nicht schon dadurch verletzt
werde , dass nicht alle Wehrpflichtigen eines Ge-
burtsj ahrgangs zur Ableistung de s Grundwehr-
dienstes herangezogen würden, wenn mehr wehr-
dienstfähige ( § 8 a WPflG) und auch verfügb are
Wehrpflichtige vorhanden seien als nach den Per-
sonalanforderungen der Truppe b enötigt würden;
im Interesse der b estmöglichen D eckung de s Per-
sonalb edarfs sei es zum B eispiel zulässig, bei der
Entscheidung üb er die Einb erufung be stimmte ,
auf die Erfordernisse der Truppe b ezogene Aus-
wahlkriterien, etwa das Ergebnis einer b esonderen
Eignungsprüfung ( § 2 0 a WPflG) o der den bei der
Musterung fe stge stellten Tauglichkeitsgrad und im
Zusammenhang damit auch die Jahrgangszugehö-
rigkeit, zugrunde zu legen . Allerdings dürfe nicht
außer B etracht bleib en, dass die Heranziehung
zum 1 5 Monate dauernden Grundwehrdienst und
die weiteren wehrrechtlichen Verpflichtungen er-
heblich in die persönliche Leb ensführung, insb e-
sondere in die b erufliche Entwicklung de s Wehr-
pflichtigen eingriffen . Zur Wahrung der staatsbür-
gerlichen Gleichheit und Wehrgerechtigkeit sei e s
von entscheidender B edeutung, dass die Einberu-
fungen nicht willkürlich vorgenommen würden .
Wehrdienstausnahmen und Zurückstellungen
müssten sachgerecht sein . Die Einb erufungsanord-
nungen de s Bundesministers der Verteidigung
( § 2 1 WPflG) hätten sich strikt im Rahmen de s
Wehrpflichtgesetzes zu halten . E s sei nicht zulässig,
einzelne Wehrpflichtige o der Gruppen von Wehr-
pflichtigen üb er die ge setzlich vorgezeichneten
Wehrdienstausnahmen hinau s − womöglich sogar
j e nach dem aktuellen Personalb edarf in von Jahr
zu Jahr wechselndem Umfang − von der Wehr-
dienstleistung grundsätzlich auszunehmen .

In seiner Entscheidung vom 2 4 . April 1 9 8 5 - 2
BvF 2/8 3 -, BVerfGE 69 , 1 (2 4) hat das Gericht ausge-
führt, dass aus dem Verfassungsgebot der staats-
bürgerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt der
Wehrgerechtigkeit sich die Verpflichtung de s Ge-
setzgeb ers ergeb e , Vorsorge zu treffen, dass nur
derj enige von der Erfüllung der Wehrpflicht als ei-
ner gemeinschaftsb ezogenen Pflicht hohen Ran-
ges freigestellt werde , der nach Art. 4 Ab s . 3 S atz 1
GG eine Gewissensentscheidung gegen den
Kriegsdienst mit der Waffe getroffen hab e .

D as BVerwG hat in seinem Urteil vom 1 9 . Janu ar
2 0 0 5 - 6 C 9 . 04 - ausgeführt, dass dem Grundsatz der
Wehrgerechtigkeit keine strikten quantitativen
Vorgab en zu entnehmen seien . Wehrgerechtigkeit
sei nur gewährleistet, wenn die Zahl derj enigen,
die tatsächlich Wehrdienst leisteten, der Zahl derj e-
nigen, die nach Maßgab e der B estimmungen de s
Wehrpflichtgesetzes für den Wehrdienst zur Verfü-
gung stünden, zumindest nahe komme . Eine Verlet-
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zung der Wehrgerechtigkeit liege vor, wenn die
Zahl der Angehörigen eines Altersj ahrgangs , die
tatsächlich Wehrdienst leisteten, deutlich hinter
der Zahl der verfügb aren Wehrpflichtigen die ses
Jahrgangs zurückbleib e . D azu könne e s dann kom-
men, wenn der B edarf der Bundeswehr an Wehr-
pflichtigen erheblich und andauernd abnehme , so
dass die Wehrersatzb ehörden nur eine von Jahr zu
Jahr geringere Zahl von Stellen mit Wehrpflichti-
gen b esetzen könnten . Hab e sich au s die sem Grun-
de zwischen der Zahl der für die Bunde swehr ver-
fügb aren und der Zahl der tatsächlich einb erufe-
nen Wehrpflichtigen eine Lücke aufgetan, die sich
mit dem Grundsatz der Wehrgerechtigkeit offen-
sichtlich nicht mehr vereinb aren lasse , sei der Ge-
setzgeb er zum Handeln verpflichtet. Die ser mü sse ,
wenn er nicht in Anb etracht des verringerten B e-
darfs der Bunde swehr an Wehrpflichtigen und der
Anforderungen der Wehrgerechtigkeit üb erhaupt
auf die Wehrpflicht verzichten wolle , die entstan-
dene Lücke durch eine sachgerechte Neuregelung
der Verfügb arkeitskriterien, insb esondere durch
die Erweiterung der Wehrdienstausnahmen,
schließen und damit für die Wiederherstellung ver-
fassungsgemäßer Zu stände sorgen .

Ausgehend von die sem Prüfungsansatz hat das
BVerwG die hier streitb efangenen Vorschriften
de s WPflG als verfassungsgemäß b eurteilt : Die ge-
setzlichen Neuregelungen seien durchweg sachge-
recht und unter dem Gesichtspunkt der Wehrge-
rechtigkeit nicht bedenklich . D er Bundesgesetzge-
b er hab e die Zahl der verfügb aren Wehrpflichtigen
und den Personalb edarf der Bundeswehr zur D e-
ckung gebracht.

Nach Auffassung der Kammer wird dieser An-
satz des BVerwG dem Geb ot der Wehrgerechtig-
keit nicht gerecht. Wenn sich zwischen der Zahl
der für die Bundeswehr verfügb aren und der Zahl
der tatsächlich einberufenen Wehrpflichtigen ei-
ne Lücke auftut, die dem Grundsatz der Wehrge-
rechtigkeit widerspricht, dann kann es nicht unb e-
grenzt in der Macht des Gesetzgeb ers stehen, die se
Lücke durch eine sachgerechte Neuregelung der
Verfügb arkeitskriterien und Erweiterung der
Wehrdienstausnahmen zu schließen . Aus dem Ver-
fassungsgeb ot der staatsbürgerlichen Pflichten-
gleichheit in Gestalt der Wehrgerechtigkeit (BVerf-
GE 69 , 1 (2 4)) ist e s dem Ge setzgeb er verwehrt, die
Wehrpflicht allein an dem Kriterium der B edarfsla-
ge auszurichten . Eine staatsbürgerliche Pflichten-
gleichheit ist nur gewährleistet, wenn sicherge-
stellt ist, dass Wehrpflichtige umfassend und
gleichmäßig herangezogen werden . Wenn aber
nur no ch eine Minderheit Dienst leistet und der
Rest gesetzlich von der Dienstleistung befreit ist, so
kann von einer gleichen Last für alle pflichtigen
Bürger nicht mehr ge spro chen werden . D ass der
Ge sichtspunkt der Wehrgerechtigkeit immer auch
ein quantitative s Element enthält, wird auch in der
rechtswissenschaftlichen Literatur vertreten .

Scholz, in M aunz-Dürig-Herzog, Kommentar zum
GG, Art. 1 2 a Rz . 2 5 , sieht eine Situation als verfas-
sungsrechtlich außerordentlich b edenklich an, in
der − rein faktisch − nur rund ein Drittel der Wehr-
pflichtigen tatsächlich erfasst wird . Kokott, in
S achs , Kommentar zum GG, 4 . Aufl . 2 0 07, Art. 1 2 a
Rz . 2 3 , sieht einen Auswahlwehrdienst, der nur ca.
2 0 % der Wehrpflichtigen trifft, als problematisch
an . Auch Ip sen, Auswahlwehrdienst und Grundge-
setz, ZRP 2 0 0 1 , 4 69 , be streitet die B efugnis des Ge-
setzgeb ers, durch eine Änderung de s WPflG einen
Auswahlwehrdienst einzuführen, der ausschließ-
lich am Personalb edarf der Streitkräfte ausgerich-
tet ist. Nach Voland , Wehrpflicht nur für Auser-
wählte ? , D öV 2 0 0 4 , 45 3 (45 7) , handelt es sich nicht
mehr um staatsbürgerliche Pflichtengleichheit,
wenn lediglich j eder zweite Wehrpflichtige üb er-
haupt einen Dienst leistet und dab ei auch nur ca.
die Hälfte der wehrdienstfähigen und -b ereiten
Wehrpflichtigen tatsächlich in den Streitkräften
dienen .

D er Ansatz des BVerwG, der Ge setzgeb er könne
den Anforderungen der Wehrgerechtigkeit ge-
recht werden, indem er b ei einem verringerten B e-
darf der Bundeswehr an Wehrpflichtigen die ent-
standene Lücke durch eine sachgerechte Neurege-
lung der Verfügb arkeitskriterien, insb esondere
durch die Erweiterung der Wehrdienstausnah-
men, schließt, ist auch abzulehnen, weil sich sachli-
che Kriterien für die Veränderung der Verfügb ar-
keitskriterien und Wehrdienstausnahmen faktisch
b eliebig b egründen lassen, ihre B erechtigung aber
selten konsensfähig ist. So b e streitet Scholz, Maunz-
Dürig-Herzog, Kommentar zum GG, Art. 1 2 a Rz . 2 5 ,
den sachlichen Grund für die nunmehr vom Ge-
setzgeb er b egründete Wehrdienstausnahme für
Verheiratete . Für die erkennende Kammer nicht
nachvollziehb ar ist die Aussage in den Ge setzesma-
terialien zur Änderung des WPflG, die gestiegenen
Anforderungen an den zu erreichenden Ausbil-
dungsstand ließen nur noch den Einsatz T 1 - und
T2-gemusterter Wehrpflichtiger zu (BT-Drucksa-
che 1 5/3 2 79 , S . 1 0) . Immerhin hab en T3 -gemu ster-
te Wehrpflichtige seit Einführung der Wehrpflicht
ihren Dienst in der Bunde swehr (und dem Zivil-
dienst) geleistet. D ass deren Dienstpo sten allesamt
weggefallen wären, ist nicht gegeb en . Wehrpflich-
tige werden weiterhin etwa als »Büro- und Stab s-
dienstsoldat« , als »Ko ch in Truppenküchen« , als
»Kraftfahrer (insb esondere von handelsüblichen
Fahrzeugen)« und im »protokollarischen Dienst im
Wachb ataillon« einge setzt (vgl . BT-Drs . 1 6/760 S . 1 0
f.) .

D em einzelnen Wehrpflichtigen wird es im Er-
gebnis gleichgültig sein, ob die anderen, nicht ein-
gezogenen wehrdienstfähigen Männer aufgrund
einer Erme ssenentscheidung der Verwaltung o der
aufgrund von gesetzlich normierten Wehrdienst-
ausnahmen keinen Dienst zu leisten brauchen . Je
mehr junge Männer von der Dienstleistungspflicht
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au sgenommen werden, de sto mehr wird er die ei-
gene Einb erufung als ungerecht empfinden . Von
der Gleichheit der B elastung aller Wehrpflichtigen
hängt nicht zuletzt auch ab , ob die individuelle
Wehrbereitschaft im Sinne der Einsicht, persönli-
che Opfer für das Gemeinwe sen erbringen zu müs-
sen, erhalten werden kann (vgl . BVerfGE 4 8 , 1 2 7
( 1 62 )) .

D as BVerwG kann sich mit seiner Rechtsauffas-
sung auch nicht auf das BVerfG, B e schluss vom
0 5 . 1 1 . 1 974 - 2 BvL 6/7 1 -, BVerfGE 3 8 , 1 5 4 ( 1 67) , b e-
rufen . D as Gericht hat in die ser Entscheidung eine
hinreichend b estimmte , normative Ausgestaltung
der Ausnahmen von der Wehrpflicht gefordert.
Hieraus kann aber nicht gefolgert werden, dass
dem Gesetzgeb er die sachgerechte Neuregelung
der Verfügb arkeitskriterien und Wehrdienstaus-
nahmen unb eschränkt möglich ist. D enn die Ent-
scheidung de s BVerfG b etraf eine Ausnahmeb e-
stimmung des WPflG, die sich nur auf einen eng b e-
grenzten und üb erschaub aren Personenkreis er-
streckte ; eine Gefahr für die Wehrgerechtigkeit
und Verteidigungsbereitschaft der Bunde srepub-
lik war aufgrund der eng begrenzten Regelung
nicht zu b efürchten .

D er Grundsatz der Wehrgerechtigkeit verlangt
mithin, dass Wehrpflichtige umfassend und gleich-
mäßig herangezogen werden . Eine solche umfas-
sende und gleichmäßige Heranziehung erfolgt
nach § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m . § 2 1 Ab s . 1 S atz 1
WPflG in der Fassung vom 1 6 . September 2 0 0 8 auf-
grund der normierten Verfügb arkeitskriterien und
Wehrdienstausnahmen nicht mehr. Hieran fehlt es ,
wenn der Gesetzgeb er nur no ch eine Notwendig-
keit sieht, nicht einmal j eden fünften jungen Mann
eine s Jahrgangs für Zwecke de s Wehrdienste s ein-
zub erufen . Von etwa p . a. 3 60 . 0 0 0 bis 45 0 . 0 0 0 jun-
gen M ännern der Geburtsj ahrgänge 1 9 84 bis 1 9 97,
die in den nächsten Jahren ins wehrdienstfähige Al-
ter kommen bzw. schon sind , benötigt die Bundes-
wehr in den kommenden Jahren p . a. weniger als
70 . 0 0 0 , ab 2 0 1 0 voraussichtlich sogar nur 5 7. 5 0 0
für den Wehrdienst.

Diese Entwicklung zeigt sich auch b ei den Zah-
len der Einberufungen der Geburtsj ahrgänge .
Hiernach haben den Wehrdienst geleistet, vgl . BT-
Drs . 1 6/8 6 37, S . 1 0 :
Geburtsj ahrgang 1 9 8 1 : 1 1 4 . 866
Geburtsj ahrgang 1 9 8 2 : 9 7 . 9 2 8
Geburtsj ahrgang 1 9 8 3 : 8 1 . 8 2 1
Geburtsj ahrgang 1 9 84 : 7 2 . 9 7 7
Geburtsj ahrgang 1 9 8 5 : 6 3 . 3 9 6

Im Geburtsj ahrgang 1 9 84 zählte die männliche
deutsche B evölkerung 4 2 9 . 3 4 1 , davon haben
72 . 97 7 Wehrdienst geleistet, also etwa 1 7 % . Diese
Zahl wird sich für den Geburtsj ahrgang 1 9 8 4 auch
nicht mehr nennenswert erhöhen, da die ser Jahr-
gang die Regelaltersgrenze für die Einb erufung
von 2 3 Jahren bereits üb erschritten hat.

Eine Verletzung der Wehrgerechtigkeit durch
die Neufassung der Verfügb arkeitskriterien und
Ausweitung der Wehrdienstausnahmen durch das
2 . ZD GÄndG vom 2 7. Septemb er 2 0 04 dokumen-
tiert auch der Vergleich der zur Verfügung stehen-
den Wehrpflichtigen nach dem altem und nach
dem neuen Recht.

Nach der früheren Rechtslage standen durch-
schnittlich etwa 4 0 % der jungen M änner eine s Ge-
burtsj ahrgange s für den Wehrdienst tatsächlich
zur Verfügung; die übrigen waren nicht verfügb ar,
weil sie wehrdienstuntauglich waren, eine Wehr-
dienstausnahme vorlag, sie dem externen B edarf
(Polizei, Katastrophenschutz u . ä.) zugerechnet
werden mussten, als Soldat auf Zeit dienten o der
aufgrund einer anerkannten Kriegsdienstverwei-
gerung nicht herangezogen werden durften . Zum
Stand 3 1 . D ezemb er 2 0 0 0 stellten sich die b ereits
vollständig ausgeschöpften Geburtsj ahrgänge wie
folgt dar (vgl . die Nachweise im B eschlu ss der Kam-
mer vom 1 5 . 04 . 2 0 0 5 - 8 K 8 5 64 -) :

Jahrgang erfasste für Wehrdienst in %
Wehrpflichtige verfügb ar

1 970 5 0 8 . 9 0 7 2 1 7 . 1 9 2 4 3
1 97 1 4 9 0 . 7 1 0 2 0 6 . 1 5 6 4 2
1 972 4 3 3 . 1 84 1 7 1 . 5 3 7 4 0
1 973 3 9 1 . 2 1 1 1 5 4 . 5 4 0 3 9
1 974 3 8 2 . 7 7 2 1 4 9 . 5 68 3 9
1 975 3 7 7 . 2 1 3 1 5 1 . 8 8 7 4 0

Mithin standen nach der bis zum 3 0 . Septemb er
2 0 04 geltenden Rechtslage im Schnitt ca. 4 0 % der
jungen Männer eines Jahrganges für den Wehr-
dienst tatsächlich zur Verfügung . E s b estehen kei-
ne Anhaltspunkte dafür, dass sich an die ser unge-
fähren Größe b ei einer B eib ehaltung der bisheri-
gen Rechtslage etwas ge ändert hätte .

Wird von einer Verfügb arkeit der jungen Män-
ner von 4 0 % eines Geburtsj ahrgangs für den Wehr-
dienst au sgegangen, so ergäb e dies für die nun-
mehr zum Wehrdienst anstehenden Jahrgänge fol-
gende Zahlen, vgl . BT-Drs . 1 6/8 6 37, S . 4 :

Jahrgang männliche für Wehrdienst
D eutsche verfügb ar (4 0 %)

1 9 8 4 4 2 9 . 3 4 1 1 7 1 . 7 3 6
1 9 8 5 4 2 9 . 9 68 1 7 1 . 9 8 7
1 9 8 6 4 4 4 . 5 76 1 7 7 . 8 3 0
1 9 8 7 4 5 1 . 2 66 1 8 0 . 5 0 6
1 9 8 8 4 5 8 . 8 9 6 1 8 3 . 5 5 8
1 9 89 4 4 3 . 8 5 0 1 7 7 . 5 4 0
1 9 9 0 4 5 0 . 67 5 1 8 0 . 2 70
1 9 9 1 4 0 5 . 68 1 1 6 2 . 2 7 2
1 9 9 2 3 8 7 . 5 9 5 1 5 5 . 0 3 8
1 9 9 3 3 78 . 666 1 5 1 . 4 66
1 9 9 4 3 6 3 . 4 4 9 1 4 5 . 3 8 0
1 9 9 5 3 5 9 . 1 1 3 1 4 3 . 64 5
1 9 9 6 3 70 . 60 9 1 4 8 . 2 4 4
1 9 97 3 76 . 5 1 8 1 5 0 . 60 7
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Werner Glenewinkel

Die Wehrpflicht liegt wieder einmal in
der Hand des Verfassungsgerichts
Anmerkungen zum Beschluss des VG Köln vom 3 . Dezember 2 0 08

as Verwaltungsgericht (VG) Köln ist der
Ansicht, dass die j etzige Au sge staltung der

Wehrpflicht mit dem Grundge setz (GG) nicht ver-
einb ar sei . E s hat de shalb dem Bunde sverfassungs-
gericht (BVerfG) erneut die Frage nach der Verfas-
sungsmäßigkeit der Wehrpflicht vorgelegt. Nach
Art. 1 0 0 GG muss das Bundesverfassungsgericht
diese Frage b e antworten o der für unzulässig erklä-
ren .

1 )

E s lohnt sich, die Vorgeschichte diese s B e-
schlusse s sowie seine immense juristische B edeu-
tung genauer zu b eleuchten, um dann zu einer poli-
tischen Einschätzung zu gelangen .

Die Vorgeschichte des Vorlagebeschlusses

Ein 1 9 8 2 geb orener junger M ann wird im Mai 2 0 02
wehrdienstfähig (T2 ) gemu stert. Sein Antrag auf
Zurückstellung im August 2 0 0 3 wegen de s inzwi-
schen b egonnen Studiums wird abgelehnt. Im No-
vemb er 2 0 0 3 wird er zum Grundwehrdienst im Ja-
nuar 2 0 04 einb erufen . Nachdem sein Widerspruch
zurückgewiesen worden ist, erhebt er Klage vor
dem Verwaltungsgericht Köln . Er trägt vor, dass
sein Studium bereits weitgehend gefördert sei und
er auf einen Re servelistenplatz für die Kreistags-
wahl seiner Partei gewählt worden sei .

D as Verwaltungsgericht hebt im April 2 0 04 den
Einberufungsbe scheid auf, weil die Einb erufung
de s jungen Mannes willkürlich sei . E s liege zwar
keine Wehrdienstausnahme nach § 1 1 Wehrpflicht-

Nach der bisherigen Rechtslage stünden in den
kommenden Jahren tatsächlich zwischen 1 4 0 . 0 0 0
und 1 8 0 . 0 0 0 junge Männer pro Jahrgang für den
Wehrdienst zur Verfügung . Eine Einb erufung nach
der neuen Rechtslage durch das WPflG in der Fas-
sung der Änderungen durch Art. 2 de s ZD GÄndG
vom 2 7. September 2 0 04 und durch das Wehr-
RÄndG vom 3 1 . Juli 2 0 0 8 von weniger als 70 . 0 0 0
Wehrpflichtigen, sp äte stens ab 2 0 1 0 sogar von nur
no ch 5 7. 5 0 0 Wehrpflichten im Jahr, b edeutet, dass
nicht einmal mehr j eder zweite der jungen Männer

eines Geburtsj ahrganges , der nach der früheren
Rechtslage Wehrdienst hätte leisten können, zum
Wehrdienst herangezogen werden wird .

Mithin wird nach dem WPflG in der Fassung
vom 1 6 . Septemb er 2 0 0 8 nicht einmal j eder zweite
Wehrpflichtige , der Wehrdienst leisten könnte ,
zum Wehrdienst herangezogen . Die s ist nach Auf-
fassung der Kammer mit dem Geb ot der staatsbür-
gerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt der Wehr-
gerechtigkeit nicht vereinb ar.

(Red .) Geradezu hartnäckig − ab er konsequent
und richtig − hält das Verwaltungsgericht Köln
daran fest, dass die Wehrpflicht nicht (mehr)
mit der Verfassung vereinb ar ist. D a es darüb er
ab er nicht selb er entscheiden darf, legt e s diese
Frage − b ereits zum wiederholten M al − dem
Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung
vor. Nach de ssen ständiger Rechtsprechung
muss die Wehrpflicht − die kein zwingendes
Verfassungsgeb ot ist, sondern für den Ge setzge-
b er lediglich eine Option − gerecht und nicht
willkürlich durchgeführt werden . Diese Grund-
vorau ssetzung sieht das Kölner Gericht dadurch
nicht gegeb en, dass durch das Wehrpflichtge-
setz »ein so großer Teil von jungen Männern von
der Dienstleistungspflicht ausgenommen wird ,
dass der Grundsatz der Wehrgerechtigkeit ver-
letzt ist. « E s stellt fe st, dass nach dem Wehr-
pflichtgesetz j etzt und in Zukunft »nicht einmal
j eder zweite Wehrpflichtige , der Wehrdienst
leisten könnte , zum Wehrdienst herangezogen«
werde , was »mit dem Geb ot der staatsbürgerli-
chen Pflichtengleichheit in Ge stalt der Wehrge-
rechtigkeit nicht vereinb ar« sei . Diese s die blan-
ke Willkür ermöglichende und organisierende
Ge setz wurde im letzten Jahr vom Bunde stag so
b eschlo ssen mit den Stimmen der b eiden Regie-
rungsfraktionen . D as Verfassungsgericht hat
die bisherigen Vorlageb eschlü sse aus Köln j e-
weils so lange nicht b ehandelt, bis sie »durch
Zeitablauf« erledigt waren; au sgegangen waren
sie von Einzelfällen, in denen ein B etroffener ge-
gen seine Einb erufung geklagt hatte - war dieser
aus dem »wehrpflichtigen Alter herau sgewach-
sen« , entfiel die Notwendigkeit der Klärung und
Entscheidung.
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1 ) Vgl . dazu z . B . den B e schluss de s BVerfG vom 2 0 . 0 2 . 2 0 0 2 (- 2 BvL
5/9 9 -) , mit dem der Vorlageb eschlu ss des LG Potsdam vom
1 9 . 0 3 . 1 9 9 9 (2 3 (H) Ns 72/9 8) als unzulässig abgelehnt wurde ,

weil die Verfassungswidrigkeit der Wehrpflicht »nicht hinrei-
chend dargelegt« worden sei . (D er B e schluss de s BVerfG ist veröf-
fentlicht in 4/3 − Fachzeitschrift zu KDV, Wehrdienst und Zivil-
dienst 2 0 0 2 , 5 5 ff. , der Vorlageb eschluss de s LG-Potsdam in 4/3 −
1 9 9 9 , 6 1 ff.)
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gesetz (WPflG) vor, die geltende Einb erufungspra-
xis verstoße ab er gegen den Grundsatz der Wehr-
gerechtigkeit, weil nur noch j eder Dritte und nicht
der überwiegende Teil der Wehrpflichtigen einb e-
rufen werde .

Die Wehrverwaltung legt gegen die se s Urteil im
Augu st 2 0 04 Revision ein . Sie hält die im Urteil de s
Verwaltungsgerichts enthaltenen statistischen Er-
wägungen zur Wehrgerechtigkeit vielfach für un-
zutreffend . Nicht lediglich 1 5 Prozent eines Jahr-
gangs Wehrpflichtiger würden zum Wehrdienst
herangezogen, sondern 2 2 bzw. 2 4 Prozent. D er für
die Wehrgerechtigkeit maßgebliche Prozentsatz
liege deutlich höher als vom Gericht b ehauptet.

Jetzt wird auch der Ge setzgeb er wach und ver-
ab schiedet im Septemb er 2 0 04 das 2 . Zivildienstge-
setzänderungsgesetz , in dem die bisherigen nur ad-
ministrativ geregelten Wehrdienstausnahmen in
Art. 2 zur Änderung de s Wehrpflichtgesetze s aufge-
nommen werden und damit endlich dem verfas-
sungsrechtlichen Gebot der Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung genügen .

Am 1 9 . Januar 2 0 0 5 entscheidet das Bunde sver-
waltungsgericht (BVerwG) zugunsten der Wehr-
verwaltung und hebt das Urteil des Verwaltungsge-
richts vom April 2 0 04 auf. D er angegriffene Einb e-
rufungsb e scheid sei weder willkürlich, no ch ver-
stoße er gegen die Wehrgerechtigkeit. D as Bundes-
verwaltungsgericht stellt fest, dass dem Grundsatz
der Wehrgerechtigkeit keine strikten quantitativen
Vorgab en zu entnehmen seien .

2 )

D enno ch wäre
Wehrgerechtigkeit nur gewährleistet, »wenn die
Zahl derj enigen, die tatsächlich Wehrdienst leis-
ten, der Zahl derj enigen, die nach Maßgab e der B e-
stimmungen des Wehrpflichtgesetze s für den
Wehrdienst zur Verfügung stehen, zuminde st nahe
kommt. « (S . 1 5 ) Eine grundsätzliche Verletzung der
Wehrgerechtigkeit kann das Bunde sverwaltungs-
gericht nicht erkennen, und schließlich gelte wei-
terhin der S atz, »dass der Wehrpflichtige der Recht-
mäßigkeit seiner Einb erufung nicht entgegenhal-
ten kann, dass andere zu Unrecht nicht herangezo-
gen werden . « (S . 2 0)

Am 1 5 . April 2 0 0 5 fasst die 8 . Kammer des VG
Köln den B e schluss , dem Bunde sverfassungsge-
richt die Frage nach der Vereinb arkeit der allgemei-
nen Wehrpflicht mit dem GG vorzulegen .

3 )

E s ist
derselb e Tenor wie im aktuellen B e schluss vom
0 3 . 1 2 . 2 0 0 8 . D as sorgt für viel Aufsehen und Unru-
he , b esonders in der Wehrverwaltung, ohne dass
sich am Verfahren etwas ändert. Die Zentralstelle
KDV registriert zunehmende Anfragen von Wehr-
und Zivildienstpflichtigen, die anknüpfend an die
Kölner Entscheidung die Meinung vertreten, nun
müsse die Wehrpflicht wegen der gerichtlich fest-
gestellten Ungerechtigkeit do ch beendet werden .

Nach der Bundestagswahl im Septemb er 2 0 0 5
kommt es zur Bildung der großen Ko alition . Im
Ko alitionsvertrag heißt es zur Wehrpflicht : »Die
Bunde sregierung b ekennt sich zur Allgemeinen
Wehrpflicht. Die se Dienstpflicht ist nach wie vor
die b este Wehrform . Sie b estimmt Entwicklung
und Selb stverständnis der Bundeswehr und dient
der Verklammerung zwischen Streitkräften und
Gesellschaft. «

4)

Im Herb st 2 0 07 entscheidet die SPD auf dem
Hamburger Parteitag, die Wehrpflicht zwar b eizu-
b ehalten, zwangsweise Einb erufungen ab er auszu-
setzen . In dem Parteitagsb eschluss heißt es : »Wir
streb en an, zum Dienst in den Streitkräften künftig
nur no ch diej enigen einzub erufen, die sich zuvor
b ereit erklärt hab en, den Dienst in der Bundes-
wehr leisten zu wollen . «

5 )

D er Bundestag verab schiedet schließlich im Ju-
ni 2 0 0 8 das Wehrrechtsänderungsge setz 2 0 0 8 ,
durch das die Verfügb arkeitskriterien und Wehr-
dienstausnahmen der Ge setzesregelung von 2 0 0 3
weiter B e stand hab en . B ei den Mu sterungen wer-
den inzwischen knapp die Hälfte der Gemusterten
als »nicht wehrdienstfähig« eingestuft.

Die juristische Bedeutung
des Vorlagebeschlusses

Seit dem ersten Vorlagebe schluss vom April 2 0 0 5
sind b ald vier Jahre vergangen . Juristische Ent-
scheidungen sind immer auch von den Änderun-
gen in der S ache und in der Rechtslage abhängig . So
auch in diesem Fall .

D er Kläger de s ersten Verfahrens war Jahrgang
1 9 8 2 . B ereits im Laufe des Jahre s 2 0 07 hatte er die
Altershö chstgrenze für die Einb erufung üb er-
schritten ( § 5 WPflG) . D eshalb haben die B eteilig-
ten de s damaligen Verwaltungsgerichtsverfahrens
die Hauptsache übereinstimmend für erledigt er-
klärt. D amit hatte sich der Vorlageb eschlu ss vom
April 2 0 0 5 in diesem konkreten Fall erledigt ; denn
nun gab e s kein Verfahren mehr, in dem e s auf die
Frage nach der Verfassungsmäßigkeit der Wehr-
pflicht angekommen wäre . Konsequenterweise
hat die 8 . Kammer des Verwaltungsgerichts Köln in
die sem Verfahren (8 K 8 5 64/04) den Vorlageb e-
schluss an das Bundesverfassungsgericht mit B e-
schluss vom 1 3 . Mai 2 0 0 8 aufgehob en .

6)

B ö se Zungen b ehaupten, das Bunde sverfas-
sungsgericht hab e die se Situation vorherge sehen
und seine Terminplanung an diesem Ereignis ori-
entiert, um sich einer Entscheidung in die ser diffi-
zilen Frage zu entziehen . Wie dem auch sei − das
Verwaltungsgericht hat sich j edenfalls nicht von
seiner sorgfältig gebildeten und au sführlich b e-
gründeten Meinung abbringen lassen . Im Septem-

4) » Gemeinsam für D eutschland . Mit Mut und Menschlichkeit. « Ko a-
litionsvertrag von CDU, C SU und SPD , 1 1 . 1 1 . 2 0 0 5

5 ) Antrag A 7 des Parteivorstands

6) Auskunft der Geschäftsstelle de s VG Köln vom 1 8 . 0 3 . 2 0 0 9

F or u m Pazi fi s mus
F or u m Pazi fi s mus

2 ) vgl . dazu Peter Tob iassen: D ie Wehrpflicht muss sich an der Wehr-
gerechtigkeit messen lassen − Anmerkungen zu den Entscheidun-
gen de s Bunde sverwaltungsgerichts und des Verwaltungsge-
richts Köln; inF or u m Pazi fi s mus 0 6 II/2 0 0 5 S . 3 3 ff.)

3) veröffentlicht inF or u m Pazi fi s mus 0 6 II/2 0 0 5 S . 2 8 ff.
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b er 2 0 0 8 erhebt ein 1 9 89 geb orener junger M ann
Klage gegen seinen Einb erufungsb escheid . Die
8 . Kammer des Verwaltungsgerichts Köln mö chte
wiederum der Klage stattgeb en und den Einb eru-
fungsb escheid aufheb en, weil sie die Rechtsgrund-
lage , also das Wehrpflichtgesetz in der aktuellen
Fassung, mit dem Grundsatz der Wehrgerechtig-
keit nach Art. 3 Ab s . 1 GG nicht für vereinb ar hält.
Sie gibt dem Eilantrag de s jungen Manne s statt und
setzt die Vollziehung des Einrufungsb e scheides
aus . Sie mö chte auch der Klage stattgeb en, fasst de s-
halb den hier zur Disku ssion stehenden B e schluss
und legt − konsequenterweise − die Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit der Wehrpflicht erneut dem
Bundesverfassungsgericht vor.

D amit liegt die Wehrpflicht wieder in den Hän-
den des Bundesverfassungsgerichts . D ort hat sie ,
wie das Verwaltungsgericht in seiner B egründung
sorgfältig darlegt, schon mehrfach gelegen . D e s-
halb ist für die Zulässigkeit die se s Vorlageschlu sses
entscheidend , dass »tatsächliche oder rechtliche
Änderungen eingetreten sind , die die Grundlage
der früheren Entscheidungen b erühren und deren
Überprüfung nahe legen . « D as Verwaltungsgericht
nimmt vor allem auf drei Entscheidungen B ezug.

Was sagen die früheren Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts zur Wehrpflicht? Ist
sie bei diesem hö chsten deutschen Gericht in gu-
ten Händen?

Am 5 . Novemb er 1 974 entschied der 2 . Senat
üb er einen Vorlagebe schluss des Verwaltungsge-
richts S aarlouis vom April 1 970 zu den Wehrdienst-
ausnahmen in § 1 1 WPflG (BVerfGE 3 8 , 1 5 4) . D er
Leitsatz lautet : »Die Notwendigkeit, Wehrgerech-
tigkeit im Inneren eb enso aufrechtzuerhalten wie
Verteidigungsb ereitschaft de s grundrechtsgaran-
tierenden Staatswe sens nach außen, fordert eine
enge und üb erschaub are , normative Au sge staltung
der Au snahmen von der Wehrpflicht. « Die sem Er-
fordernis werde die streitige Norm aufgrund einer
verfassungskonformen Auslegung gerecht (S . 1 68) .
E s liege somit kein Verstoß gegen Art. 3 Ab s . 1 GG
vor. Ein gewisses Maß an Ungleichheit sei j eder dif-
ferenzierenden Regelung eigen : Entscheidend sei,
ob dab ei verfassungsrechtliche Grenzen der Wer-
tung von S achverhalten durch den Ge setzgeb er b e-
achtet worden seien . D as sei im vorliegenden Fall
zu b ej ahen (S . 1 67) . Die Entscheidung ist einstim-
mig ergangen . Die Richter Seuffert und Hirsch ge-
b en eine abweichende Meinung zur B egründung
de sselb en Ergebnisses ab (S . 1 7 1 ff.) .

Die nächste Entscheidung (BVerfGE 4 8 , 1 2 7) −
das so genannte Po stkartenurteil − stammt vom 1 3 .
April 1 978 . Die 1 97 7 von der sozial-lib eralen Ko ali-
tion be schlo ssene Änderung von Wehrpflicht- und
Zivildienstge setz erlaubte die schriftliche Erklä-
rung an das Kreiswehrersatzamt, sich au s Gewis-
sensgründen der B eteiligung an j eder Waffenan-
wendung zwischen den Staaten zu widersetzen
und de shalb den Kriegsdienst mit der Waffe ver-

weigern zu wollen . Die se B erechtigung wurde mit
dem Antritt eines Zivildienste s o der einer als
gleichwertig anerkannten Tätigkeit wirksam .

Die CDU/C SU-Bunde stagsfraktion und einige
CDU-geführte Lande sregierungen erhoben erfolg-
reich Organklage vor dem Bunde sverfassungsge-
richt. D as Ge setz wurde für grundgesetzwidrig
und nichtig erklärt. Die in die sem Zusammenhang
relevanten Üb erlegungen au s der sehr langen und
rechtlich komplizierten Entscheidung lauten :

− Auch eine Freiwilligenarmee ist zur Sicherung
der militärischen Landesverteidigung »verfas-
sungsrechtlich unb edenklich« . (Leitsatz 1 )

− Die allgemeine Wehrpflicht ist Au sdruck de s
allgemeinen Gleichheitsgedankens , ihre Durch-
führung steht unter der »Herrschaft de s Art. 3 Ab s .
1 GG . « (Leitsatz 2 )

− »Zur Wahrung der staatsbürgerlichen Gleich-
heit und Wehrgerechtigkeit ist e s deshalb auch von
entscheidender B edeutung, dass die Einb erufun-
gen nicht willkürlich vorgenommen werden . «
(S . 1 62 )

Die Entscheidung ist mit 7: 1 Stimmen ergangen .
D er Richter Hirsch hat in einem ausführlichen ab-
weichendenVotum b egründet, we shalb er die ange-
griffene ge setzliche Neuregelung für verfassungs
konform hält (S . 1 8 5 ff.) . D er Staat werde ohne eine
Gewissensprüfung nicht wehrlo s . Die allgemeine
Wehrpflicht sei kein Verfassungsgeb ot, sondern
»nur« ein einfach-rechtliche s Geb ot und dürfe
nicht mit dem Verteidigungsauftrag der Verfas-
sung identifiziert werden . D as ergeb e sich schon
daraus , dass auch die Senats-Mehrheit eine B erufs-
armee als Alternative für zulässig halte (S . 1 87) .

Die Veröffentlichung der abweichenden Mei-
nungen von Verfassungsrichtern macht klar, dass
die Entscheidungen de s Gerichts nicht »richtig« im
Sinne von wahr sein können, sondern dass sie
durch das demokratische Mehrheitsverfahren als
richtig akzeptiert werden (müssen) . D as ist ein b e-
deutsamer Unterschied . Er zeigt, dass auch Gegen-
meinungen vernünftig, vertretb ar und verfas-
sungsmäßig sein können .

Die dritte Entscheidung stammt vom 2 4 . April
1 9 8 5 und sie ist das Ergebnis veränderter p arteipo-
litischer Konstellationen . 1 9 8 2 wurde Helmut Kohl
durch ein von der FDP unterstützte s konstruktive s
Misstrauensvotum Bunde skanzler. Im Februar
1 9 84 trat das von der neuen Ko alition b eschlo ssene

Kriegsdienstverweigerungsneuordnungsgesetz
(KDVNG) in Kraft. Ungediente Wehrpflichtige
sollten durch das Bunde samt für den Zivildienst an-
erkannt werden . Für alle anderen Anträge waren
weiterhin Prüfungsausschüsse und -kammern zu-
ständig. D er Zivildienst dauerte um ein Drittel län-
ger als der Grundwehrdienst. Im Gesetzentwurf
der SPD sollte der Zivildienst vier Monate länger als
der Grundwehrdienst dauern .

Die smal war es die SPD-Bunde stagsfraktion mit
einigen SPD-regierten Ländern, die das Bunde sver-
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fassungsgericht anrief. D as Gericht erklärte das
KDVNG im We sentlichen als mit dem GG vereinb ar
und b erief sich ausdrücklich auf die Entscheidung
von 1 978 (BVerfGE 69 , 1 ) . Auf die skandalö se
Rechtfertigung de s Verstoßes gegen die eindeutige
Vorschrift des Art. 1 2 a Ab s . 2 S atz 2 GG, wonach die
D auer de s Ersatzdienstes die D auer des Wehrdiens-
te s nicht üb ersteigen darf, soll hier nicht no ch ein-
mal eingegangen werden (vgl . dazu das abweichen-
de Votum der b eiden Richter, Seite 66 ff.) .

In der Wehrpflichtfrage stellt das Bundesverfas-
sungsgericht fest : »Au s dem Verfassungsgeb ot der
staatsbürgerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt
der Wehrgerechtigkeit ergibt sich somit die Ver-
pflichtung des Gesetzgeb ers, Vorsorge zu treffen,
dass nur derj enige von der Erfüllung der Wehr-
pflicht als einer gemeinschaftsb ezogenen Pflicht
hohen Range s freigestellt wird , der nach Art. 4 Ab s .
3 S atz 1 eine Gewissensentscheidung gegen den
Kriegsdienst mit der Waffe getroffen hat. « (S . 2 4)

Auch zu die ser Entscheidung gibt es zwei abwei-
chende Voten . Zum einen formulieren die Richter
M ahrenholz und B ö ckenförde eine abweichende
Meinung zu drei Aspekten der Entscheidung, die
sie ansonsten ab er mittragen . E s geht dab ei um sehr
grundsätzliche verfassungstheoretisch-dogmati-
sche Fragen, auf die hier nicht eingegangen wer-
den muss . Zum anderen kritisiert der Richter M ah-
renholz die Zu ständigkeit des Bundesverteidi-
gungsministers für die KDV-Ausschüsse und -Kam-
mern und sein Recht zur Ernennung der Vorsitzen-
den (Seite 8 7 ff.) .

Politische Einschätzung

Ist damit die Wehrgerechtigkeit b eim Bunde sver-
fassungsgericht in guten Händen?

Die kurze Analyse der Entscheidungen zeigt,
dass das Gericht glücklicherweise kein einheitli-
cher Meinungsblo ck ist, und dass sich die Verfas-
sungsrechtsprechung auch weiterentwickelt und
verändert. E s hat sich herausgestellt, dass die meis-
ten VerfassungsrichterInnen sich nicht von p artei-
politischen Interessen instrumentalisieren lassen
und üb erwiegend unabhängig entscheiden . Inso-
fern kann man von »guten Händen« sprechen, als
sie ihr juristisch-metho disches Handwerk verste-
hen und »Kunstfehler« − wie die Missachtung de s
Wortlauts in Art. 1 2 a GG − recht selten sind . Aller-
dings darf nicht vergessen werden, dass das Bun-
desverfassungsgericht nur auf Antrag tätig wird .

In die sem Fall hat das Verwaltungsgericht Köln
die Frage in seine Hände gelegt, weil der Ge setzge-
ber die Warnzeichen nicht erkannt hat. Er hat sich
mit formalen Korrekturen zufrieden gegeb en, wo
ernsthafte Diskussionen üb er Verfassungsgebote
und Verfassungsgrenzen hätten geführt werden
müssen . Er hat die B edeutung einer dauerhaften
Verletzung staatsbürgerlicher Pflichtengleichheit
ignoriert und versucht, die offensichtlichsten Un-

gereimtheiten durch das Mittel der Au smusterung
zu vertuschen . E s wäre schön, wenn mit solchen
Üb erlegungen ein eindeutig »Schuldiger« ausge-
macht werden könnte . Ab er Vorsicht : D er Ge setz-
geb er setzt sich au s den Vertretern der politischen
Parteien im Parlament zu sammen . Vier von fünf
Fraktionen im Parlament sind für die Ab schaffung
der Wehrpflicht in der j etzt geltenden Form . Wieso
also verab schiedet der Ge setzgeb er im Herb st vori-
gen Jahre s Gesetze sänderungen, die das
Verwaltungsgericht Köln als mit dem Geb ot der
staatsbürgerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt
der Wehrgerechtigkeit für nicht vereinb ar hält?

So be sehen ist die Wehrpflicht auch b eim gegen-
wärtigen Gesetzgeber nicht gut aufgehoben . Viel-
leicht ist er ganz froh, dass das Verfassungsgericht
j etzt eine Entscheidung treffen muss , für die er als
Gesetzgeb er wieder einmal keine Verantwortung
übernehmen muss , sondern auf der p arteipoliti-
schen Eb ene den Gegner mit leeren Worten b ewer-
fen kann .

7)

Wo bleib en die »guten Hände« ? E s bleibt die B e-
sinnung auf das demokratische Grundprinzip : Alle
Staatsgewalt geht vom Volke aus und in die sem Jahr
führt sie zu zahlreichen Wahlen . Also nehmen wir
die Frage der Wehrpflicht auch in die eigene Hand
und konfrontieren die KandidatInnen zur Bundes-
tagswahl mit dieser Frage : Wie hältst du e s mit der
Wehrpflicht und der Wehrgerechtigkeit? Wofür
wirst du dich in Fragen von Krieg und Frieden ein-
setzen und wofür nicht?

Verfassungsfragen sind auch Machtfragen . Und
die Entscheidung üb er die Wehrpflicht ist nicht
nur p arteipolitisch von B edeutung, sondern auch
eine ge sellschaftliche Frage . Mit ihr wird ein Stück
weit darüb er entschieden, ob e s einen »Vorrang für
zivil« geb en wird o der die militärisch-industriellen
Intere ssen die gesellschaftspolitische Entwicklung
b e stimmen werden . D as Bunde sverfassungsge-
richt ist sich der Brisanz der zu treffenden Entschei-
dung voll b ewusst : »Die gegenwärtige öffentliche
Diskussion für und wider die allgemeine Wehr-
pflicht zeigt sehr deutlich, dass eine komplexe poli-
tische Entscheidung in Rede steht . . . , die auf we-
sentliche B ereiche de s staatlichen und gesell-
schaftlichen Leb ens einwirkt. «

8)

Die Vorlage für die-
sen Entscheidungsdruck verdanken wir der kom-
petenten B eharrlichkeit de s VG Köln .

Dr. Werner Glenewinkel ist Vorsitzender der Zen t-
ralstelle KDV.
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7) Ein aktuelles B eispiel, d as dieses p arteipolitische Taktieren zwi-
schen den Gewalten verdeutlicht verdeutlicht, spielt sich gerade
in diesen Tagen ab : D as BVerfG (Urteil vom 2 0 . 1 2 . 2 0 07, Az . - 2 BvR
2 4 3 3/0 4 -, - 2 BvR 2 4 3 4/0 4 -) hat die Einrichtung der Job center
nach der Hartz-IV-Reform als eine nach der Verfassung unzulässi-
ge Mischverwaltung für unzulässig erklärt und dem Gesetzgeb er
eine Frist zur Änderung bis 2 0 1 0 ge setzt. D ie CDU/C SU/SPD-Ko a-
lition hat sich im M ärz 2 0 0 9 nicht auf eine Reform einigen kön-
nen . Die Folge wird ein für alle B eteiligten − insb e sondere die Ver-
waltungsmitarb eitInnen − unerträglicher Schweb ezustand sein,
dessen fristgerechte politisch-legislative B ewältigung mehr als
fraglich scheint.

8) Siehe Fußnote 1



1 2

Fr
ie

d
e

ns
th

e
ol

o
gi

e

m Verlauf j ener Syno de im evangelischen
Johanne s-Stift in B erlin-Sp andau Ende

April 1 9 5 8 sagte D . Dr. Otto Dib eliu s, der damalige
Ratsvorsitzende der EKD , in einem seiner Redeb ei-
träge , er würde , wäre er im Atom-Krieg Soldat, zu
seinem Kommandeur gehen und ihm sagen, dass er
den Auftrag, nämlich Atom-Waffen einzusetzen,
nicht ausführen könne .

Leider hatte ich als gastweiser Teilnehmer an j e-
ner Kirchenkonferenz nicht den Mut aufzustehen
und quer durch den S aal zu rufen : »Herr Bischof, da
kommen Sie nicht hin . « D ab ei standen mir nicht
nur die Erfahrungen als Truppen-Offizier auf fünf
Kriegsschauplätzen vor Augen, sondern auch der
B ericht des ehemaligen Weimarer Ob erbürger-
meisters Luitpold Steidler, der sich im Januar 1 9 4 3
als Ob erst mit Ritterkreuz aus den Kellern der Sta-
lingrader Häuserwü ste zum B efehlsstand von M ar-
schall Friedrich Paulis durchgeschlagen hatte , um
ihm zu sagen, man mü sse Schluss machen, die Sol-
daten hätten nichts mehr zu e ssen und keine Muni-
tion mehr zum Schießen, die Soldaten verreckten
unversorgt. D o ch b evor er zu General Paulaus
durchdrang, wurde er vom Ia (hoher Stabsoffizier
− A nm. d. Red.) der 6 . Armee , einem Generalleut-
nant Arthur Schmidt, abgefangen mit dem B emer-
ken, die Soldaten hätten no ch Seitengewehre zum
Stechen und Zähne zum B eißen, wenn er, Steidle ,
nicht sofort wieder auf seinen Gefechtsstand gin-
ge , ließe er, der Ia, ihn hier vor dem B efehlsbunker
de s Ob erb efehlshab ers standrechtlich erschießen .
Sie können unb esehen davon ausgehen, das die
menschliche Situation in der Atom-Kriegs-Situati-
on no ch brutaler für die dann no ch Leb enden ist,
als sie schon in den Trümmern von Stalingrad war.

Unter den Landsern wurden solche Au skünfte
wie die des Bischofs als Vorstellungen von »Karl-
chen Miesnick im 5 . Glied« üb er den Krieg b ezeich-
net. Nur dass 1 9 5 8 »Karlchen Miesnick« in diesem
Fall der EKD-Ratsvorsitzende und Bischof von B er-
lin-B randenburg war, und also seine Vorstellung
von einem seelsorgerlichen Ge spräch in der Atom-
Kriegs-Situation eine p seudo-geistliche Dignität
hatte . Die bei den Landsern übliche B ezeichnung
der Pfarrer als »Himmelskomiker« war nicht ganz
zufällig gewählt. Ich hab e sie in meiner S aulu s-Zeit
auch bis ins Feldlazarett Dnj epropetrowsk Februar
1 9 4 2 gebraucht: Entweder geht e s in der biblischen
B otschaft wie auf dem Gefechtsfeld um stahlharte
Wirklichkeiten, o der wir können sie uns als Sphä-
renklänge sp aren .

D arum komme ich j etzt zum Zentrum der S ache .
In einer Textauslegung der »Göttinger Predigtme-
ditationen« , die ich aus drei Jahrzehnten gebunden
b esitze , las ich b ei einem Exegeten, die Wahrheit
gäbe es auf zweierlei Weise :

a.) Die Naturge setze , deren Chiffre heiße 2 x2 = 4 .
D as gelte üb erall, vor uns , nach uns , neb en uns . D a-
rauf könne man sich verlassen; und

b .) wenn ein Kind sagt : »Meine Mutter liebt
mich . « D as gelte zwar nicht üb erall, es sagten auch
nicht alle Kinder, auch liebten nicht alle Mütter ih-
re Kinder, wie wir wissen, aber wo e s ge sagt würde ,
sei e s nicht weniger verlässlich als wie 2 x2 = 4 ; also
eine »harte« Wirklichkeit, von der ein Mensch lebt.
B ewahren wir uns diese Auskunft als Analogie zu
dem Kirchenlied »Gott liebt diese Welt« (E G 4 09) in
Auslegung von Joh . 3 , 1 6 in unserer Wahrnehmung
erst einmal auf, b evor wir j etzt zu den äußeren Um-
ständen der Atom-Syno de 1 9 5 8 kommen .

»Wer so redet, schießt auch! «

Diese Syno de der EKD hatte eine sub stanzielle Vor-
ge schichte − nicht nur waffentechnischer Art: 1 6 .
Juli 1 9 45 − US-Atombomb e Lo s Alamo s ; 6 . August
1 9 45 − Hiro shima; 9 . August 1 9 45 − Nagasaki; 2 9 .
August 1 949 − sowj etische Atomb omb e ; 3 . Oktober
1 9 5 2 − britische Atomb omb e (Die »Nachzügler«
Frankreich und China lasse ich j etzt mal b eiseite ,
eb enso Pakistan, Indien, Israel) ; 1 . Novemb er 1 9 5 2
− US-Wasserstoffb omb e ; 1 3 . August 1 9 5 3 − sowj eti-
sche Thermonukle arbombe u sw. usf. Die USA ha-
b en immer alles vorgemacht, die anderen alle sind
stets gefolgt, also mu sste man wieder einen neuen
Vorsprung herausarb eiten etc .

Als 1 9 5 7 der deutsche Verteidigungsminister
F.J . Strauß meine , im »Konzert« der antagonisti-
schen Atom-M ächte müsse die zur Nato gehörende
Bundeswehr im auf O st und West geteilten
D eutschland »mitspielen« , d . h . atomar aufgerü stet
werden, da haben die so genannten Göttinger 1 8 ,
eine Gruppe von Atom-Physikern wie Otto Hahn,
Werner Heisenb erg, Max B orn, Max von Laue , C arl-
Friedrich von Weizsäcker u . a. erklärt, dass sie ihre
Erkenntnisse auf dem Gebiet der Atom-Physik
nicht zum B au einer deutschen Atom-B omb e zur
Verfügung stellen werden .

Im Frühj ahr 1 9 5 8 war Strauß im Zitat mit dem
S atz zu hören gewesen, man werde auf den ersten
Schu ss (der kommunistischen Seite) mit der Atom-
B ombe antworten (B erichtsb and der EKD »B erlin

Curt-Jürgen Heinemann-Grüder

50 Jahre Atom-Synode der EKD. . .
. . . und die » 10 Bruderschaftsthesen zur Unterweisung der Gewissen
angesichts der Atom-Waffen«
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1 9 5 8« , S . 2 5 8) . Selb st wenn es nur einer seiner b aju-
warischen Temperamentsausbrüche gewe sen sein
sollte , der b aden-württemb ergische Ministerpräsi-
dent Reinhold Meyer quittierte die se Äußerung mit
dem B emerken : »Wer so redet, der schießt auch ! «

Die kirchlichen B ruderschaften, die sich in den
einzelnen Landeskirchen im »Kampf gegen den
Atom-To d« mit Gewerkschaften und Friedensgrup-
pen gebildet hatten, waren dagegen der Meinung,
die wirkliche o der nur vermeintliche »Gefahr au s
dem O sten« sei anders zu b eantworten als in der Po-
tenzierung de s »wie du mir, so ich dir« durch Exter-
minationsmittel . Sie stellten die Frage , ob , wenn e s
denn nun − wie einem die Atom-Physiker sagten −
waffentechnisch möglich sei, das menschliche , tie-
rische und pflanzliche Leb en auf unserem Plane-
ten auszulö schen, etwa mit 1 0 Wasserstoffb omb en,
ob dann nicht durch die totale Waffe offenkundig
geworden sei, dass der ganze Weg dahin verkehrt
gewesen wäre , und also das Vergeltungsdenken als
das scheinb ar Normale radikal, d . h . auf seine Wur-
zel hin, zu hinterfragen sei .

D as war 1 9 5 4 die Erkenntnis des ehemaligen
U- B o ot-Kapitäns und sp äteren Pastors Martin Nie-
möller nach seinem Ge spräch mit Otto Hahn, dem
Entdecker der Atom-Sp altung gewe sen . Sie , die
Bruderschaften, waren der Meinung, dass hier
Glaub e und Nihilismus als sich ausschließende Ge-
gensätze zu Tage träten . (. . . )

»Vorbehaltlos und unter allen Umständen«

D eshalb soll hier der Wortlaut der 1 0 Bruder-
schaftsthe sen folgen, von denen Karl B arth damals
gesagt hat, er teile ihre Aussagen, als hätte er sie
selb st verfasst. Ich finde diese The sen, die ich am
2 . Februar 1 9 60 von Potsdam aus mit unterschrie-
ben hab e , sehr b esonnen . Ihre Brisanz liegt in den
Konsequenzen, zu denen sie rufen .
1.) Der Krieg ist das letzte, in allen seinen Gestalten
vo njeherfragwürdige MittelpolitischerA useinan-
dersetzung zwischen Völkern und Staa ten. (. . . )
2.) Kirchen aller Länder und Zeiten haben die Zu-
bereitung undA nwendung dieses Mittels bis heute
a us versch iedenen gu ten und wen iger guten
Gründen n ich tfür unm öglich gehalten.
3.) Die A ussich t a uf einen künftigen un ter Ge-
bra uch der m odernen Vern ich tungsm ittel zu füh-
renden Krieg ha t eine neue Lage geschaffen, ange-
sich ts derer die Kirche n ich t neutral bleiben kann.
4.) Krieg als A to m-Krieg bedeutet die gegenseitige
Vern ich tung der a n ih m beteiligten Völker m itEin-
schluss unzähliger Menschen anderer Völker, die
am Ka mpf beider Seien n ich t beteiligt sind.
5.) Krieg als A to mkrieg ist dam it als ein zurpoliti-
schen A useina ndersetzung un ta ugliches Mittel er-
wiesen.
6.) Die Kirche und der einzelne Christ kö nnen da-
rum zu einem als A to mkrieg zu führenden Krieg
n ur Nein sagen.

7.) Sch o n die Vorbereitung eines solchen Krieges ist
un ter allen Umständen Sünde gegen Go tt und den
Nächsten, an der sich keine Kirche, kein Christ m it-
sch uldig machen darf.
8.) Wir verlangen darum im Namen des Evangeli-
ums, dass der Vorbereitung dieses Krieges im Be-
reich unseres Landes und Staa tes ohne Rücksich t
a uf alle anderen Erwägungen sofort ein Ende ge-
mach t werde.
9.) Wir fordern alle, die m it Ernst Christen sein
wollen, a uf, sich der Mitwirkung an der Vorberei-
tung eines A to mrkeiges vorbehaltlos und un ter al-
len Umständen zu versagen.
1 0.) Ein gegen teiliger Standpunkt oder Neu tralität
dieser Frage gegen über ist christlich n ich t vertret-
bar. Beides bedeutet die Verleugn ung aller drei A r-
tikel des christlichen Gla ubens.

Diese der EKD März 1 9 5 8 mit der Unterschrift von
Ob erkirchenrat Dr. Heinz Kloppenburg und dem
sp äteren Bunde sverfassungsgrichter Dr. Helmut
Simon vorgelegten Thesen fanden von dem er-
wähnten B asler Theologen Prof. D . Karl B arth, dem
so genannten theologischen Vater der B ekennen-
den Kirche ( 1 9 3 4 in B armen) , folgende B egutach-
tung : » . . . Die we stdeutschen Bruderschaften mit ih-
rem Ursprung in und ihrem Zusammenhang mit
dem, was vor 2 5 Jahren geschehen ist, sollen . . . wis-
sen, dass ich wie üb erhaupt, so gerade in der sie
j etzt bewegenden S ache , von ganzem Herzen mit
ihnen bin und hinter ihnen stehe und dass ich das
auch in Zukunft um so freudiger tun werde , j e frei-
er von allem Tiefsinn und aller Schwermut, j e klarer
und entschlo ssener, j e konze ssionslo ser und folge-
richtiger sie den von ihnen b etretenen Weg fortset-
zen werden . Was war das für ein in deutschen Zei-
tungen verbreitetes Gerücht, dass Prof. B arth mit
den 1 0 Thesen der Anfrage nicht üb ereinstimme ?
S agen sie e s allen und j edem, dass ich mit die sen
Thesen (mit Einschluss der 1 0 ! ) üb ereinstimme ,
wie wenn ich sie selb er ge schrieb en hätte , und dass
ich nichts sehnlicher wünsche , als dass sie in Frank-
furt und nachher im weiteren Raum der Evangeli-
schen Kirche in D eutschland würdig, einleuch-
tend und fröhlich, aber in der S ache unb eugsam,
vertreten und interpretiert werden mö chten . Ob
die Frankfurter Tagung ein >Erfolg < sein wird , ist ei-
ne zweite Frage neb en dem, was ich ihr mit Ihnen
allen wünschen mö chte : D ass sie von dem allein gu-
ten Geist der >Nachfolge <b eherrscht werden mö ch-
te . « (vgl . TheolExistenz heute , Heft 70 , Chr. Kaiser
Verlag, München 1 9 5 9 ; S . 8 und 1 04) .

D er Riss , der ab er quer durch die EKD ging und
noch geht, do ch unter dem Wort de s leb endigen
Gotte s nicht unheilb ar ist, wenn wir ihn denn ge-
mäß 2 . Mo . 1 5 , 2 6 den Herrn unsern Arzt sein lassen,
ging auch durch ein und dasselb e Amt. Als ich − wie
gesagt − Frühj ahr 1 9 60 als Referent der Generalsu-
perintendentur der Kurmark in Potsdam meinem
Chef, D . Walter Braun, b ei einer Dienstb e spre-
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chung sagte , ich hätte die 1 0 Bruderschaftsthe sen
j etzt auch unterschrieb en, fragte er mich üb er den
Tisch herüb er: »Wollen Sie mir den Glaub en ab spre-
chen?« , antwortete ich : »Nein, Bruder Braun, aber
in diesen Thesen den meinen bezeugen . « E s war ein
Ge spräch auf Messers Schneide , aber es war ein Ge-
spräch . D . B raun hat das verstanden . Wir hab en in
der Situation der DDR bis zum Schlu ss des gemein-
samen Dienstes und darüb er hinaus gut zusam-
menge arb eitet. Auf meinen Vorschlag hat er Martin
Niemöller nach Potsdam eingeladen, ebenso Prof.
Dr. Hromadka aus Prag, den Mann der CFK (Christ-
liche Friedensko nferenz − A nm. d. Red.) . Schon
1 9 5 9 hatte er sich in der Potsdamer Kirchenzeitung
zum Interpreten der Kasseler Rede von Martin Nie-
möller gemacht, in der dieser ge sagt hatte , Eltern,
die im Atom-Zeitalter ihre Söhne Soldaten werden
ließen, müssten wissen, dass sie sie zum Verbre-
chen ausbilden ließen . F.J . Strauß hat gegen M . Nie-
möller eine Verleumdungsklage angestrengt, die
auf Veranlassung von Dr. Adenauer niederge schla-
gen wurde , in der richtigen Annahme , dass e s sich
hier nicht um persönliche B eleidigungen, sondern
um letzte Differenzen in der Erkenntnis der Obj ek-
tivität der Wahrheit handelte , deren Ja o der deren
Nein oft erst po st fe stum zu Tage träte .

»Die Revolution aller Revolutionen«

D arum kommen wir j etzt zum Kern des Problems
zurück, wenn wir die Kinde s-Aussage »Meine Mut-
ter liebt mich« als Analogon der biblischen B ot-
schaft »Gott liebt die se Welt« E G 4 09 verstehen und
diese ins Zentrum der so genannten Atomwaffen-
frage rücken, und zwar ins Zentrum kirchlicher
Verkündigung, die keiner der Kirche Je su Christi
abnehmen kann, oder sie von sich aus unterschla-
gen oder zur Dispo sition stellen könnte . Sie steht
und fällt mit die ser ihr aufgetragenen B otschaft.
D ass die B otschaft von der Lieb e Gottes gar nicht so
selb stverständlich ist, wie es uns Christen erschei-
nen mag, sieht man daran, wenn man feststellen
muss , dass in dem B egriffsverzeichnis de s Koran-
Exemplars, welches ich im Kaufhaus »Horten«
1 9 8 2 erworb en hab e , die Worte »Lieb e« bzw. »lie-
b en« nicht vorkommen, stattde ssen 1 8 0 Mal der
Ort strafender Gerechtigkeit : die Hölle . D o ch b e-
vor wir hier den ersten Stein werfen, wollen wir
uns daran erinnern, dass die Christenheit ihre ver-
heerenden Kreuzzüge ins »Heilige Land« unter dem
Pap st-Wort Urb ans II . » Gott will es« um 1 09 9 gestar-
tet hat und Juden-Pogrome , Ketzerprozesse und
Hexenverbrennungen inszeniert hat, deren man
sich nur schämen kann .

Was man so leicht hinsagt, als wäre es das Nor-
malste unseres D aseins , nämlich dass » Gott die se
Welt liebt« , ist im Grund die Revolution aller Revo-
lutionen : Die Schuld anderer Leute b ezahlen, B ö ses
mit Gutem vergelten, den Feind lieb en, für Mörder
bitten, Auferstehung aus dem To d unserer Sünden

praktizieren . Als beim D eutschen Evangelischen
Kirchentag in Köln der ehemalige Ministerpräsi-
dent von S achsen-Anhalt, Reinhard Höppner, sagte ,
man müsse mit den Talib an in Afghanistan reden,
gab es gleich Gemurre .

Als der Erzbischof von Canterbury 1 9 8 2 auch
für die gefallenen argentinischen Soldaten nach
der Wiedererob erung der Falkland-Inseln b etete ,
da war die Anglikanerin Margret Thatcher sauer.

Als Martin Niemöller 1 9 5 0 sich gegen die von
Adenauer initiierte Remilitarisierung der Bunde s-
republik aussprach mit der B emerkung, dass die
Russen j a Gründe hätten, sich vor einer neuen
durch westliches Bündnis fundierten, mit mor-
dernsten Waffen ausgerü steten Bundeswehr zu
fürchten, hat Dr. Adenauer auf seinem Parteitag in
Go slar am 4 . Oktober 1 9 5 0 gesagt: »Ich kann nur sa-
gen, dass Herr Niemöller in geradezu unverant-
wortlicher Weise sich gegen die Ehre und das Anse-
hen seiner Mitmenschen versündigt hat. D ass er
dem deutschen Volke schwersten Schaden zufügt. «
(vgl . M . Niemöller: Was würde Je sus dazu sagen?
Rö derb erg Verlag, Frankfurt am Main 1 9 8 6 , S . 1 0 8
f.) (. . . )

Hoffnungsträger

D arum gehörte und gehört zu einer Atom-Syno de
nicht nur aus Gründen der Frömmigkeit, sondern
der nüchternen S achlichkeit die B otschaft von der
Lieb e Gottes , die Gott sich seinen Sohn ko sten ließ,
und diese B otschaft glaubwürdig auszurichten,
wie e s Friedrich von B o delschwingh getan hat,
o der ein Paul Schneider, wie ein M artin Luther
King, wie ein Erzbischof O scar Romero , wie eine
Mutter Teresa und andere mehr, wenn man die
Wirklichkeit dieser Wahrheit nur entdecken und
gelten lassen will . D arum sollen hier einige der b e-
kannte sten Worte der Bib el von der Liebe Gottes zu
unserer Welt in Erinnerung gerufen werden; es ist
wahrlich keine B e schreibung e soterischen »Augen-
verdrehens« , sondern eine Faktensammlung und
die Proklamation einer Handlungsanweisung, dem
gegenüb er ein Konjunkturprogramm reine s
Wunschdenken ist. Die Juden stehen in ihrer Ge-
schichte für die Leibhaftigkeit dieses das Zeugnis
von der Lieb e Gottes enthaltenden Buches .

Eine der prägnantesten Stellen der Heiligen
Schrift, die von dem revolutionären Charakter der
Lieb e Gotte s spricht, steht im Römer-Brief Kap .
5 , 6- 1 0 . »Gott rennomiert mit seiner Lieb e uns ge-
genüb er, dass ER uns geliebt hat, als wir no ch Fein-
de waren« (Rö . 5 , 8) . D as braucht man nur einmal in
unsere Welt mit ihren in die Seelen einge ätzten
Feindschaften in B eziehung zu bringen, etwa bei
Hutu s und Tutsis in Afrika, Singale sen und Tamilen
in Sri Lanka, b ei Palästinensern und I sraelis in Nah-
O st, um das Revolutionäre , Riskante , j a Wahnsinni-
ge zu erkennen, dass Gott seine Feinde liebt, weil
unsere Feindschaft gegen ihn viel existenzgefähr-



1 5

21
I / 2 0 0 9

dender ist für uns als für ihn . Die deutsche »Erb-
feindschaft« gegen Frankreich mit zwei Weltkrie-
gen war j a für uns selb st no ch viel folgenschwerer
als für unsern Nachb arn, mit dem wir » auf einmal« ,
nämlich seit der Katastrophe von 1 9 45 , nicht
zuletzt dank dem menschlichen Format von Char-
le s de Gaulle und Dr. Adenauer und ihrer Ge ste der
Umarmung in der Kathedrale von Reims in Freund-
schaft leben können . O der dass ausgerechnet der
Generalsekretär der KPdSU, der do ch für die »reine
Lehre« de s M arxismus-Leninismus zu ständig war,
der getaufte B auernjunge Michail Gorb atschow
au s dem Kaukasus , sagte , ich mache den Wahnsinn
des Ho chrüstens nicht mehr mit, und der eher das
eigene System kollabieren ließ unter dem Risiko
des Krim-Putsches am 2 1 . August 1 9 9 1 , als den »im-
perialistischen Feind« weiter zu verteufeln; o der
dass der Kniefall de s deutschen Bunde skanzlers
Willy Brandt vor dem Warschauer-Ghetto-D enk-
mal am 7. D ezemb er 1 970 ihn und uns alle nicht er-
niedrigt, sondern in Wahrheit erhöht hat, das alle s
sind Widerspiegelungen der Revolution der Lieb e
Gotte s zu uns, seinen Feinden, an denen deutlich
wird , dass das Wort von der Lieb e kein Blabla ist,
sondern Leb en au s der S ackgasse des Todes . M an
muss das Evangelium − mit Luther zu sprechen −
ins Fleisch bringen !

Von daher wollen no ch ein p aar Schriftsteller
von der Lieb e Gottes zu uns Sündern gehört sein,
die fernab von frommen Gesäu sele sind , sondern
allemal von dem Mut de s Glaubens sprechen, der
stärker ist als die Feigheit de s Hasses .

Eph . 5 , 1 1 ff. »Seid nun Gotte s Nachfolger als ge-
liebte Kinder und lebt in der Lieb e , gleichwie
Christus uns geliebt hat und sich hingegeben gat
für uns als Gabe und Opfer. « So wie Pater M aximili-
an Kolbe Juli 1 9 4 1 im Stammlager von Auschwitz
sich beim Zehner-Abzählen zum Verfrachten in
den Hungerbunker für seinen zitternden Neb en-
mann Franciszek Gajwroniczek preisgegeb en hat,
so dass dieser die KZ-Haft üb erlebte , und nach dem
Krieg in der katholischen Kirche Polens »herumge-
reicht« worden ist als anschauliches B eispiel, dass
einer das Leb en hab en kann, weil ein anderer in
meinen Tod getreten ist. (. . . )

Joh . 3 , 1 6 »So sehr hat Gott die Welt geliebt, dass
er seinen eigenen Sohn dahingab , damit alle , die an
ihn glauben, nicht verlorengehen, sondern das
ewige Leb en hab en . «

Was heißt denn, ihm zu glaub en? D arauf hat Mar-
tin Niemöller Mitte der dreißiger Jahre des letzten

Jahrhunderts eine gültig bleib ende Antwort au s
dem KZ S achsenhausen gegeben : »Wir sind nicht
gefragt, was wir uns selb st zutrauen, sondern wir
sind gefragt, ob wir Gotte s Wort zutrauen, dass es
Gotte s Wort ist und tut, was es sagt. « D arum : »Wenn
j emand Gott liebt, der ist von ihm erkannt« 1 . Kor.
8 , 3 . O der : »Unser Herr Jesus Christus und Gott, un-
ser Vater, der uns geliebt und uns seinen ewigen
Tro st gegeb en hat und eine gute Hoffnung durch

Gnade , der mache eure Herzen getro st und stärke
euch in j edem guten Werk« 2 . Tess . 2 , 1 6 . D arum
wieder ein Exempel au s der Wirklichkeit : D er
deutsch-italienische Jude Ralph Giordano hat mal
gesagt : » Solange es in D eutschland solche Men-
schen gibt wie j ene Hamburger Frau , die uns das
ganze Dritte Reich üb er in ihrem Keller versteckt
und verpflegt hat, geb e ich das Land nicht auf. « Wa-
rum sollten wir nicht auch solche Hoffnungsträger
sein?

»D as ist Sünde.«

Was heißt diese geb allte B otschaft von der Lieb e
Gotte s zu seinen Ge schöpfen anderes als das , was
B ischof Dr. Ulrich Fischer (Landesbisch of der
Evang. La ndeskirche in Baden − A nm. d. Red.) in
seinem Weihnachtsartikel des PK Nr. 3 0 0 u . a. zum
Ausdruck bringt, nämlich, dass Gott sich die S ache
des Menschen zu eigen gemacht hat. Wer also den
Menschen anrührt − außer zum Guten − , der b e-
kommt e s mit IHM zu tun . Von daher ist die erste
von den 60 Thesen von Prof. D . Heinrich Vogel, ei-
nem Protagonisten der ehemaligen B ekennden
Kirche in B erlin-Brandenburg, in der Atom-Syno de
1 9 5 8 zu verstehen, wenn er sagt : »D en Menschen,
den Gott so geliebt hat, wie es uns das Evangelium
sagt, auch nur als Obj ekt von Massenvernichtungs-
mitteln denken zu wollen, ist Sünde . « Wer das b e-
streitet, der sage nicht mehr, er wisse , was Sünde
ist. Er weiß e s auch sonst nicht.

So wie Luther in seiner Auseinandersetzung mit
dem Humanisten Erasmus von Rotterdam, welcher
Gewissheiten für eine geistliche Anmaßung hielt,
in seiner Schrift »de sero arbitrio« ( 1 5 2 5 ) ge sagt hat,
genau darum ginge e s, nicht klüger als Gott in sei-
nen gewissen Zu sagen sein zu wollen, denn ohne
sie sei b ei uns alle s ambivalent − die Finanzkrise
lässt grüßen, die Sicherheitskrise steht in den Start-
lö chern − um zu wissen, was wir zu tun, und was
wir zu lassen hab en . Gut und B ö se seien keine B e-
liebigkeiten unserer Existenz . (vgl . Clemen, B d . 3 ,
Seite 97, Z . 3 0 ff.)

In 5 0 Jahren keinen Schritt weiter

Um die se geistliche Klarheit von der Fleischwer-
dung Gottes (Joh. 1 , 14) geht e s . D ann wissen wir
auch, was uns aufgegeben ist : nämlich mit Dietrich
B onho effer glaub en zu lernen . Er hat in einer Pre-
digt inmitten von Hitlers so genannter Machter-
greifung, nämlich am 2 6 . Februar 1 9 3 3 , üb er den
Gideon de s Richterbuches , der seinen Gott, den
Gott Abrahams , Isaaks und Jacob s , ange sichts der
Midianiter-Üb ermacht angefo chten fragt : »Womit
soll ich I srael erlö sen?« (Ri . 6 , 1 5 ) , und der dann zu
hören b ekommt, mit einer bis auf 3 0 0 M ann redu-
zierten Schar, wie ge sagt, in j ener Predigt in dem
damals hitlerb egeisterten B erlin hat B onhoeffer
gesagt : »D as größte Hindernis des Menschen, Gott
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den Herrn sein zu lassen, d . h . zu glaub en, ist unsere
Feigheit. « B onho effer, der von vielen als »wunder-
b ar geb orgen« Zitierte , sagt in seiner Predigt wei-
ter: »Gideon hat geglaubt, er hat gehorcht, er hat
Gott die Ehre gegeb en, er hat auf seinen Ruhm ver-
zichtet, und Gott hat sein Wort gehalten . « B onho ef-
fer fragt weiter : »Ein Märchen − wie andere auch?
Wer so redet, hat nicht b egriffen, dass Gideon lebt
und die Gideonsge schichte sich täglich in der
Christenheit wiederholt : Ich will mit dir sein vor
dem Feind ! − Was tut Gideon? Was tun wir? Man
rafft alle eigene Kraft zusammen, greift nach allen
Mitteln der Hilfe , man b erechnet, erwägt, zählt,
man rüstet sich mit Wehr und Abwehr, bis dann
plötzlich unerwartet − niemand weiß , wann − der
lebendige Gott selb st wieder den Menschen an-
fällt: Hast Du Glaub en, so leg deine Waffen ab , ich
bin deine Waffe ; . . . leg deinen deinen Stolz ab , ich
bin dein Stolz . Hörst du es Kirche Gideon, lass Gott
allein, lass sein Wort, sein S akrament, seine Geb ote ,
deine Waffen sein, suche keine andere Hilfe , er-
schrick nicht . . . Lass dir an seiner Gnade genügen . «
(vgl . Dietrich B onho effer, Gesammelte Schriften,
B and 4 ; Predigten; München 1 9 61 , S . 1 1 5 )

Vielleicht sollten wir Dietrich B onho effer auch
in der Frage der so genannten Atom-Waffen alias
Massenvernichtungsmittel endlich unseren Glau-
b ensbruder sein lassen, der uns mutig vorangegan-
gen ist im Wagnis , die viel b e sungene Geb orgen-
heit durch gute Mächte wirklich in Gott gegeb en
sein zu lassen, freigemacht zum Gehorsam gegen
Christus − »Midian« zum Trotz . Die Staaten werden
immer Ermessensgründe finden, warum sie auf das
»Teufelszeug« − Alfred Dregger am 2 1 . November
1 9 8 3 im D eutschen Bunde stag (vgl . Die Nachrü s-
tungsdeb atte im D eutschen Bunde stag, rororo
5 4 3 3 , Hamburg 1 9 84 , S . 49) − meinen nicht verzich-
ten zu können . Ein Karlsruher Gymnasiast hat es
1 9 9 2 auf den Punkt gebracht, als nach dem Kollap s
der Sowj etunion in Russland gefragt wurde , was
denn nun aus der Nato würde , die do ch im Gegen-
satz zu Ru ssland ins Leb en gerufen worden war:
»Ein Feind wird sich schon finden . « − So »witzig« das
klingt ; es ist reiner Zynismu s, der die Praxis der
Mächte widerspiegelt. D as Gegenteil vom Geist Je-
su Christi ! »D en Menschen, den Gott so geliebt hat,
wie es das Evangelium sagt, auch nur als Obj ekt von
Massenvernichtungsmitteln denken zu wollen, ist
Sünde . « Die Analogie der Liebe Gottes aus Kinder-
mund : »Meine Mutter liebt mich« − das ist für das
Kind , das so spricht, wichtiger als 2 x2 = 4 . Für die
Kirche auch? Offenb ar nicht, denn in 5 0 Jahren ist
die EKD − abge sehen von wohlau sgewogenen,
zum Frieden mahnenden, praktische Schritte emp-
fehlenden Friedens-D enkschriften − über ihre so
genannte Ohnmachtserklärung vom 3 0 . April 1 9 5 8
nicht hinau sgekomen : »Die unter uns b e stehenden
Gegensätze in der B eurteilung der atomaren Waf-
fen sind tief, sie reichen von der Üb erzeugung, dass
schon die Herstellung und B ereithaltung von M as-

senvernichtungsmitteln aller Art Sünde vor Gott
ist, bis zu der Üb erzeugung, dass Situ ationen denk-
b ar sind , in denen in der Pflicht zur Verteidigung
der Widerstand mit gleichwertigen Waffen vor
Gott verantwortet werden kann . Wir bleib en unter
dem Evangelium zusammen und mühen uns um
die Üb erwindung dieser Gegensätze . Wir bitten
Gott, er wolle uns durch sein Wort zu gemeinsamer
Erkenntnis und Entscheidung führen . « (vgl . B e-
richt über die 3 . Tagung der 2 . Synode der EKD vom
2 6 . bis 3 0 . April 1 9 5 8 , S . 2 1 8) . D as Po sitive die ser Er-
klärung ist, dass sie inhaltlich sagt : B eide Po sitio-
nen sind gleichzeitig vor Gott nicht möglich . Unter
der Voraussetzung, dass sie den von ihr um »ge-
meinsame Erkenntnis und Entscheidung« angeru-
fenen Gott mit vielen Agno stikern in unserem Volk
nicht auch für eine leblo se Proj ektion im »Jenseits«
hält, mü sste sich die EKD in der Gegenwart ihre s
Gottes öffentliche Rechenschaft geb en, warum e s
in 5 0 Jahren nicht möglich ist, au s dem leb endigen
Wort de s Leb endigen Gottes evangelische Klarheit
zu gewinnen, reformatorischer perspicuitas Heili-
ger Schrift gemäß . D as tut sie nicht − au s Angst vor
den gesellschaftlichen Konsequenzen in einer nur
auf gegenseitiger Ab schreckung sich b asierenden
Welt. B onho effer ist in die ser kirchlichen Praxis
nicht unterzubringen . Die jungen Leute in Mutlan-
gen waren Anfang der 8 0er weiter − auch ohne
EKD .

Ich schließe mit dem »Zeugen Je su Christi unter
seinen Brüdern« − laut Gedenktafel in Flo ssenbürg.
Er hatte schon 1 9 3 6 an seinen Schwager Rüdiger
Schleicher geschrieb en : »Ich glaub e , dass die Bib el
. . . die Antwort auf alle unsere Fragen ist und dass
wir nur anhaltend und . . . demütig zu fragen brau-
chen, um die Antwort von ihr zu bekommen . « (vgl .
Ferdinand Schlingensiepen : Dietrich B onho effer.
Eine Biographie . München 2 0 0 5 , S . 1 1 3 ) .

Ob die Evangelische Kirche in D eutschland heu-
te unter seinem Appell »Christentum b edeutet Ent-
scheidung« (a. a. O . , S . 1 1 1 ) hört? D enn no ch am 2 2 .
März 1 9 8 2 hat Eb erhard B ethge im Gemeindehaus
Pe stalozzi-Straße in Pforzheim vor fast 2 0 0 Leuten
in einem Vortrag »B onho effer − Pazifismus und
Konspiration« ge sagt, dass B onho effer, lebte er
no ch, auch heute nicht von seiner Kirche aner-
kannt wäre !

D as deutsche Fernsehen (ARD) hat vor nicht all-
zu langer Zeit j enes B onho effer-Wort von der auf
ernste s Fragen Antwort geb enden Bib el als ein
Merkwort über den Äther au sge strahlt. Offenb ar
müssen die TV-Leute den Kirchenleuten sagen, auf
was man in dieser Welt zu achten hat.

Curt-Jürgen Heinemann-Grüder ist emeritierter
Pfarrer. Der h ier veröffen tlich te (leich t gekürzte)
Text ist das Man uskript eines Vortrags, der am 29.

Ja n uar in Pforzheim bei einer Veranstaltung des
Versöh n ungsbundes im Rah men der evangeli-
schen Erwachsenenbildung gehalten wurde.
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Theodor Ebert

Gewaltfrei und demokratisch
Herkunft und Zukunft des Bundes für Soziale Verteidigung

om 1 5 . bis 1 6 . April 2 0 0 5 hat der Bund für
Soziale Verteidigung zusammen mit dem

Institut für Friedensarb eit und Gewaltfreie Kon-
fliktaustragung in Hannover einen Workshop ver-
anstaltet zum Thema »Zur Aktualität von Sozialer
Verteidigung« . B arb ara Müller und Christine
Schweitzer hab en diese Tagung sorgfältig und um-
fassend dokumentiert (im Verlag Sozio-Publishing;
147 Seiten; 9 , 9 0 Euro) . Wenn das damals Üb erlegte

weitergeführt und zum Programm gemacht wor-
den wäre , dann könnte ich mir die sen so genann-
ten Festvortrag j etzt weitgehend sp aren und zu-
mindest auf dem 2 0 0 5 Erarb eiteten aufb auen .

Als ich die Einladung zur j etzigen Tagung »Ge-
waltfrei gegen B esatzung« las, hatte ich den Ein-
druck, dass wir versuchen, aktuell zu sein, ab er die
Hau saufgab en von 2 0 0 5 noch nicht gemacht ha-
ben . Wir hab en keine konkret-utopische Vorstel-
lung de ssen, was wir anstreb en und was wir in ab-
sehb arer Zeit hier in D eutschland und in Europ a
durchzu setzen hoffen .

In dieser Verlegenheit sind wir allerdings nicht
alleine . Wenn man sich nach den p azifistischen Al-
ternativkonzepten zur Nato umsieht, findet man
wenig Konstruktives . In dem Aufruf, der zu Aktio-
nen gegen das 60-j ährige Jubiläum der Nato auffor-
dert, ist man sich nur in den Negationen, nicht ab er
in den Po sitionen einig . D as ist auch kein Wunder,
wenn man auf das S ammelsurium der Unterzeich-
ner achtet. B ei einigen Organisationen gruselt es mir.

Ich will das j etzt nicht vertiefen, ab er ein Stoß-
seufzer sei mir ge stattet : Welche Mühe hab en wir
uns vor 2 0 Jahren do ch gegeb en, Trägerorganisa-
tionen für unseren Bund zu finden, und wie inten-
siv hab en wir um eine S atzung gerungen, die es er-
laubte , Einzelmitglieder und Gruppen fair und
do ch repräsentativ zu Wort kommen zu lassen und
die Stimmen der B asisorganisationen zu gewich-
ten ! Wir wollten im Ringen um ein gewaltfreie s
Konzept der Sicherheitspolitik für möglichst viele
der gewaltfreien Gruppen in der Friedensb ewe-
gung sprechen können . Wir hatten schließlich in
der Schlu ssphase der Protestb ewegung gegen die
Stationierung neuer Mittelstreckenraketen ge-
merkt, dass man sich in die ser B ewegung − ange-
sichts des massiven Einflusse s der DKP − auf etwas
Konstruktive s nicht mehr einigen konnte und der
kleinste gemeinsame Nenner keine Antwort auf
drängende Fragen ermöglichte .

D o ch no ch einmal zurück zur Einladung zu die-
ser Tagung. D a wird gefragt und no ch in der Frage
bereits die Antwort suggeriert : »Wie ist die Situati-

on heute , wenn wir in D eutschland keinen Ein-
marsch fremder Truppen mehr b efürchten . . . « Ich
halte dies für eine sehr ob erflächliche B e schrei-
bung der Ausgangssitu ation b ei der Gründung de s
Bunde s für Soziale Verteidigung . Wir hab en die sen
Bund nicht gegründet, weil wir annahmen, dass im
Falle einseitiger Abrü stung und ohne weitere Vor-
kehrungen mit dem Einmarsch sowj etischer Trup-
pen zu rechnen wäre . Wir waren in unserer politi-
schen Phantasie nicht im B anne der Prop aganda
von B efürwortern der militärischen Ab schre-
ckung, sondern überlegten sehr viel grundsätzli-
cher, mit welchen B edrohungen ein demokrati-
sches Gemeinwesen zu rechnen hat, das sich aus-
schließlich auf die Fähigkeit der B evölkerung und
seiner Regierung zum gewaltfreien Widerstand
verlässt.

Unser Vorbild war der Traum M ahatma Gandhis
von einem Indien, das seine innen- und außenpoli-
tischen Sicherheitsprobleme nicht mit Militär und
einer schwer bewaffneten Polizei, sondern mit ei-
ner Shanti Sena b earb eitet. Und ich üb ersetze hier
Shanti Sena mit flächendeckendes Netzwerk ge-
waltfreier Aktionsgruppen, die auf ein Training zu-
rückgreifen und sich − auch mit staatlicher Hilfe −
zu ko ordinieren vermögen .

Wir hab en im B SV nach dem Fall der M auer und
der Auflö sung des Warschauer Paktes weiter gear-
b eitet. D och richtig ist auch, dass wir uns b ei der
Gründung im Jahre 1 9 89 darauf eingestellt hatten,
dass die D eutschen von uns auch so etwas wie eine
Alternative zur Nato erwarten . Wir mussten uns
mit den b ö sen Erfahrungen auseinandersetzen,
welche in den Ländern gesammelt worden waren,
die im Zweiten Weltkrieg von deutschen, italieni-
schen und j ap anischen Truppen b esetzt worden
waren und wir mussten auch in Rechnung stellen,
dass in den 8 0-er Jahren de s vorigen Jahrhunderts
im Warschauer Pakt no ch Kräfte an der Regierung
waren, welche den Stalinismus no ch nicht aus eige-
ner Kraft b ewältigt hatten .

D ass diese s militaristisch-sp ätstalinistische Sys-
tem dann so rasch in sich selb st zusammenbrechen
würde , ohne dass es zu einem gewaltfreien M assen-
aufstand gekommen wäre , hat auch uns üb er-
rascht, die wir der gewaltfreien M acht von unten
do ch Einiges zugetraut hatten . E s ging wahnsinnig
schnell, und ein breite s Einüb en der M assen in
die gewaltfreie Aktion, die sich Gandhi auch wäh-
rend de s indischen Unabhängigkeitskampfe s ge-
wünscht hatte , hat dann auch in Europ a nicht statt-
gefunden .
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D as war auch Gandhis Problem in Indien, dass
es gemessen an den 70 0 Millionen Indern in sei-
nem Land − und das war no ch Indien und Pakistan
zusammen − nur eine dünne Schicht von Personen
gab , die persönlich Erfahrungen mit dem gewalt-
freien Kampf gesammelt hatte .

Und ich frage j etzt mal : Wie viele D eutsche , wie
viele Polen, wie viele Tschechen haben in den 8 0-er
Jahren persönliche Erfahrungen mit gewaltfreiem
Widerstand gesammelt? Ich fürchte , es war no ch
nicht einmal ein Prozent der B evölkerung. Die
Mehrheit hat sich nur üb er die B erichterstattung in
den Medien mit dem gewaltfreien Aufstand identi-
fiziert. Und man sollte virtuelles Lernen in den Me-
dien nicht mit dem persönlichen Lernen in einer
Graswurzelbewegung verwechseln .

Ich weiß nicht, wieweit ein solches Lernen über
die Massenmedien überhaupt zu nachhaltigen
Lernproze ssen führt. Ich fürchte , dass das, was in
den Medien erlernt wurde , sich durch die Medien
auch manipulieren lässt. Ich bin so skeptisch, weil
es einige Fälle gibt, in welchen diej enigen, welche
angeblich gewaltfrei ihre Freiheit erkämpft hab en,
anschließend rasch bereit waren, sich wieder auf
militärische Sicherheitssysteme einzulassen .

Eine Gruppe des B SV ist imJahre 1 9 9 2 mit ihrem
Vorsitzenden Roland Vogt nach Litauen und Lett-
land gereist, weil man dort − ohne Waffen − tatsäch-
lich in der Lage gewesen war, die D emokratie ge-
gen militärische Re staurationsversuche erfolg-
reich zu verteidigen . Eine große Leistung . Ich habe
darüb er auch einen ausführlichen Reiseb ericht ge-
schrieb en und in der Zeitschrift »Gewaltfreie Akti-
on« veröffentlicht.

1 )

D o ch man hat in den b altischen Staaten auf die-
sen Erfolgen der gewaltfreien Selb stb ehauptung
politisch nicht aufgeb aut und sich vom militäri-
schen Sicherheitsdenken auch nicht verab schie-
det, sondern den Anschluss an die NATO ge sucht.

In anderen Ländern O st-Europ as hat e s seit der
Jahrhundertwende − unter verschiedenen Farb en,
orange usw. − gewaltlo se Aufstände gegen die auto-
ritären Regime gegeb en, welche zunächst auf das
Verschwinden der po ststalinistischen Diktaturen
gefolgt waren . Viele Tausende hab en manchmal
wo chenlang gegen Wahlfälschungen, Korruption
und autoritäre Cliquenherrschaft prote stiert und
sich dann auch durchgesetzt. Im Zuge dieser Auf-
stände hab en durchaus Lernproze sse stattgefun-
den, ab er e s entstand no ch kein flächendeckendes
Netzwerk gewaltfreier Aktionsgruppen, das Millio-
nen in der Üb erzeugung eingebunden hätte : Yes
we can with non-violent means . Nein, in die Nato
wollten alle rein ! Und dann durften und wollten ih-
re Regierungen im Irak auch no ch zeigen, was sie
für tolle Freiheitskämpfer sind .

Ich halte dies für eine fatale Entwicklung. Ich ha-
b e im M ärz 2 0 07 als einziger deutscher Friedens-
forscher an einer internationalen Konferenz in Ox-
ford teilgenommen, auf der triumphalistisch die se
bunten Revolutionen in O st-Europ a vor allem von
amerikanischen und englischen Wissenschaftlern
gefeiert wurden . Ich hab e üb er die se Konferenz,
auf der ich manche alten Freunde traf, von denen
einige auch meine Skep sis teilten, mit sehr ge-
mischten Gefühlen b erichtet.

2 )

Ich stehe nach dem
aktuellen Drängen der Ukraine und Georgiens in
die Nato einer gewissen US-ge sponserten Hurra-
Gewaltlo sigkeit no ch skeptischer gegenüb er als
b ereits auf der Oxforder Konferenz »Ziviler Wider-
stand in einer Welt der M achtpolitik« (Civil Re sis-
tance and Power Politics) .

Ich meine nicht, dass man mit gewaltfreien Auf-
ständen sehr viel falsch machen kann . Klappt e s
nicht, sind nicht die anderen die Geschädigten,
sondern man muss dann eben selb st Lehrgeld b e-
zahlen und kann aus den eigenen Fehlern lernen .
Durch solche Aufstände lassen sich demokratische
Fortschritte erzielen, ab er man mu ss eb en auch da-
mit rechnen, dass die Lernprozesse im Zuge sol-
cher gewaltlo ser Aktionen, die nur begrenzte Ziele
verfolgen, nicht ausreichen, um in der Folgezeit in
der Sicherheitspolitik grundsätzlich auf gewalt-
freie Mittel zu setzen . D as ist eine Erfahrung, die
man schon in den 5 0-er Jahren de s vorigen Jahr-
hunderts machen konnte . Kwame Nkrumah hat die
Unabhängigkeit Ghanas vom englischen Kolonial-
regime − ähnlich wie Gandhi − mit seiner gewaltlo-
sen Strategie der »po sitive action« in ganz kurzer
Zeit durchgesetzt

3 )

und dann hab en die Pazifisten
sich Hoffnungen gemacht. Nkrumah hat sich aber
nicht zu einem afrikanischen Gandhi entwickelt,
sondern dann do ch wieder zu diktatorischen Mit-
teln gegriffen und schließlich eine nichtsnutzige
Anweisung zum Guerillakrieg geschrieb en .

Ich mö chte die historische B edeutung dieser ge-
waltlo sen Aufstände und die ser so genannten ge-
waltlo sen Revolutionen nicht klein reden . Ich fin-
de es großartig, dass gewaltlo se serbische Aufstän-
dische dem autoritären und auch blutigen Regime
von Slob o dan Milo sevic ein Ende b ereitet hab en −
und nicht die Nato-B omb erei . Ich wünschte nur,
die Serb en hätten es ein p aar Jahre früher b ereits
ge schafft, dann hätte sich wahrscheinlich auch für
das Ko sovo eine b essere Lö sung finden lassen als
die j etzige .

Ab er ich bin j etzt schon in der Gegenwart ange-
langt, wo e s do ch erforderlich ist, auch no ch eini-
ge s zu der Gründungszeit des Bundes für Soziale
Verteidigung zu sagen . Wir alle hab en mit Erleich-
terung auf das Ende des Warschauer Paktes und
den Abzug der großen Zahl sowj etischer Truppen
und auch eine s Großteils der westlichen Alliierten

1 ) Lernen von Litauen und Lettland . Aus meinem Tagebuch einer Er-
kundungsreise de s Bundes für Soziale Verteidigung nach Vilnius
und Riga vom 1 7.-2 6 . Juli 1 9 9 2 . In: Gewaltfreie Aktion, 9 3/9 4 ,
1 9 9 2 , S . 4 3-6 4

2 ) Gewaltfreie Aufstände gegen autoritäre Regime . Neue Erfahrun-
gen . In : Gewaltfreie Aktion, 1 5 1 , 2 . Quartal 2 0 07, S . 1 7-2 9

3) Schwarze Fanfare . Meine Leb ensgeschichte , München 1 9 5 8
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au s D eutschland reagiert, aber wir spürten im
Bund für Soziale Verteidigung auch sehr rasch, dass
mit dem Entfallen dieser äußeren B edrohung −
und diese hatte einen gewissen Realitätsgehalt −
die Arb eit an einer gewaltfreien Sicherheitspolitik
nicht erledigt war.

Die Wende in Osteurop a als Chance
und Krise des B SV

E s war j edenfalls eine Illusion anzunehmen, man
müsse nur B oA, B oA rufen und die Bundesrepublik
ohne Armee proklamieren, und schon würde die
Nato sich in Wohlgefallen auflö sen . Eine konkrete
B edrohung und damit der ursprüngliche Grund
für die B ildung der Nato waren entfallen . D o ch in
die sem Moment zeigte sich, dass der angebliche
Grund für die Nato nicht ihr eigentlicher war.

Hinfort wurde die Existenz eines b ewaffneten
Arms der Regierung damit b egründet, dass ein
Staat nun mal auf alle Fälle eine Armee brauche und
dass es tunlich sei, sich mit anderen Staaten zu ei-
nem militärischen Bündnis zu sammenzu schließen
und dass ein solches Sicherheitssystem für Stabili-
tät sorge .

Und dass mit dem Verschwinden de s Warschau-
er Paktes nicht auch der Krieg aus Europ a und der
Welt verschwunden war, zeigte sich sehr rasch . Als
wir uns in Köln am Rhein zu einer Konferenz »Euro-
p a ohne Armeen« (EuroA) trafen, b e suchte uns
noch der Parlamentspräsident von Slowenien im
Dienstmercedes , und wir werteten dies als ein Sig-
nal dafür, dass sich nun in Europ a nacheinander ge-
waltfreie Staaten ohne Armee bilden würden .

4)

Weit gefehlt : Fürchterliche Bürgerkriege mit so ge-
nannten ethnischen S äub erungen, Vergewaltigun-
gen und Massenerschießungen von Gefangenen
begleiteten die Auflö sung de s von Tito im Partisa-
nenkampf geformten und mit Gewalt zusammen-
gehaltenen Jugo slawiens . Wir Pazifisten hab en die-
sen Prozess üb errascht, fast ohnmächtig, ab er
nicht ganz tatenlo s b egleitet. D arüber könnte
Christine Schweitzer b esser sprechen als ich .

5 )

Kurt
Südmersen ist auch in das Ko sovo gefahren und hat
sich dort nach Bündnisp artnern umgesehen . Sein
mündlicher B ericht war nicht sehr ermutigend ,
ab er es wäre denno ch angebracht gewe sen, mehr
für die gewaltlo sen Kräfte im Ko sovo zu tun . Ich se-
he da rückblickend ein schweres Versäumnis, au s
dem wir auch als Verb and no ch lernen sollten .

Ich muss ab er no ch einmal zurückkommen auf
die Situation unsere s Verb ande s nach der Auflö-
sung des Warschauer Paktes . Wir waren dadurch in
eine Programm-Krise geraten . Ich will dies ver-
deutlichen an einer ganz persönlichen Erfahrung

im Dienste de s Bundes für Soziale Verteidigung .
Am Morgen nach der Öffnung der B erliner M auer
bin ich nach B onn geflogen, weil ich mich mit der
Fraktion der Grünen im Bundestag zu einem Ge-
spräch üb er deren sicherheitspolitische s Pro-
gramm, nämlich die Soziale Verteidigung, verabre-
det hatte . D as war von meiner Seite als Kulminati-
onspunkt einer Serie von Gesprächen mit Politi-
kern der Grünen gedacht. Meine Mitvorsitzende
Petra Kelly war sehr hilfreich gewe sen bei der Ver-
einb arung solcher Ge spräche .

Als ich am Morgen de s 1 0 . Oktob er 1 9 89 in B onn
ankam, war die Fraktion der Grünen nach B erlin
unterwegs, und ich mu sste unverrichteter Dinge
nach B erlin zurückfliegen . E s ist danach nie mehr
ein Ge spräch mit der Fraktion zustande gekom-
men . Wir waren uns im Vorstand des B SV auch
nicht einig, wie diese Vorgänge in der DDR zu b e-
werten seien . Roland Vogt und ich als B erliner sa-
hen keine Chance für eine selb ständige , demokrati-
sche DDR. Unsere The se war: Wenn die Grenze of-
fen ist, lässt sich eine Massenmigration in den Wes-
ten nur verhindern, wenn wir als D eutsche zusam-
menstehen und uns solidarisch helfen . Günter
Grass hat von einem »Schnäppchen namens DDR«
gespro chen . Auch mein Kollege Fritz Vilmar, ein
gestandener Pazifist, hat viel Kritische s zum Verei-
nigungsprozess zu sammengetragen . E s ist tatsäch-
lich vieles nicht optimal gelaufen, ab er rückbli-
ckend meine ich immer no ch : Durch die sen Verei-
nigungsprozess mussten wir durch − und im Ver-
gleich zu anderen o steurop äischen Staaten ist der
Proze ss in D eutschland gar nicht so schlecht gelau-
fen .

Der Zivile Friedensdienst
als konstruktives Programm des BSV

Ich hab e diesen Vereinigungsproze ss in B erlin als
Mitglied der Kirchenleitung von B erlin und Bran-
denburg erlebt. Sob ald die Mauer offen war, hab en
wir die b eiden Kirchenleitungen und dann auch
die Syno den zusammengelegt, und das hat erstaun-
lich gut funktioniert. Und eine s der Pro dukte die-
ser gemeinsamen Kirchenleitung war dann auch
das Konzept des Zivilen Friedensdienstes , und in
meiner Erinnerung war ein Höhepunkt meiner
dortigen kirchenleitenden Tätigkeit, als unser Bi-
schof Martin Kruse den Vorstand des B SV ganz offi-
ziell, do ch in freundlicher Verbundenheit zu einem
Gespräch üb er den Zivilen Friedensdienst einlud
und dieses Ge spräch mit einem inhaltsreichen
Kommunique endete .

Um die politische Durchsetzung des Zivilen
Friedensdienste s, den ich mir allerdings viel mas-
senhafter vorge stellt hab e , als er sich bis j etzt ent-
wickelt hat, hab en sich j a dann auch der B SV und
die Evangelische Kirche Verdienste erworb en . Hel-
ga und Konrad Tempel haben dann mit pragmati-
schem Ge schick und Ausdauer dafür ge sorgt, dass

4) Vgl . auch Marko Hren : Yugo slavia: the p ast and the future . In : Shel-
ley Anderson and Janet Larmore (ed s .) : Nonviolent Struggle and
So cial D efence , London: War Re sistersí International, 1 9 9 1 , S .
2 1 -2 3

5 ) Chr. Schweitzer: Zivile Kriegsfolgenb e arb eitung in B o snien. In :
Wissenschaft und Frieden, 2 , 1 9 9 6
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es gelungen ist, den Zivilen Friedensdienst zumin-
de st als vornehmlich im Au sland tätigen Friedens-
fachdienst zu institutionalisieren . Man könnte den
Zivilen Friedensdienst auch ein Kind de s B SV nen-
nen, ab er ich hoffe , dass e s − um im B ild zu bleib en
− nicht b eim genialen Einzelkind bleibt, sondern
dass e s in Zukunft b eim Zivilen Friedensdienst
no ch zu wimmeln b eginnt und auch der freundli-
che , gutwillige , demokratische Durchschnittstyp ,
ohne nun bereits eine Friedensfachkraft zu sein, et-
was zu tun b ekommt.

Im j etzigen Konzept des Zivilen Friedensdiens-
tes ist j a nur ein kleiner Teil de s ursprünglichen
Vorhab ens re alisiert worden, aber die ser kleine
Teil auf einem sehr hohen Nive au . B eim ursprüngli-
chen kirchlichen Konzept und auch b ei dem des
B SV, wie e s Roland Vogt vertrat, war es darum ge-
gangen, so etwas wie ein Shanti-Sena-Netzwerk in
D eutschland aufzub auen, um dann in diesem Re-
servoir − b ei B edarf − auch eine genügend große
Zahl von Personen zu finden, die sich aufgrund von
Sprachkenntnissen und Erfahrung für Auslands-
missionen eignet.

Die beiden anderen Funktionen des Zivilen Frie-
densdienstes , an die heute kaum no ch gedacht
wird , galten j edo ch einheimischen o der zumindest
innereurop äischen Aufgab en . D er Zivile Friedens-
dienst sollte die Mobilisierungsb asis für die Soziale
Verteidigung bilden, falls e s zu einer ernsthaften
B edrohung der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung von außen o der innen kommen
sollte . D a aber der Zivile Friedensdienst nicht b e-
waffnet ist, kommt e s b ei ihm − anders als b ei Poli-
zei und Militär − auch nicht auf eine klare Trennung
der Aufgab en an . D er Zivile Friedensdienst konnte
nach dem ursprünglichen Konzept auch in B erei-
chen präventiv tätig werden, wo Gefahr be stand ,
dass es im Innern zu gewaltsamen Üb ergriffen
kommen könnte .

Zu denken ist hier an den Rechts- und den Links-
extremismu s, dem man meines Erachtens mit zivi-
len Mitteln b esser b eikommt als mit polizeilicher
Repre ssion . Ich erinnere dazu an die Fachtagung
de s B SV in Potsdam im Jahre 1 9 9 1 , auf der wir uns
mit der gewaltfreien Abwehr von Gewalt gegen
Flüchtlinge b efassten . D er Rechtsextremismus un-
ter Jugendlichen hat seit 1 9 9 1 leider nicht abge-
nommen, und die so genannten »national befreiten
Gebiete« , in denen sich Farbige ohne B egleitung
kaum blicken lassen können, sind immer noch eine
Herausforderung. Und kein Zweifel, das gewalt-
freie Standhalten und Eingreifen lässt sich auch mit
sehr jungen Menschen b ereits üb en . D azu muss
man keine Friedensfachkraft sein wie b ei den ziem-
lich einsamen Au slandseinsätzen der gegenwärti-
gen Mitarb eiter/Innen des Zivilen Friedensdiens-
tes .

Ich hatte j a 2 0 07 die Möglichkeit, in Serbien und
im Ko sovo solche hoch qualifizierten, charakter-
lich stabilen Friedensfachkräfte kennen zu lernen

und ich hab e dazu in »Gewaltfreie Aktion« auch ei-
nen au sführlichen Reiseb ericht veröffentlicht.

6)

Ab er e s stimmt nicht, dass man b ei einem breit an-
gelegten Zivilen Friedensdienst nur Friedensfach-
kräfte brauchen könnte . Um Kinder aus Kriegsge-
bieten − möglicherweise au s verschiedenen Ethni-
en − in Ferienlager einzuladen, braucht man keine
gereiften Friedensfachkräfte . D as können auch
junge Leute nach kurzer Anleitung leisten . D a hat
Gandhi schon recht gehabt: E s gibt einerseits ganz
schwierige Aufgab en für S atyagrahis , ab er manche
gewaltfreien Aktionen sind auch kinderleicht.

Ein Ziviler Friedensdienst für junge Menschen
im Alter der j etzt Wehrpflichtigen wäre schon mög-
lich . D ass der Gedanke des Friedensfachdienste s so
sehr b etont wurde , empfand ich auch als ein Ab-
drängen der gewaltfreien Konfliktb earb eitung ins
Spezialistentum und damit in die politische B edeu-
tungslo sigkeit.

Was heute im Rahmen des Zivilen Friedens-
dienstes gemacht wird , ist qualitativ gut, ab er es ist
− gelinde ge sagt − qu antitativ viel zu wenig. D er
Friedensdienst üb erlebt im Kleinen unter dem
Schirm des Bundesministeriums für Wirtschaftli-
che Zusammenarb eit und Entwicklung. D er B SV
sollte sich aber daran erinnern, dass auch sein ur-
sprünglicher Entwurf für einen Zivilen Friedens-
dienst viel weiter reichte . Ange strebt war eine
Grundau sbildung in gewaltfreier Konfliktaustra-
gung für eine wirklich große Zahl von Bundesbür-
gern − j eden Alters und Geschlechts . Im Entwurf
der B erliner Kirche gab es − und das nehme ich auf
meine Kappe − im Unterschied zum B SV eine − von
manchen als problematisch angesehene − Verbin-
dung zwischen allgemeiner Wehrpflicht und der
Option Ausbildung zum Zivilen Friedensdienst.
Ich sah und sehe diese Option als einen Fortschritt
gegenüb er dem seit Jahrzehnten anhaltenden und
immer unglaubwürdiger werdenden Zu stand der
Einberufung sehr junger Männer zum Militär-
dienst bzw. einem Zivilen Ersatzdienst, der die Ein-
b erufenen gar nicht zu qualifizieren, sondern nur
zu be schäftigen sucht und damit häufig wenig qu a-
lifizierten Arbeitslo sen sinnvolle Job s weg nimmt.

Ich weiß , dass viele Kritiker des Militärdienste s
der Auffassung sind , dass die allgemeine Wehr-
pflicht überhaupt abgeschafft werden sollte . Ich
fürchte , dass dies allein keine Lö sung de s Problems
ist − zumindest wenn die wahrscheinliche Alterna-
tive dann eine Armee von B erufssoldaten wäre . Ich
freue mich auf den Tag, an dem die immer no ch
Wehrpflichtigen die Chance b ekommen, nicht nur
den Kriegsdienst zu verweigern, sondern − eventu-
ell zusammen mit Frauen − für eine Au sbildung in
gewaltfreier Konfliktaustragung zu optieren . Ich
stelle mir vor, dass j edes Jahr dann zehntausend
und mehr junge M änner eine Ausbildung in gewalt-

6) Vor Ort mit dem Zivilen Friedensdienst. Sp ätsommerliche Reise
ins frühere Jugo slawien, Karlsruhe : Gewaltfreie Aktion, Heft 1 5 2 ,
3 . Quartal 2 0 07, erschienen im M ai 2 0 0 8 , 47 S .
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freiem Handeln erwarten, und dazu eine angemes-
sene Anzahl von Trainerinnen und Trainern erfor-
derlich sein wird . Ich glaube nicht, dass die Politi-
ker sich ohne Druck von unten in diese Richtung
weiter b ewegen werden, do ch ich warte auf den
Tag, an dem sich Gruppen von Wehrpflichtigen zu-
sammenschließen werden und erklären : Entweder
bekommen wir j etzt eine Grundausbildung in ge-
waltfreier Aktion o der ihr könnt uns einsperren,
ab er den bisherigen Unfug der allgemeinen Wehr-
pflicht machen wir so nicht mehr mit.

7)

E s ist j a gut möglich, dass es den Regierenden
vor so vielen Nachwuchsgandhis graust, weil für
sie die vor den Computern Krieg spielenden poten-
ziellen Amokläufer und zielsicher b allernden
Biathlon-Schützinnen b equemer sind , ab er ich fin-
de , man mü sste die se Waffen verkaufenden Heuch-
ler dann auch mal öffentlich vorführen . Mir tun die
von Gewalttaten in D eutschland B etroffenen leid ,
ab er mich ärgern die Kroko dilstränen derj enigen,
die den Glaub en an die sicherheitspolitische Funk-
tion der Ausbildung an Waffen und des Waffenhan-
dels ho ch halten .

Wenn »Ohne Rü stung leb en« zur D emonstration
gegen D eutschlands größten Kleinwaffenpro du-
zenten Heckler und Ko ch aufruft, kommen gerade
mal 1 5 0 gewaltfreie Akteure − darunter mit Sicher-
heit kein Politiker au s dem Verteidigungsausschuss
des D eutschen Bunde stages . D er B SV hat sich ab er
auch nicht b esonders ins Zeug gelegt, um seine Trä-
gerorganisation zu unterstützen .

D o ch no ch einmal zurück zum Thema Ziviler
Friedensdienst als Verpflichtung für viele . Wenn
man als Repräsentant de s Volkes eine Politik mit ge-
waltfreien Mitteln machen will, dann braucht man
einen Personenkreis , auf den man sich innen- und
außenpolitisch verlassen kann . Ich weiß nicht
mehr genau , b ei welcher Gelegenheit es war, ab er
Stalin soll, als man vorschlug, den Pap st in politi-
sche Verhandlungen einzub eziehen, zynisch ge-
fragt hab en : Wie viele Divisionen hat der Pap st? Die
Frage halte ich für angebracht. Die M achthab er in
Polen hätten diese Frage nach dem Erscheinen von
Solidarno sc nicht mehr so von ob en herab ge stellt.
Tatsache ist, dass auch b asisdemokratische Politi-
ker üb er ein gewisse s Instrumentarium verfügen
bzw. um verlässliche Helfer wissen mü ssen .

D as hat die Politologin Petra Kelly gewusst und
darum hat sie ihre B asis in den sozialen B ewegun-
gen gesucht und ist Vorsitzende des B SV als einer
D achorganisation von B asisorganisationen gewor-
den . Jo schka Fischer, der sie sp äter als Spitzenpoli-
tiker der Grünen verdrängte , hat das nicht kapiert.
Als er deutscher Außenminister wurde , hat er an

App arat und verlässlichen Menschen nichts gehabt
außer dem herkömmlichen diplomatischen
Dienst. Und da konnte er persönlich noch so intelli-
gent und geschickt sein : Als e s hart auf hart ging,
hat er eb en auf keine gewaltfreien Divisionen zu-
rückgreifen können, sondern musste sich mit der
amerikanischen Außenministerin Madeleine Alb-
right arrangieren − und zurücktreten oder den Ko-
sovo-Krieg führen . Seiner diplomatischen Initiati-
ve ist es vielleicht zu verdanken, dass e s in Serbien
nicht auch no ch zum B o denkrieg kam, ab er der Ko-
sovo-Krieg war eb en leider das Ende des grünen
Proj ekts, Politik mit gewaltfreien Mitteln zu ma-
chen .

Der Verlust der p arteipolitisch-
p arlamentarischen Repräsentanz

Dieser Politikwechsel b ei den Grünen war der här-
te ste Schlag, den der Bund für Soziale Verteidigung
erlitten hat. Meine s Erachtens hat er sich davon bis
zum heutigen Tag nicht erholt. Man mu ss sich da-
ran erinnern, dass die Grünen versprochen hatten,
gewaltfreie Politik zu b etreib en, und die gewich-
tigste Trägerorganisation des B SV waren . Die Grü-
nen hatten die Soziale Verteidigung zu ihrem si-
cherheitspolitischen Konzept erklärt, und das hat
uns auch in der Öffentlichkeit Re spekt verschafft.

Manche Grüne hab en dies au s Üb erzeugung ge-
tan, ab er viele werden, was im Bunde sprogramm
der Grünen von 1 9 8 1 wegweisend ge standen hat-
te , auch nur geduldet hab en, weil sie meinten, dass
ein solches Programm b ei der friedensb ewegten
Wählerschaft gut ankommt.

Petra Kelly, neb en mir die Gründungsvorsitzen-
de de s B SV, war eine glaubwürdige Vertreterin die-
ser Strategie . Sie hatte schon am 1 6 . Juni 1 9 84 b ei ei-
nem international b e setzten Hearing der Fraktion
der Grünen im Bundestag für Klarheit in der Ziel-
setzung ge sorgt.

8)

Sie war für mich manchmal auch eine schwieri-
ge Partnerin im Vorstand des B SV. Roland Vogt sag-
te mal zu mir: Ihrem Ego fehlte gewissermaßen der
B erstschutz, doch ich empfinde das Ende ihrer
Laufb ahn als Politikerin do ch als eine echte Tragö-
die . Sie ist nicht die einzige Exponentin von Bürger-
initiativen und Sozialen B ewegungen, welche die
Prominenz und die üb erraschende Medienpräsenz

− und dann auch wieder das Verschwinden aus den
Medien − nicht verkraftet hat. E s müsste auch ein
Training für prominente gewaltfreie Akteure ge-

7) E s wird gelegentlich eingewandt, dass ein Ziviler Friedendienst
als Option für Wehrpflichtige verfassungswidrig sei, weil e s sich
in Verbindung mit der Wehrpflicht d ann um einen Zwangsdienst
handle . Wenn d as Parlament den Wehrpflichtigen diese Option
eröffnen mö chte , könnte sie diej enigen, die Zivilen Friedens-
dienst leisten, ähnlich wie Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr
o der de s Technischen Hilfswerks von der Wehrpflicht bzw. dem
Zivilen Ersatzdienst frei stellen .

8) D as Verteidigungskonzept der GRÜNEN : Soziale Verteidigung .
He aring der Fraktion der Grünen im Bunde stag mit Gene Sharp ,
Adam Rob erts , Theo dor Eb ert, Johan Galtung, Wolfgang Stern-
stein, Petra Kelly, Roland Vogt, Johan Niezing, Andreas Maislinger
u . a. In : Gewaltfreie Aktion, 75/76 , 1 9 8 8 , 60 S . (Die D okumentati-
on d auerte so lange , weil die englischsprachigen B eiträge vom
B and abgeschrieb en, redigiert und üb ersetzt werden mu ssten .
Die Unterstützung durch die Fraktion und auch ihr Intere sse an
den Ergeb nissen war minimal und nur durch den Einsatz von B ar-
b ara Müller und der Red aktion von „ Gewaltfreie Aktion“ wurde
die Veröffentlichung dieser eigentlich grundlegenden Üb erle-
gungen zum Verteidigungskonzept der Grünen vor der Grün-
dung des B SV no ch möglich .)
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b en − und in ihrer B edeutung nicht zu unterschät-
zen ist in seiner stabilisierenden Wirkung der fami-
liäre Rückhalt und ein verlässlicher Freundeskreis .

Ich schätzte auch Gert B astian und konnte Pe-
tras Wunsch verstehen, auch ihn im Vorstand des
B SV neben sich zu sehen . Was ich nicht ahnte , was
aber Petra eigentlich hätte wissen müssen, ist der
Umstand , dass Gert B astian in puncto Pistolen ein
Waffennarr war. Wie konnte sie es zulassen, dass
ihr ständiger B egleiter anscheinend dauernd eine
o der gar mehrere Pistolen mit sich herumschlepp-
te , ein Relikt aus seinen Zeiten als Generalmaj or? !
Mir hat imponiert, dass er am 2 . Septemb er 1 9 8 3 ei-
ne Nacht lang mit mir vor der Raketenb asis in Mut-
langen unter einer Plane im Regen ge se ssen hatte .

D en Verlust dieser b eiden kann ich bis heute
no ch nicht b egreifen . Nur infolge dieses unsinni-
gen Waffenb esitzes konnte Gert in einer do ch nur
scheinb ar ausweglo sen Situation Petra und auch
sich selb st das Leb en nehmen . Ich glaub e nicht da-
ran, dass dies mit Petras ausdrücklichem Einver-
ständnis ge schah, wenn sie ihm zuvor auch ihrer-
seits Verhaltensweisen zugemutet hat, die man ei-
nem geliebten Partner bzw. de ssen Ehefrau nicht
zumuten darf: Und Petra hatte in die ser Hinsicht
nun mal einiges auf dem Kerbholz . Gandhis Lehre
von der sexuellen Enthaltsamkeit halte ich zwar für
Krampf, ab er mal ganz pragmatisch kann und darf
man gewaltfreien Akteuren do ch empfehlen − und
das ist b ei dem reichlichen Angebot nicht zu viel
verlangt − , b ei der Partnerwahl von Verheirateten
die Finger zu lassen . Gewaltfrei b edeutet nun mal
non violare , nicht verletzen, und das gilt im B ezie-
hungskonflikt auch für zwangsläufig b eteiligte
Dritte . Mehr will ich dazu nicht sagen . D o ch kein
Fe stvortrag über die Zukunft gewaltfreier Organi-
sationen ohne die Erinnerung an das tragische ,
do ch vermeidb are Ende die ser b eiden .

Wenn man neue politische Wege einschlagen
will, dann muss man glaub en, dass die angestreb-
ten Ziele auch erreichb ar sind . D arum ist der per-
sönliche Faktor in der Politik auch so wichtig . Poli-
tik ist keine Resultante ökonomischer und macht-
politischer Faktoren, so wichtig diese auch sind .
Die Gründung des B SV war getragen von der Üb er-
zeugung, dass wir D eutschen − vielleicht allen vo-
ran − aber zu sammen mit anderen Europ äern es
schaffen können, das Militär abzuschaffen und ei-
ne vertrauenswürdige , ansteckende , gewaltfreie
Politik zu b etreib en . Diese Hoffnung hat uns b ei
der Gründung des B SV b eflügelt. E s ist wichtig,
dass wir uns an die sen ursprünglichen Elan erin-
nern und j etzt auch darüb er nachdenken, wie uns
dieser Elan im Laufe von zwei Jahrzehnten weitge-
hend abhanden gekommen ist.

E s ist mir ein B edürfnis , darüb er nachzudenken,
und ich hoffe , dass e s nach meinem Vortrag auch
no ch zu ein p aar Wortmeldungen reichen wird . E s
fehlen neb en Petra Kelly auch andere wichtige
Gründer, die no ch leb en . Ich habe mit meinen

Nachfolgern als Vorsitzenden de s B SV Roland Vogt
und Konrad Tempel korre spondiert und telefo-
niert. Sie hab en nicht resigniert. Konrad Tempel
kann aus privaten, ganz respektablen Gründen
nicht kommen und Roland Vogt, der bereits abge-
sagt hatte , ist zu meiner Üb erraschung und großen
Freude nun do ch noch gekommen . Ist unsere Ge-
sinnung auch stabil, so ist unsere Gesundheit do ch
wackelig.

Ich bin mir mit Roland und Konrad einig : Wir
sollten an unserem Geschichtsverständnis und der
Mission, gewaltfreie Politik durchzusetzen, festhal-
ten . Zu die sem Geschichtsverständnis gehört, dass
mit dem Abwurf der ersten Atombomben auf Hiro-
shima und Nagasaki das Atomzeitalter b egonnen
hat und dass e s die Üb erleb ensaufgab e der Mensch-
heit ist, die gewaltfreie Konfliktaustragung zu ler-
nen .

Die nachhaltige Bedeutung
der Sozialen Verteidigung

D er größte Lehrmeister auf die sem Gebiet war
Gandhi − ab er e s gibt glücklicherweise eine ganze
Reihe weiterer Frauen und Männer, die uns in der
Friedensforschung und Friedenspraxis voran ge-
bracht haben . Unser Wissen und Können auf dem
Gebiet der gewaltfreien Aktion hat seit der Grün-
dung der Bunde srepublik D eutschland explo si-
onsartig zugenommen, und dazu hat auch der B SV
in den letzten 2 0 Jahren b eigetragen .

Ich hab e vorher im Blick auf die unvollendeten
gewaltfreien Revolutionen in O steurop a gesagt,
dass es auf die Zahl der B eteiligten und die Intensi-
tät der Lernprozesse ankommt, wenn man auf
nachhaltige Effekte hofft. In meinem do ch hohen
Alter von 72 Jahren hatte ich Gelegenheit, üb er fast
5 0 Jahre zu b eob achten, wie die se Fähigkeiten und
dieses Wissen um die Möglichkeiten gewaltfreier
Politik in D eutschland angewachsen sind .

9)

Sicher,
es reicht mir noch nicht, aber man sollte nicht re-
signieren . D a ist was im Bu sch . Die D eutschen hat-
ten no ch nie so viel Ahnung von den Möglichkeiten
der gewaltfreien Aktion wie heutzutage , und e s
würde mich nicht allzu sehr wundern, wenn sie
von diesem Zutrauen zur gewaltfreien Aktion in
nicht allzu ferner Zukunft auch politisch Gebrauch
machen würden .

Ich hab e vor ein p aar Tagen b eim Humanisti-
schen Verb and in B erlin zum 1 0 0 . Geburtstag mei-
nes väterlichen Freundes O ssip Flechtheim gespro-
chen . Ich hatte Flechtheim üb er das Kuratorium
de s O stermarsche s der Atomwaffengegner kennen
gelernt und ihm hatte ich e s zu verdanken, dass ich
die Soziale Verteidigung erforschen konnte . Flecht-
heim hat den B egriff Futurologie erfunden, weil er
es für erforderlich hielt, sich üb er mögliche Zu-
9) Siehe dazu auch Konrad Temp el : Anstiftung zur Gewaltfreiheit.

Üb er Wege einer achtsamen Praxis und Spiritualität, B erlin : Apho-
risma-Verlagsbuchhandlung, 2 0 0 8 , 1 5 8 S eiten (sieh e die Rezensi-
o n in diesem Heft − A nm. d. Red.)
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künfte Gedanken zu machen . Er war ein ganz nüch-
terner, durch viele schlimme Erfahrungen auch ge-
läuterter D enker, ab er er sagte im Blick auf die Zu-
kunft : E s gibt Wunder. Zu diesen Wundern rechne-
te er zum B eispiel, dass in der UdS SR ein Gorb at-
schow an die Spitze de s kommunistischen Herr-
schaftssystems gelangen und mit Glasno st und Pe-
restroika den Wandel de s sowj etischen Systems ,
den kaum j emand no ch für möglich gehalten hatte ,
in die Wege leiten und eine Zeitlang auch steuern
konnte . D o ch die ses Wunder hat sich angeb ahnt.
Gerade die Theoretiker der gewaltfreien Aktion
und der Lernfähigkeit politischer Systeme hatten
darauf hingewie sen, dass der Mytho s von der Stabi-
lität so genannter totalitärer Systeme auf inhären-
ten Irrtümern b eruht und dass e s die totale Kon-
trolle durch den »Großen Bruder« nicht gibt und
Kontroll- und Terrorsysteme letzten Ende s ver-
dummen, weil sie ohne kritische Verarbeitung der
Kontroll-Informationen lernunfähig werden .

D as letzte Seminar, das ich mit Flechtheim zu-
sammen am Otto-Suhr-Institut geleitet hab e , hatte
das Thema »Zukunftsentwürfe im Rückblick« , und
wir b efassten uns dabei auch mit Gegenutopien
und b esonders au sführlich mit George Orwells
» 1 9 8 4« . Gorb atschow und Solidarno sc

1 0)

waren b ei
Orwell nicht vorge sehen, aber diese Wunder sind
heute historische Tatsachen .

Wahrscheinlich würden auch diej enigen, die
demnächst den 60 . Geburtstag der Nato und de s
ganzen zugehörigen Militärapp arates feiern, es für
ein Wunder halten, wenn diese Nato mitsamt ihren
Atomwaffen verschwinden würde , ab er histori-
sche Wenden und Wunder, die b ahnen sich manch-
mal zwar nicht unsichtb ar, ab er unbemerkt an . Und
ich denke , an eine echte Notwendigkeit der Nato
glauben heute vielleicht weniger Menschen als
1 78 8 an die D auerhaftigkeit de s ancien regime .

D o ch wir im B SV werden nicht auf ein Wunder
warten, sondern unseren Weg, Alternativen zur mi-
litärge stützten Politik zu entwickeln, fortsetzen .
Wir sind aufgefordert, unsere politische Phantasie
spielen zu lassen .

Wir müssen den Staat ohne Militär denken und
wir müssen denj enigen, welche heute gewaltlo se
Metho den anwenden, um zunächst einmal b e-
grenzte Ziele zu erreichen, auch die Vision vermit-
teln, dass ihre Metho den − im Horizont der Gewalt-
freiheit − es erlaub en, das Militär vollständig abzu-
schaffen . Ich warte auf den gewaltfreien Aufstand ,
auf de ssen Fahne auch steht : Ab schaffung des Mili-
tärs ! Und für den Fall, dass die Aufständischen sich
dann gegen einen Staatsstreich o der die Interventi-
on fremder Mächte b ehaupten müssen, hab en wir
ein Rezept in petto : Die Soziale Verteidigung gegen
Staatsstreiche und militärische Interventionen .

Futurologisch ist j etzt die Frage : Wer geht voran
b ei dem Experiment, einen gewaltfreien Aufstand
o der auch die anhaltende Erziehung zur gewaltfrei-
en Konfliktaustragung in die Ab schaffung de s Mili-
tärs und die Soziale Verteidigung bzw. in den flä-
chendeckenden Zivilen Friedensdienst überzufüh-
ren?

Ich hoffe natürlich immer no ch auf die D eut-
schen, ab er ich freue mich über j eden, der uns zu-
vorkommt.

In den 70-er Jahren hab en wir in der Arbeits-
gruppe »Soziale Verteidigung« der Vereinigung
D eutscher Wissenschaftler, wo wir unsere Strategi-
en des gewaltfreien Widerstands gegen B esat-
zungsmächte entwickelt hab en, auch mal eine sol-
che tour d 'horizon gemacht und untersucht, wie
weit die einzelnen europ äischen Staaten auf dem
Wege zur Sozialen Verteidigung sind . E s kam zu ei-
nem fast publikationsreifen Ergebnis . Hoffnungs-
träger waren für uns damals skandinavische Staa-
ten, Ö sterreich und die Schweiz . E s wäre schon
reizvoll, die se Auftritte der Kandidaten für den
Preis de s Gandhi-Superstars no ch einmal zu verfol-
gen .

Ich erwähne die se verge ssene Studie hier, weil
ich eine der Aufgab en des Bundes für Soziale Ver-
teidigung auch darin sehe , diej enigen Gruppierun-
gen, die heutzutage − glob al gesehen − an gewalt-
freien Lö sungen arb eiten, zu ermuntern, die Ab-
schaffung des Militärs von vornherein ins Auge zu
fassen und nicht nur au s taktischen Gründen b e-
grenzte Ziele zu b enennen . E s war das Großartige
an Gandhi, ab er auch an Je sus , dass sie die Vision ei-
ner Politik ohne Waffengewalt hatten und das auch
au ssprachen . E s empfiehlt sich die Gandhi-Texte zu
le sen, die Wolfgang Sternstein üb ersetzt und unter
dem Titel »Für Pazifisten« im LIT-Verlag herausge-
geb en hat. Sternstein hat diese Gedanken j etzt fort-
geführt in seinem jüngsten Buch »Gandhi und Je-
sus . D as Ende de s Fundamentalismu s« (siehe die
beiden Rezensio nen in diesem Heft − A nm. d.
Red.) . D as ist seine Antwort an die Religionskrieger
unter den Muslimen, Christen und Zionisten .

Who next ?

E s ist sehr schwer zu sagen, wo die Situation heute
reif ist, die ses Experiment einer staatstragenden
Politik mit gewaltfreien Mitteln zu wagen . Und ich
rede j etzt nicht über irgendwelche Nischenexperi-
mente , sondern dass ein Mitgliedstaat der Verein-
ten Nationen das Militär ab schafft und sich mit ge-
waltfreien Mitteln für den Frieden engagiert. E s
gibt meines Wissens weltweit bisher nur einen ein-
zigen Flächenstaat mit nennenswerter B evölke-
rungszahl, der kein Militär und nur etwas Polizei
hat und damit seit Jahrzehnten recht gut klar
kommt : Co sta Rica. Ich weiß darüb er nicht viel,
ab er offenb ar geht' s . Roland Vogt und Andre as
M aislinger könnten uns darüber mehr berichten .

1 1 )

1 0) Vgl . auch den ergänzenden B ericht üb er die p olnische Organisati-
on Wolno sc i Pokoj (Freiheit und Frieden) von Elzbieta Rawicz-
Olezka: A new style of Polish prote st. In : In: Shelley Anderson and

Janet Larmore (ed s .) : Nonviolent Struggle and So cial D efence ,
London: War Re sistersí International, 1 9 9 1 , S . 5 5 -5 8
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Vielleicht müssen wir auch manche unserer
Lieblingstheorien in Frage stellen, um den Blick auf
mögliche Zukünfte frei zu b ekommen . Zu die sen
Lieblingstheorien gehören Vorstellungen, denen
zur Folge erst mal der Staat, die Parteien, der Kapi-
talismus , das Patriarchat abgeschafft werden und
die autoritäre Charakterstruktur − meine Lieblings-
theorie − üb erwunden werden müsste , b evor man
für das Militär eine Abwrackprämie kassieren
kann . Natürlich muss man die Widerstände gegen
den historischen Wandel im Auge b ehalten, und
wie Experimente schief gehen können, hab en wir
im B SV j a am B eispiel der Grünen b eob achten mü s-
sen, aber man muss dann trotzdem wagen, Chan-
cen, die sich von Neuem bieten, zu ergreifen und an
Stellen etwas ausprobieren, wo niemand damit ge-
rechnet hat.

Ein B e spiel : Ich le se mit Erschütterung die B e-
richte über die jüngsten israelischen Militäraktio-
nen im Gaza-Streifen . Die Palästinenser kommen
sich vor wie die Juden im Warschauer Ghetto und
stellen sich auf den Standpunkt : Kampflo s lassen
wir uns nicht vernichten . D as kann man begreifen,
aber die Situation ist anders als in Warschau . Israel
steht unter weltweiter B eob achtung. Die Palästi-
nenser sind in einer viel günstigeren Situation als
die Juden im Warschauer Ghetto . D as demonstrati-
ve Au sscheiden aller Waffengewalt, aller Terror-
drohungen, die Ankündigung eine s Palästinenser-
staate s ohne Militär, ganz ohne Waffen, ohne
Sprengstoffgürtel und den ganzen Vergeltungs-
schrott würde eine völlig neue Situation schaffen .
Gandhi hat immer betont, die Engländer als Person
müssen sich an j edem Ort Indiens persönlich völlig
sicher fühlen − sicherer als hinter den M auern des
Roten Forts in D elhi . Noch fehlt e s an einem sol-
chen glaubwürdigen Sicherheitsversprechen der
Palästinenser für die Juden .

Nach meiner Lieblings- o der auch Verzweif-
lungstheorie ist eine solche Selb stbindung an die
gewaltfreie Aktion nicht zu erwarten, weil die Pa-
lästinenser (wie auch viele rechtsgerichtete Israe-
lis) schrecklich autoritäre Typen sind und zum au-
toritären Charakter die gewaltfreie Aktion nun mal
nicht p asst. Nach meinem Vorurteil sind die Palästi-
nenser autoritäre Macho s , die gerne mit Waffen he-
rumfuchteln und auf ihre Frauen nicht hören .
D o ch ich muss zugeb en, dass ich auf Reisen nach I s-
rael und in die b e setzten Gebiete auch kinderlieb e ,
freundliche Palästinenser kennen gelernt habe , die
anscheinend nichts lieb er tun würden als studie-
ren o der Olivenhaine pflegen, einem Hand- o der
Kunstwerk nachgehen und Tee trinken und plau-
dern und Familienfe ste feiern . Uns e s gibt auch b ei
den Palästinensern Einzelne , die sich für eine ver-
lässlich gewaltfreie Strategie aussprechen . D er b e-

kannte ste ist Mustafa B arghuti . Und da wünscht
man sich, dass Gandhis Schriften von den Palästi-
nensern nicht weniger aufmerksam studiert wür-
den als der Koran .

Also meine und anderer Lieblingstheorien hin
o der her, ich b ehaupte mal : Wir wissen nicht, was
die Menschen machen werden; wir wissen hö chs-
tens , was menschenmöglich ist, und wir sind auch
in der Lage zu demonstrieren, welche Vorteile e s
hätte , ganz konsequent mit gewaltfreien Mitteln
Politik zu machen . Und vielleicht wird j a Palästina
zum ersten gewaltfreien Staat, und hoffentlich
macht man sich demnächst ein Wort Albert Luthu-
lis zu eigen, der in Südafrika seinen Landsleuten zu-
gerufen hat: »Die Waffen unserer Gegner werden
verro sten, weil wir ihnen keine Gelegenheit geb en
werden, sie zu gebrauchen . Lasst uns b eweisen,
dass Gewaltfreiheit die hö chste Form der Tapfer-
keit ist. «

Was heißt »Lobbyfunktion«
auf Graswurzeldeutsch?

D arauf hinzuweisen ist die Aufgab e des B SV. Nun
gibt e s viele Organisationen, die das − erfreulicher-
weise − auch zum Programm hab en, und mehrere
sind Trägerorganisationen de s B SV. D as B esondere
de s B SV − und das ist leider etwas in Verge ssenheit
geraten − be steht darin, dass wir als B SV uns eine
gewisse Ko ordinierungsfunktion zutrauen, nicht
in dem Sinne , dass wir den Anspruch erheben, in
der Tradition des Leninismus die Oberstrategen zu
sein und immer Recht zu hab en . Ich sehe unsere
Aufgab e vor allem darin, die Entwicklungen auf
dem Feld der gewaltfreien Politik zu verfolgen und
entsprechende Aufklärungs- und Trainingsarb eit
zu machen, ab er auch − und da sehe ich D efizite − in
unserer p arteienstaatlichen, p arlamentarischen
D emokratie intensive Lobbyarb eit zu betreib en .
Wir müssen den Willensbildungsproze ss in den
Parteien und Fraktionen − und auch in den großen
Verb änden wie den Kirchen und Gewerkschaften
− beeinflussen. Und dafür bedarf es eine s Zusam-
menschlusses der p azifistischen Verb ände zu einer
D achorganisation . Die se D achorganisation sollte
der B SV sein . So hab en wir uns 1 9 89 satzungsmäßig
organisiert.

Die Friedensb ewegung hat ab er in den vergan-
genen 2 0 Jahren dermaßen geschwächelt, dass aus
dieser Lobbyfunktion − und man müsste das j etzt
ins Graswurzeldeutsch üb ersetzen − nichts Rech-
tes geworden ist. D o ch eines will ich fe sthalten : Aus
dem Zivilen Friedensdienst − auch in seiner gegen-
wärtigen rudimentären Form − wäre nichts gewor-
den, wenn diese Lobbyfunktion nicht wahrgenom-
men worden wäre . B asisdemokratie , soziale B ewe-
gung − wunderb ar. D as ist notwendig, ab er Roland
Vogt hat das mal so formuliert : Die Friedensfor-
scher und die sozialen B ewegungen säen und dün-
gen, ab er in den Parlamenten und mit Hilfe der

1 1 ) Andreas Mailinger (Hrsg .) : Co sta Rica. Politik, Gesellschaft und
Kultur eine s Staates mit ständiger aktiver und unb ewaffneter
Neutralität. Studien zur politischen Wirklichkeit, B d . 3 , Inns-
bruck: Inn-Verlag, 1 9 8 5 , 4 3 1 S .
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staatlichen Institutionen wird letzten Ende s die
Ernte in die Scheuer gefahren . Und dazu müssen
wir in Zukunft wieder stärker auf die Institutionen
Einfluss nehmen und dazu brauchen wir auch wie-
der verstärkt die Unterstützung der Trägerorgani-
sationen und der Einzelmitglieder. Wir dürfen
eben nicht nur ein ehrenwerter p azifistischer Ver-
ein neb en vielen anderen sein . Mehr zu sein o der
wieder zu werden ist eine schwierige Aufgab e ,
ab er ich meinte , nach 2 0 Jahren an das ursprüngli-
che Vorhab en erinnern zu sollen, und ich hoffe ,
dass ich offene Ohren gefunden und bei einigen
auch Herz und Verstand bewegt hab e .

Prof. Dr. Theodor Ebert lehrte bis zu seiner Emeri-
tierung 2002 an der Freien Un iversitä t Berlin Poli-
tische Wissenschaft m it dem Sch werpunkt Frie-
dens- und Ko nfliktforsch ung. 1989 bis 1991 war er
zusa mmen m it Petra Kelly Gründungsvorsitzen-
der des Bundesfür Soziale Verteidigung. Seit 1969
ist er Mithera usgeber der Zeitschrift » Gewaltfreie
Aktio n. Vierteljahresheftefür Frieden und Gerech-
tigkeit«, in deren nächster A usgabe der h ier veröf-

fen tlich te Vortrag, den er a nlässlich des zwanzig-
jährigen Bestehens des BSVa m 21. März in Minden
h ielt, ebenfalls veröffen tlich t werden wird, zusam-
men m it Stellungnah men zu dem Vortrag.

Helmut Kramer

Geschichtsfälschung
im Dienst der Politik

CDU/CSU arbeitet mit allen Mitteln gegen die Aufhebung von NS-Urteilen

er Historiker Rolf-Dieter Müller hat e s nicht
nur zum D oktor, sondern auch zum Profes-

sor und , mehr no ch, zum Wissenschaftlichen Di-
rektor am Militärgeschichtlichen Forschungsamt
(MGFA) in Potsdam gebracht, und die B erliner
Humb oldt-Universität ließ ihn im Rahmen eine s
»Exzellenz-Clusters« unter dem Titel » Sicherheit
und Risiko . Grundzüge der Militärge schichte von
S alamis bis Kabul« so exzellente Themen abhan-
deln wie die »B ereitschaft, sich dem hö chsten Risi-
ko zu stellen, um e s b eherrschen zu können« . Ein
hervorragender Mann der Wissenschaft also .

Hö chste Risikob ereitschaft zeigte Müller selb st,
als er sich von der CDU/C SU-Fraktion im Bundes-
tag be auftragen ließ, im Rechtsau sschuss als S ach-
verständiger zu einer Frage aufzutreten, mit der er
sich noch nie wissenschaftlich be schäftigt hat. Die
Frage , ob die von der Wehrmachtsjustiz zum To de
verurteilten »Kriegsverräter« p auschal, also ohne
Einzelfallprüfung, rehabilitiert werden dürfen,
setzt nämlich gründliche s Studium der Praxis der
Wehrmachtsjustiz voraus , do ch diese ist, wie man
seinen Veröffentlichungen entnehmen kann, nie
Gegenstand seiner Forschungen gewe sen .

Kriegsverrat war nach dem NS-Militärrecht j e-
der Lande sverrat, der von Soldaten während de s
Kriege s b egangen wurde . E s genügte j ede Hand-
lung, die geeignet war, dem D eutschen Reich »ei-
nen Nachteil zuzufügen« und den Feindmächten
»Vorschub zu leisten« , also ihnen einen Vorteil zu
verschaffen . D arauf stand seit 1 9 3 4 au sschließlich
die Hö chststrafe , also die Todesstrafe .

Im Oktober 2 0 0 6 be antragte die Linksfraktion
im Bundestag ein Ge setz, durch das endlich alle Ur-
teile gegen »Kriegsverräter« aufgehob en werden
sollen . D en Anstoß dazu gab das Buch des Freibur-

F or u m Pazi fi s mus

ger Profe ssors Wolfram Wette (gemeinsam mit D et-
lef Vogel) »D as letzte Tabu . NS-Militärjustiz und

>Kriegsverrat <« , worin nach aufwendiger Recherche
39 Fälle so genannten Kriegsverrats (Anklage-
schriften und Urteile) zusammengetragen sind
(vgl. Rezensio n inF or u m Pazi fi s mus 15 III/200 7,
Seite 34ff. − A nm. d. Red.) . Von Verrat ist da kaum
die Rede . Was uns au s den Todesurteilen entgegen-
tritt, sind unterschiedliche unb otmäßige , wider-
ständige und humane Handlungen, vorwiegend
b egangen au s oppo sitioneller Ge sinnung. Hinwei-
se darauf, dass »Kriegsverräter« aus verwerflicher
Gesinnung gehandelt hätten, wie CDU/C SU und
FDP unterstellen, finden sich in der Fallsammlung
nicht.

Um dem Antrag der Linksfraktion auf eine p au-
schale Aufhebung der Urteile entgegentreten zu
können, benötigten die Rehabilitierungsgegner
wenigstens ein einziges Urteil, das sich auch nach
heutigen M aßstäb en aufrecht erhalten lässt. Müller
machte sich nützlich und lieferte ein Paradebei-
spiel : das Urteil gegen den General Edgar Feuchtin-
ger. D as hab e Wette in selektiver Fallau swahl igno-
riert. Feuchtinger sei wegen Kriegsverrats zum To-
de verurteilt worden, und zwar mit Recht. Er hab e
nämlich seiner Freundin, einer Tänzerin, in einem
B rief mitgeteilt, mit welchen Aufgab en er während
der Ardennenoffensive b efasst war, und er hab e ihr
eine B enzinb ezugsmöglichkeit verschafft.

Dieser auch vom »Spiegel« ( 1 8/2 0 0 8) unb ese-
hen üb ernommene »be sonders krasse Fall« von
Kriegsverrat (Müller) machte im Rechtsausschuss
Eindruck. Sogar die SPD-Mitglieder schienen nun
keine Möglichkeit mehr zu erkennen, dem Antrag
der ohnedie s ungeliebten Linken zuzustimmen .
D as präsentierte Urteil war offenb ar gut dazu ge-
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eignet, der Öffentlichkeit zu suggerieren, dass es
wenigstens einen Fall gibt, der gegen eine p auscha-
le Rehabilitierung spricht.

. . . wie in einem Kriminalfall

D er von Müller geschilderte S achverhalt machte
mich stutzig. Die Handlungen erfüllten nicht den
Tatbe stand de s Kriegsverrats, also des Verrats eines
militärischen Geheimnisse s an einen Feind o der
der S ab otage . Eine Geliebte ist weder ein Feind
no ch eine ausländische Macht, wie die s § 9 1 b Straf-
ge setzbuch und § 5 7 Reichsmilitärstrafgesetzbuch
erforderten . Nach diesem S achverhalt konnte das
Reichskriegsgericht Feuchtinger allenfalls wegen
Wehrkraftzersetzung verurteilt hab en .

Einem in Rechtsfragen ahnungslo sen Historiker
könnte man einen juristischen Irrtum nachsehen,
den man einem Jurastudenten im zweiten Seme s-
ter wohl nicht durchgehen lassen würde . D o ch es
kam für Müller no ch peinlicher: Die Verurteilung
de s Generals Feuchtinger ist allein der Phantasie
de s S achverständigen entsprungen .

Wie in einem Kriminalfall kam die Wahrheit erst
nach und nach ans Licht : Von mir um eine Kopie
de s Urteils o der wenigstens um die Angab e eines
Aktenzeichens o der einer Archiv-Signatur gebeten,
verwies Müller mich wortkarg an das Militärarchiv
in Freiburg. Rechnete er vielleicht damit, dass der
so abge speiste Anfrager resignieren würde ? Ich
ließ im Militärarchiv recherchieren und erhielt die
Auskunft, ein solches Urteil sei dort nicht b ekannt.
Also wiederholte ich meine Bitte an Müller, nun et-
was nachdrücklicher. Au s der von ihm j etzt endlich
genannten Quelle , nämlich einer Stellungnahme
eines ehemaligen Richters am Reichskriegsgericht,
Dr. Blo ck, ergibt sich, dass Feuchtinger wegen
Wehrkraftzersetzung, also nicht wegen Kriegsver-
rat, verurteilt worden ist.

D as hätte Müller übrigens schon dem nicht nur
Militärhistorikern wohlb ekannten Buch von Otto
Peter Schweling »Die deutsche Militärju stiz in der
Zeit des Nationalsozialismus« (herausgegeb en von
Erich Schwinge) entnehmen können . Übrigens ist
Feuchtinger b ereits aufgrund des Unrechtsbe seiti-
gungsgesetze s von 1 9 9 8 rehabilitiert worden, im
Unterschied zu den vielen Soldaten, die das Reichs-
kriegsgericht in ab soluter Willkürrechtsprechung
als Kriegsverräter verurteilt hat. In all diesen Fällen
diente der Kriegsverratsp aragraf als Terrorinstru-
ment der Wehrmachtsjustiz zur Ausschaltung von
Kriegsgegnern und sonst politisch Missliebigen .

Hier liegt der Schluss nahe : Rolf-Dieter Müller
hat in freier Erfindung eines Kriegsverratsurteils
versucht, den Rechtsausschu ss hinters Licht zu füh-
ren . Vielleicht kann man aber versuchen, Müller in
Schutz zu nehmen . Vorstellb ar ist auch folgende
Möglichkeit: Ähnlich wie weltanschaulich b esesse-
ne Juristen zur B egründung eines politisch er-
wünschten Urteils in ergebnisorientierter Argu-

mentation alle metho dischen Standards b eiseite
lassen können, wofür e s auch in der Geschichte der
bundesdeutschen Justiz einige B eispiele gibt, hat
hier ein vergangenheitspolitisch festgelegter His-
toriker j ede Kontrolle üb er sich verloren . Im Unter-
schied zu rechtsradikalen Profe ssoren − man den-
ke an den Holo caust-Leugner D avid Irving − hab en
sich rechtskonservative Historiker allerdings bis-
lang immer darauf be schränkt, Fakten tendenziö s
zu kombinieren .

Hier ab er wurde eine Tatsachenb ehauptung
trotz Kenntnis des Gegenteils aufgestellt, und Mül-
ler verb and diese falsche B ehauptung auch no ch
mit dem massiven Vorwurf, sein Kollege Wolfram
Wette hab e wissenschaftlich unseriö s ge arbeitet,
indem er das − nicht vorhandene − Kriegsverratsur-
teil gegen Feuchtinger ignorierte . D amit hat Müller
das Urteil wissenschaftlicher Unserio sität über
sich selb st ge spro chen . D ennoch mö chte ich nicht
völlig ausschließen, dass er auf der Suche nach der
Durchsetzung seiner ge schichtspolitischen Po si-
tionen letztlich die Wirklichkeit mit einem
Wunschbild verwechselt hat.

D ass die grau same Wirklichkeit der Wehr-
machtsjustiz nicht zu der Wunschvorstellung Mül-
lers p asst, ist vielleicht auch der Grund dafür, dass
er no ch nie etwas dazu veröffentlicht hat. Nicht ein-
mal als Herausgeber der zehnb ändigen Reihe »D as
D eutsche Reich und der Zweite Weltkrieg« hat er
auf den üb er 1 2 . 0 0 0 Seiten diese s voluminö sen
Werkes einen Platz dafür gefunden . Umso weniger
verständlich ist es , dass er sich zugetraut hat, als
S achverständiger zum Thema Kriegsgerichtsb ar-
keit aufzutreten .

Inzwischen hat ein weiteres , diesmal für das
Bundesverteidigungsministerium erstattete s Gut-
achten Müllers wegen schwerwiegender methodi-
scher Mängel die Historiker zum Kopfschütteln
veranlasst : Unter Hinweis auf die Dissertation ei-
nes jungen Historikers relativierte er die Verbre-
chen deutscher Gebirgsj äger in Griechenland −
aber in der Dissertation steht nichts, worauf er sich
stützen könnte , und der Verfasser verwahrte sich
gegen den Missbrauch seiner Arbeit. D as Ministeri-
um brauchte das Gutachten zur Rechtfertigung der
Teilnahme von Bunde swehroffizieren an den all-
j ährlichen Gedenkfeiern der Gebirgsj äger in Mit-
tenwald .

E s bleibt − schon um seiner Studenten willen −
zu hoffen, dass Müller sich künftig mehr um wis-
senschaftliche Serio sität b emühen wird .

Dr. Helm ut Kra mer ist Rich ter am Oberlandesge-
rich t a. D. und ha t als vo n der Bundestagsfraktio n
Bündn is 90/Die Grünen benann ter Sach verstän-
diger an der öffen tlichen A nh örung des Rech tsa us-
sch usses des Deutschen Bundestages am 5. Ma i
2008 zur Frage derpa uschalen A ufhebung vo n NS-
Urteilen gegen so gena nn te Kriegsverrä ter teilge-
no mmen.

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us



27

21
I / 2 0 0 9

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us

Eugen Januschke

Sinnstiftung des Totenrituals zersetzen!
Zum »Berliner Plakat« : »Nicht nur treffend ist, sondern auch aktuell! «

s ist nicht weiter verwunderlich, dass sich
die MacherInnen des Plakats in der lo sge-

bro chenen Diskussion nicht selb st zu Wort mel-
den . Dies liegt nicht nur an der möglichen juristi-
schen Verfolgung des Plakats , sondern auch an den
Gewaltdrohungen aus der rechten Szene . D as ist
skandalö s , muss der Diskussion um das Plakat ab er
keinen Abbruch tun, da die Interpretation der Ma-
cherInnen auch nur eine von vielen möglichen wä-
re .

Im Folgenden soll e s um eine Interpretation de s
Plakats gehen, die sich kritisch mit Vorwürfen aus-
einandersetzt, die das Plakat als nicht gelungen
o der gar als dumm darstellen .

D amit ist schon mal klar, womit ich mich hier
nicht b eschäftigen mö chte : das erb ärmliche Ver-
halten von Leuten, die vor der rechten und bürger-
lichen Presse buckeln, um in die ser do ch irgend-
wann mal eine po sitive B erichterstattung zu b e-
kommen . Womit ich mich allerdings auch nicht b e-
fassen mö chte , ist die Frage , ob es sich b ei dem Pla-
kat um S atire handelt. Zum einen ist diese Frage
schwer zu b eantworten, da e s sehr verschiedene
D efinitionen von S atire gibt. Zum anderen handelt
es sich hierb ei leider auch um eine strafrechtlich
relevante Frage . D amit erübrigt sich hier auch die
Auseinandersetzung, ob e s sich um gelungene S ati-
re handelt, was in einer inhaltlichen D eb atte um
das Plakat sowieso nur einen »Neb enkriegsschau-
platz« darstellen kann .

Zunächst ist zu fragen, ob man den Text des Pla-
kate s wörtlich nehmen sollte . Ein kurzer Blick auf
verschiedene politische Plakate zeigt, dass dem
nicht immer so sein muss . Und man muss den Ma-
cherInnen des Plakats schon Dummheit unterstel-
len, um lediglich zu einer wörtlichen Au slegung zu
kommen . Ich mö chte hier nach einem Statement
des Plakats suchen, das sich durch einen üb ertrage-
nen Sinn ergibt. D azu darf man nicht nur das B ild
und den Text isoliert b etrachten, sondern auch die
B eziehung, in der b eide auf dem Plakat gebracht
werden .

D a ist zunächst das Bild , das einen mit einer
D eutschlandflagge drapierten S arg mit drei Bun-
deswehrsoldaten als militärischem Geleit zeigt.
D as B ild transportiert die weihevolle Stimmung,
die die sem militärischen Ritu al von Seiten der Bun-
deswehr unterlegt wird . Und auf die sen sakralen
Charakter zielt das Plakat mit seinem Text. Und
zwar direkt ins Zentrum die se s Rituals, der Sinnstif-
tung für den Soldatento d . Die se D estruktion er-
folgt in drei Schritten .

D er erste Schritt ist die
Forderung nach Abrü stung .
Sie kontert das Ritual in des-
sen moralischer Funktion .
D enn in der Logik des gegen-
wärtigen Afghanistanein-
satzes wird j eder zu Tode ge-
kommene Soldat auch im mi-
litärischen Totenkult funktio-
nalisiert, um für ein »Weiter so« im Kampf zu wer-
b en . Ein Aufruf zur Umkehr ist ein solcher Tod in
der offiziellen Logik gerade nicht. D eshalb würde
j ede − wörtlich zu verstehende − Forderung da-
nach, den Kriegeinsatz zu beenden, keine tiefer
greifende Wirkung entfalten, sondern hätte ledig-
lich appellierenden Charakter.

D aher wird die Forderung umge schrieben, in et-
was , das − wörtlich verstanden − keinen Sinn
macht. D er To d eine s einzelnen Soldaten führt
nicht zur Verringerung des Umfangs einer Armee ,
da diese Toten immer schon einkalkuliert sind und
die nächsten Rekruten b ereitstehen, die Lücke auf-
zufüllen . Die so umgeschriebene Forderung öffnet
in ihrer Monstro sität den Blick auf den verdinglich-
ten und warenförmigen Umgang mit Menschen .
Durch die Sinnentstellung der Forderung lässt sie
keine Möglichkeit, emotional gleichgültig die ob en
genannten Folgerungen au s dem To d eine s Solda-
ten neb eneinander stehen zu lassen .

Die scheinb are Schwäche der ab surden und
monströ sen wörtlichen Formulierung erreicht
ab er erst in einem dritten Schritt ihre eigentliche
Schlagkraft : Sie korrespondiert und konkurriert
mit der Ab surdität und Monstro sität des militäri-
schen Ritu als als Totenkult. D enn wie j eder offiziel-
le Kult legitimiert dieser vor allem die Institution in
ihrem Handeln, die diesen Kult durchführt. D er mi-
litärische Totenkult versucht, die se Legitimation
mit der Trauer der Hinterblieb enen in einer schein-
b aren Win-Win-Situ ation zu verknüpfen .

Für die Bunde swehr b esteht der Gewinn de s To-
tenkults in der zusätzlichen Legitimation, die sie
daraus für sich und ihr Tun b ezieht. Für die Hinter-
blieb enen b esteht der Gewinn b ei der Teilhab e an
dem militärischen Totenritual darin, dem Un-Sinn
des To des nicht nur etwa mit Religion zu b egegnen,
sondern auch von staatlich-offizieller Stelle b eglau-
bigt zu b ekommen, dass der Tote nicht umsonst ge-
storb en ist ; sein Opfer sei M ahnung und Auftrag,
das Werk fortzu setzen . Eines der gängigsten Gen-
res , der Sinnlo sigkeit des To de s vermeintlichen
Sinn entgegenzusetzen .
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Nun kann es nicht darum gehen, Menschen in
ihrer privaten Trauer anzugreifen . Aber die s kann
dem Plakat so nicht vorgeworfen werden, denn
dort ist keine private Trauerfeier abgebildet. Auch
ist nur schwer zu rekonstruieren, welcher konkrete
Mensch in dem S arg liegt. Und erkenntlich geht es
dem Plakat nicht um die sen konkreten Toten . Inso-
fern ist mir schleierhaft, wie das Plakat Angehörige
von Soldaten in ihrer privaten Trauer verhöhnen
soll .

Anders ist es allerdings, wenn sich Angehörige
auf die zusätzliche Sinnstiftung des militärischen
Rituals einlassen . D ann ist ihre Trauer ab er legiti-
mer Gegenstand politischer Au seinandersetzung,
wie diese j ede öffentliche Gedenkzeremonie nun
mal ist, weil mit ihr auch Politik gemacht wird , zu-
mal wenn es unter sich vermutlich verschärfenden
B edingungen de s Afghanistaneinsatzes der Bun-
de swehr mehr tote deutsche Soldaten geben wird .

Aufschlu ssreich ist hierb ei auch der Zeitpunkt
de s B eginns der j etzigen Au seinandersetzung um
das Plakat. E s waren die ersten offiziell von deut-
schen Soldaten getöteten afghanischen ZivilistIn-
nen, die Ende August 2 0 0 8 den Legitimationsdruck
b ezüglich des dortigen Einsatze s deutscher Solda-
ten erhöhten . E s musste die schwierige Situation
der Soldaten stärker herausgestrichen werden, um
dem Töten Unschuldiger den Charakter eines un-
vermeidlichen Unfalls zu geben und es damit zu-
gleich zu rechtfertigen . Und auch das hohe Risiko
der Soldaten im Einsatz musste in den Vordergrund
gerückt werden . Im Gefolge dieses Anziehens der
Legitimationsschraub e hat auch der Totenkult für

Soldaten stärkeren sinnstiftenden Anforderungen
zu dienen, um neb en der Sinnlo sigkeit des To de s
auch die Schuld der Soldaten zu üb erdecken . Und
damit werden Anfeindungen des Totenrituals mas-
siver wahrgenommen und verfolgt.

D ab ei sind wir vermutlich erst am Anfang einer
Entwicklung de s verstärkten Rückgriffs auf das To-
tenritu al durch Bundeswehr und Politik. M arkan-
tes Zeichen hierfür ist das Ehrenmal für die im
Dienst ge storb enen Soldaten der Bundeswehr, das
in B erlin entsteht. Die ses Ehrenmal ist ein in Stein
gego ssenes Totenritual und soll als Bühne für ver-
mehrte Aufführungen de sselb en dienen . Schon in
seiner Grundstruktur erinnert das Ehrenmal an ei-
nen griechischen Tempel, verp ackt in ein Bronze-
kleid , aus dem Erkennungsmarken als To de ssym-
b ol ausge stanzt sind . E s gibt einen Weihe stein im
Inneren als Altar und außen die Aufschrift : »D en To-
ten unserer Bundeswehr. Für Frieden, Recht und
Freiheit« .

Sicherlich b edarf e s auch der argumentativen
Auseinandersetzung mit der deutschen Kriegspoli-
tik, die deren verheerende Folgen aufzeigt und
mögliche Alternativen b enennt. D aneben mü ssen
aber militärische Rituale ernst genommen werden
in ihrer kriegsfördernden Wirksamkeit. Die Sinn-
stiftung des militärischen Totenrituals zu zerset-
zen, wie dies das Plakat leistet, muss ein zentrale s
Moment antimilitaristischer Arb eit sein .

Eugen Jan uschke ist aktiv im DFG- VK-Landesver-
band Berlin-Brandenburg.

eine Entwicklung ohne Sicherheit« − die ses
M antra läßt das sicherheitspolitische E s-

tablishment geb etsmühlenhaft immer dann erklin-
gen, wenn es um die Legitimation der immer un-
heilvoller verlaufenden Nato-Mission am Hindu-
ku sch geht. Vor j eder Kamera und j edem Mikro-
phon prop agiert de shalb Verteidigungsminister
Dr. Franz Jo sef Jung das Schlagwort von der »ver-
netzten Sicherheit« . D asselb e meinend sprechen
die Nato-Offiziellen vom »Comprehensive Ap-
pro ach« , den e s in Afghanistan umzusetzen gelte .
Was aber verbirgt sich wirklich hinter die sen Ter-
mini technici?

D as Konzept der »vernetzten Sicherheit« wurde
einer staunenden Öffentlichkeit im »Weißbuch der

Bundesregierung zur Sicherheitspolitik D eutsch-
lands und zur Zukunft der Bundeswehr« von 2 0 0 6
präsentiert. Endgültig festgeschrieb en wird dort
die »Transformation« der Bundeswehr von einer
klassischen Ab schreckungs- und Verteidigungs-
truppe zur po stmo dernen Interventions- und An-
griffsarmee mit glob alem Auftrag. D er Schlüsselb e-
griff zum Verständnis dieser Entwicklung lautet :
Entgrenzung − und zwar in vielfacher Hinsicht.

Zunächst manifestiert sich die se in einem geo-
graphisch wie inhaltlich »glob alisierten« Sicher-
heitsb egriff, zu dem im Weißbuch 2 0 0 6 ausgeführt
wird : »D eutschlands Sicherheit ist untrennb ar mit
der politischen Entwicklung Europ as und der Welt
verbunden . D em vereinigten D eutschland fällt ei-

Jürgen Rose

Vernetzte Sicherheit
und »Comprehensive Approach«
Die schleichende Paramilitarisierung
der Außen- und Entwicklungspolitik
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ne wichtige Rolle für die künftige Gestaltung Euro-
p as und darüb er hinaus zu . « Eine Gestaltungsrolle
unter Einschlu ss militärischer Gewaltmittel wohl-
gemerkt, denn schließlich konstituieren die deut-
schen Streitkräfte und ihr Gebrauch den zentralen
Gegenstand j edes Weißbuche s . Nahezu b eliebig,
qu asi allumfassend dehnen die Weißbuch-Autoren
das Verständnis von Sicherheit aus , wenn sie an sel-
ber Stelle formulieren : »Nicht in erster Linie militä-
rische , sondern gesellschaftliche , ökonomische ,
ökologische und kulturelle B edingungen, die nur
in multinationalem Zu sammenwirken b eeinflusst
werden können, b estimmen die künftige sicher-
heitspolitische Entwicklung. Sicherheit kann da-
her weder rein national noch allein durch Streit-
kräfte gewährleistet werden . Erforderlich ist viel-
mehr ein umfassender Ansatz, der nur in vernetz-
ten sicherheitspolitischen Strukturen sowie im B e-
wusstsein eines umfassenden ge samtstaatlichen
und glob alen Sicherheitsverständnisses zu entwi-
ckeln ist. «

Mit diesem rhetorischen Kunstgriff einer tauto-
logischen Ausweitung de s Sicherheitsb egriffs wird
versucht, dem angesichts der real existierenden
weltpolitischen Problemlagen ernüchternd inef-
fektiven militärischen Instrumentarium eine Legi-
timität zu b ewahren, die eigentlich längst ob solet
geworden ist. D arüber hinaus b etont das Weiß-
buch unter dem Schlagwort der »vernetzten Sicher-
heit« die Notwendigkeit für eine »no ch engere In-
tegration politischer, militärischer, entwicklungs-
politischer, wirtschaftlicher, humanitärer, polizei-
licher und nachrichtendienstlicher Instrumente
der Konfliktverhütung und Krisenb ewältigung . «

Jeder soll mit j edem zu sammenarbeiten, sowohl
zivile und militärische , als auch nationale und inter-
nationale Akteure , um irgendwie Sicherheit im glo-
b alen M aßstab herzu stellen − was immer auch da-
runter zu verstehen sein mag. Nahezu identische
Konzeptionen verfolgt auch die Nato . Schon 2 0 0 6
hat der Nato-Rat in seiner » Comprehensive Political
Guideline« einer engen zivil-militärischen Zusam-
menarb eit herausragende B edeutung b eigemes-
sen . D enn was die internationalen Einsätze der Alli-
anz anging, hatten die Verbündeten die »wachsen-
de B edeutung von Stabilisierungsoperationen und
militärische Unterstützung von Wiederaufb aub e-
mühungen im Anschlu ss an einen Konflikt« er-
kannt. Allzu deutlich illustriert die sowohl im Irak
als auch in Afghanistan de solate Lage , dass es längst
nicht mehr genügt, lediglich einen Feldzug zu ge-
winnen . Entscheidende B edeutung b esitzt viel-
mehr, dass auch die anschließende B esatzung funk-
tioniert. Und hierfür werden eb en nicht nur
schwerb ewaffnete Soldaten zur Aufstandsb ekämp-
fung b enötigt, sondern vornehmlich Entwick-
lungshelfer, Juristen, Ingenieure , Lehrer und Poli-
zisten für den zivilen Wiederaufb au . Genau darauf
zielt der so emphatisch prop agierte »Comprehensi-
ve Appro ach« ab . D essen Kernelement bildet die so

genannte »Civil-Military Co operation« , kurz Cimic,
wie es im Nato-Jargon heißt. D as deutsche Konzept
der »vernetzten Sicherheit« nennt dasselb e zivil-mi-
litärische Zusammenarb eit, kurz ZMZ .

Der Kurzschluss im Denken

Hinter dieser so harmlo s und friedfertig klin-
genden Terminologie verbirgt sich freilich ein
ganz gewaltiger Pferdefuß . D enn unter dem D eck-
mantel der zivil-militärischen Zu sammenarbeit
o der Cimic vollzieht sich die schleichende Parami-
litarisierung der Außen- und Entwicklungspolitik.
Der Grund dafür ist darin zu suchen, dass im Rah-
men dieser Konzepte die ursprünglich nicht-mili-
tärischen Instrumente genau wie die zivilen Akteu-
re nunmehr in verstärktem M aße der Militärlogik
untergeordnet werden . So lässt sich in Afghanistan
b eob achten, dass Sicherheit immer mehr vor Ent-
wicklung und Wiederraufb au rangiert.

Durch diesen Trend zur »Versicherheitlichung«
ab er werden Konfliktursachen und Probleme , die
eigentlich ökonomischer und sozialer Natur sind
und militärisch gar nicht b earb eitet, ge schweige
denn gelö st werden können, plötzlich zum Gegen-
stand von Sicherheitspolitik erklärt und in der Fol-
ge zu einem Aufgabengebiet de s Militärs umdefi-
niert. Mit mehr o der weniger sanfter Gewalt wer-
den die zivilen Akteure dazu gebracht, ihre Sicht
der Dinge sicherheitspolitisch zu reformieren o der
b e sser: zu deformieren . Solchermaßen wird das
D enken in nicht-militärischen Kategorien immer
weiter zurückgedrängt und zugleich auf die vor-
gebliche »ultima ratio« militärischen Agierens um-
programmiert. Die ser Kurzschluss im D enken ver-
hindert freilich die unab dingb are Frage nach den
Konfliktursachen und blo ckiert so die schwierige
Suche nach gewaltfreien und strukturellen Lö sun-
gen .

Die Ironie dieses Prozesse s der »Versicherheitli-
chung« liegt darin, dass mit der Erweiterung des Si-
cherheitsb egriffs ursprünglich eine völlig andere ,
j a gegensätzliche Zielrichtung verbunden war. D a-
durch, dass Sicherheit nämlich umfassend o der
ganzheitlich definiert wurde , sollte die Reduktion
auf die vorherrschende verengte militärische Per-
spektive überwunden werden . Und zwar auf zwei-
erlei Weise : Zum einen kam e s darauf an, die Rele-
vanz von nicht-militärischen Themenfeldern da-
durch zu steigern, dass sie zu Sicherheitsproble-
men avancierten . Zum anderen verb and sich mit ei-
nem umfassend verstandenen Sicherheitsb egriff
die Hoffnung auf eine Zivilisierung der Sicherheits-
politik. Erreicht werden sollte die s , indem nicht-
militärische Instrumente einb ezogen und aufge-
wertet wurden sowie durch mehr ko operative an-
stelle von konfrontativen Handlungsweisen .

Anstelle der erstrebten Zivilisierung der Sicher-
heitspolitik hat gerade die Erweiterung de s Sicher-
heitsb egriffs ihrer durchgreifenden Militarisie-
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ie Zahl der KDV-Anträge ist 2 0 0 8 gegen-
über dem Vorj ahr leicht zurückgegangen

Mit 1 5 6 . 2 5 8 Anträgen (Vorj ahr: 1 61 . 4 4 8) fiel die
Zahl um 3 , 2 1 Prozent. Die Zahl der Anerkennungen
ging eb enfalls zurück, auf 1 0 6 . 7 1 7 (Vorj ahr
1 1 1 . 74 0) . D er Rückgang der KDV-Anträge ist auf
das Antragsverhalten von Ungedienten zurückzu-
führen, deren Anteil um 4 , 61 Prozent auf 14 1 . 62 9
(Vorj ahr 1 4 8 . 4 67) sank. Die Zahl der Vorb enach-
richtigten und Einb erufenen ist erneut um 1 3 , 67
Prozent auf 1 0 . 9 2 5 (Vorj ahr: 9 . 61 1 ) ge stiegen . Wei-
ter zugenommen hat die Zahl der verweigernden
Soldaten auf 3 . 5 0 3 (Vorj ahr 3 . 1 1 9) , ein Plus von
1 2 , 3 1 Prozent. D er Anteil der Reservisten verrin-

gerte sich auf 2 0 1 Anträge (Vorj ahr 2 5 1 ) . Die Zahl
der Musterungen erhöhte sich no ch einmal um
knapp 4 Prozent auf 4 67. 78 6 (Vorj ahr: 45 1 . 0 0 0) .

Im Jahr 2 0 0 8 wurden no ch einmal mehr Mu ste-
rungen durchgeführt als in den Vorj ahren . Dies ist

auf die Initiative der Verteidigungspolitiker der
Großen Ko alition zurückzuführen . E s sollen mög-
lichst alle Jugendlichen eine s Jahrgangs gemustert
werden, damit zuminde st in dieser Hinsicht das
»Gleichheitsgeb ot« eingehalten wird . Unterm
Strich leisten dadurch mehr Wehrpflichtige ihren
Zivildienst, bei den Grundwehrdienstleistenden
b esteht weiterhin ein deutliches Üb erangebot an
zur Verfügung stehenden Wehrpflichtigen .

Von den 4 67. 78 6 durchgeführten Musterungen
wurden 45 6 . 5 4 6 Mu sterungen durch die Vergabe
eines Tauglichkeitsgrade s abgeschlo ssen . 1 1 . 2 4 0
Musterungen waren no ch nicht abgeschlo ssen .
Trotz erhöhter Mu sterungszahlen ist die Zahl der

Wehrdienstfähigen ge sun-
ken . Von den abge schlo sse-
nen Musterungen wurden ge-
rade mal 5 3 , 3 Prozent für
tauglich befunden (2 4 3 . 1 666
Wehrpflichtige) , 4 3 , 7 Pro-
zent o der 1 9 9 . 6 67 Wehr-
pflichtige wurden als nicht
wehrdienstfähig eingestuft.
Nur ein kleiner Teil von
1 3 . 7 1 3 Wehrpflichtigen war

vorüb ergehend nicht wehr-
dienstfähig (3 Prozent) .

Legt man die Tauglich-
keitsquote zugrunde , werden
von diesen rund 1 3 . 70 0 Wehr-
pflichtigen rund 6 . 0 0 0 Wehr-
pflichtige letztlich als untaug-
lich ausgemustert.

Die Zahl der nicht wehrdienstfähigen Wehr-
pflichtigen steigt Jahr für Jahr und führt zu dem
Schluss, dass nahezu j eder zweite junge M ann in
D eutschland für den Dienst in der Bundeswehr un-
tauglich ist.

rung Tür und Tor geöffnet. Letztlich ist e s dem Mili-
tär gelungen, das Sicherheitsverständnis nahezu
vollständig − umfassend eb en − zu usurpieren . In
dieser militärischen Logik dient der umfassende Si-
cherheitsb egriff konsequent zu Ende gedacht der
mentalen Vorb ereitung de s totalen Sicherheits-
staats und die vernetzte Sicherheitspolitik seiner
institutionalisierten Ab sicherung .

Ange sicht die ser gelinde ausgedrückt b edenkli-
chen Entwicklung scheint e s mehr als angebracht,
üb er einen Rückverweis de s Militärs auf seine ori-
ginäre Funktion nachzudenken . Und diese b e steht
im Schutz de s Staate s und seiner Bürger vor äuße-
rer B edrohung. Seinem Wesen nach ist die ser Auf-
trag defensiv, nicht offensiv. D araus wiederum

folgt, dass die Sicherheit D eutschlands eb en nicht
am Hindukusch verteidigt wird , sondern in
D eutschland .

Jürgen Rose ist Oberstleutnan t der Bundeswehr
und Mitglied im Vorstand des A rbeitskreises
»Darmstädter Signal«, eines Zusam menschlusses
kritischer ehemaliger und aktiver Offiziere und
Un teroffiziere der Bundeswehr, der sich u. a. für
den a bsolu ten Vorrang prä ven tiver ziviler Ko n-

fliktlösungen vor m ilitärischen Maßnah men, eine
Verkleinerung der Bundeswehr und die A bschaf-

fung der Wehrpflich t einsetzt so wie die Teilnah me
der Bundeswehr an »friedenserzwingenden m ili-
tärischen Kampfeinsä tzen« ableh n t.

Klaus Pfisterer

KDV-Statistik 2 008

*
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Die Zahl der KDV-Anträge ist 2 0 0 8 ist um rund
5 . 0 0 0 Anträge ge sunken, während gleichzeitig sich
die Zahl der Musterungen um rund 1 7. 0 0 0 erhöht
hat. Geme ssen an der Zahl der Musterungen ist der
KDV-Anteil deutlich gefallen . Vor allem ungediente
Wehrpflichtige warten mit ihrem Antrag, ihre Zahl
fiel um knapp 7. 0 0 0 Anträge . Sie warten ab , ob sie
nach der Musterung überhaupt für den Grund-
wehrdienst vorgesehen sind , und verweigern erst
nach ihrer Vorb enachrichtigung o der Einberu-
fung . D eren Zahl hat sich in den letzten Jahren kon-
tinuierlich erhöht und mit knapp 1 1 . 0 0 0 Anträgen
einen vorläufigen Hö chststand erreicht. Die Zahl
der verweigernden Soldaten ist weiter angestie-
gen . Vor allem in den Einb erufungsmonaten Janu-
ar, April, Juli und Oktob er waren die KDV-Zahlen
sehr ho ch. E s gibt vor allem zwei Gründe für die
steigenden Soldatenverweigerungen . Zum einen
merken zahlreiche Wehrpflichtige erst als Soldat,
dass sie falschen Verlo ckungen seitens der Bundes-
wehr aufge se ssen sind , wenn sie im Rahmen der
Grundausbildung plötzlich merken, dass sie ler-
nen, Menschen umzubringen . Zum anderen ist der
rüde Kasernenton seitens der Vorgesetzten immer
stärker ein B eweggrund , sich von der Bunde swehr
abzuwenden . Wenig Einfluss auf das Verweige-
rungsverhalten hab en die Auslandseinsätze der
Bunde swehr, vor allem in Afghanistan .

B ei den Mu sterungen geht der Trend weiter da-
hin, die Geburtsj ahrgänge fast vollständig auszu-
schöpfen, damit das Gleichheitsprinzip nach au-
ßen hin gewahrt bleibt. D a j edo ch fast nur no ch j e-
der zweite Jugendliche tauglich gemustert wird ,

können viele Wehrpflichtige aus der Statistik he-
rausgerechnet werden, um den Anschein von
Wehrgerechtigkeit zu wahren .

B ei der Zahl der Einb erufungen werden aner-
kannte Kriegsdienstverweigerer unverhältnismä-
ßig oft zum Zivildienst einb erufen . No ch immer
wird der Passus im Ko alitionsvertrag von CDU/
C SU und SPD ignoriert, wonach gleiche Einberu-
fungsgrundsätze für die b eiden Dienste gelten .
Trotzdem wurden im Jahr 2 0 0 8 nur rund 65 . 0 0 0
Wehrpflichtige zum Grundwehrdienst, j edo ch
8 5 . 149 anerkannte Kriegsdienstverweigerer zum
Zivildienst einb erufen . Zählt man die 6 . 2 1 4 Jugend-
lichen, die ein Freiwillige s Soziales o der Ökologi-
sches Jahr anstelle des Zivildienste s ab solvierten,
und die 1 . 09 4 KDVer, die einen so genannten »An-
deren Dienst im Ausland« leisteten hinzu , wurden
2 0 0 8 also 9 2 . 45 7 Kriegsdienstverweigerer zum
Dienst herangezogen . Von Gleichb ehandlung
kann keine Rede sein .

Nach wie vor leisten rund zwei Drittel eines Ge-
burtsj ahrgangs üb erhaupt keinen Dienst. D aran
wird sich auch in den nächsten Jahren nichts än-
dern . Die Allgemeine Wehrpflicht, sofern man da-
von üb erhaupt no ch reden kann, wird immer mehr
zu Farce . Die Politiker können e s drehen und wen-
den, wie sie wollen . Für alle Jugendlichen eine s
Jahrgangs gibt es weder im Grundwehr- no ch im Zi-
vildienst genügend Plätze . E s bleibt daher die
Hauptaufgab e , sich für die Ab schaffung der Wehr-
pflicht einzusetzen .

Kla us Pfisterer ist Sprecher des DFG- VK-Landesver-
ba nds Baden- Württemberg.

Monat Ungediente Vorbenach- Soldaten Reser- Gesamt D avon Anerken-
richtigte/ visten Zweit- nungen
Einberufene anträge

Janu ar 1 1 . 0 7 7 67 3 4 2 6 1 9 1 2 . 1 9 5
Febru ar 1 6 . 2 3 3 1 . 3 2 8 3 5 7 2 7 1 7 . 9 4 5
März 1 0 . 6 5 7 8 2 5 6 5 1 6 1 1 . 5 6 3
April 1 1 . 1 1 2 886 4 78 1 8 1 2 . 4 9 4
Mai 1 1 . 4 9 6 1 . 4 2 1 3 5 9 2 5 1 3 . 3 0 1
Juni 1 1 . 8 3 0 1 . 1 1 5 9 9 1 1 1 3 . 0 5 5
Juli 1 0 . 7 5 3 67 7 4 4 3 4 1 1 . 8 7 7
Augu st 1 2 . 7 1 1 69 5 3 5 2 3 2 1 3 . 79 0
Septemb er 1 1 . 1 3 4 5 5 7 9 7 9 1 1 . 79 7
Oktob er 1 4 . 3 4 5 9 7 1 5 3 4 1 5 1 5 . 86 5
Novemb er 1 1 . 9 2 4 1 . 0 1 3 2 3 0 9 1 3 . 1 76
D ezemb er 8 . 3 5 7 764 6 3 1 6 9 . 2 0 0
Summe
2 0 0 8 1 4 1 . 6 2 9 1 0 . 9 2 5 3 . 5 0 3 2 0 1 1 5 6 . 2 5 8 2 . 1 8 2 1 0 6 . 7 1 7
2 0 0 7 1 4 8 . 4 67 9 . 6 1 1 3 . 1 1 9 2 5 1 1 6 1 . 4 4 8 2 . 0 0 0 1 1 1 . 74 0
2 0 0 6 1 2 9 . 2 5 0 8 . 9 1 5 2 . 2 69 3 2 2 1 4 0 . 7 5 6 2 . 3 0 0 9 6 . 67 7
2 0 0 5 1 3 1 . 1 0 2 6 . 3 0 3 1 . 6 3 9 4 9 2 1 3 9 . 5 3 6 2 . 0 70 1 0 0 . 9 7 1
2 0 0 4 1 5 0 . 2 7 3 1 . 2 9 6 1 . 9 3 6 6 5 8 1 5 4 . 1 6 3 2 . 3 79 1 1 5 . 7 79
2 0 0 3 1 6 3 . 5 4 8 4 . 6 2 7 1 . 8 5 9 7 1 1 1 7 0 . 74 5 3 . 5 1 0 1 4 7 . 80 9



m 9 . März 2 0 09 fand am Amtsgericht B ens-
heim die Hauptverhandlung gegen den To-

talen Kriegsdienstverweigerer Silvio Walther statt.
D as Verfahren endete − zuminde st vorläufig − mit
einer so genannten »Verwarnung mit Strafvorb e-
halt« ( § 5 9 StGB) , d . h. , die Verurteilung zu einer
Geldstrafe (in Höhe von 60 Tagessätzen à 1 5 Euro
bleibt für eine B ewährungszeit von zwei Jahren
vorb ehalten − oder anders au sgedrückt : Silvio wur-
de nicht verurteilt, es wurde lediglich seine
»Schuld« fe stge stellt (mit der benannten vorb ehal-
tenen Strafe) . D och der Reihe nach :

Silvio war zum 0 1 . 04 . 2 0 0 8 zu den Gebirgsfern-
meldern in die General-Konrad-Kaserne in B ad Rei-
chenhall einb erufen worden . Nachdem er dort
nicht erschienen war, wurde er schließlich eine gu-
te Wo che sp äter von Feldj ägern aufgegriffen und
üb er M ainz schließlich nach B ad Reichenhall ver-
bracht, wo die erste vorläufige Fe stnahme auf-
grund seiner bisherigen Abwesenheit erfolgte .
D em schlo ss sich direkt ein erster Arrest von sieb en
Tagen Länge an . E s folgte das b ekannte » Spiel« , das
die Bundeswehr im Umgang mit Totalen Kriegs-
dienstverweigerern geübt ist: Ende de s Arre ste s,
Erteilung eine s B efehls , Verweigerung des B efehls,
erneute vorläufige Fe stnahme und Verhängung des
nächsten Arrestes , diesmal in Höhe von 1 0 Tagen .
D as wiederholte sich ein weitere s Mal mit einer Ar-
re stlänge von nunmehr 1 4 Tagen .

Während die ses dritten Arrestes , in dem Silvio in
die Nähe von B erchtesgaden verlegt wurde , kamen
zwei Soldaten in seine Zelle und forderten Silvio
auf mitzukommen mit den Worten »Wir gehen spie-
len ! « . Silvio sollte dann einen Parkplatz aufräumen,
und als er sich weigerte , griff einer der Soldaten de-
monstrativ zu seinem Gewehr − »immerhin« ohne
unmittelb ar auf Silvio zu zielen − und b etonte : »B e-
fehl ist B efehl ! « . Unter diesem Eindruck räumte Sil-
vio den Platz dann auf.

Nach dem Ende des dritten Arre ste s erging wie
gewohnt der nächste B efehl, und auf die Verweige-
rung de sselb en wurden nunmehr 2 1 Tage Arrest
b eantragt. Allerdings erfolgte keine vorläufige Fe st-
nahme , sondern − vermutlich aufgrund des anste-
henden Gelöbnisse s in der Kaserne und de s ent-
sprechenden Willens des Militärs , insoweit »Ruhe«
zu hab en − zunächst einmal ein »Dienstverb ot« .

Unter dem Eindruck der Erlebnisse in B erchte s-
gaden hatte Silvio zunächst nicht vor, wieder zur
Bundeswehr, nachdem das Dienstverb ot Mitte Juni

aufgehob en worden war, zurückzukehren . Zu-
gleich b efürchtete er aber, dass die Staatsanwalt-
schaft einen Haftb efehl vorb ereiten würde , so dass
er sich schließlich Mitte Juli wieder stellte . D er zu-
vor be antragte Arrest war bereits genehmigt wor-
den und wurde sogleich vollstreckt. Ein wegen sei-
ner erneuten Abwe senheit b eantragter 5 . Arrest
wurde dann vom zuständigen Truppendienstge-
richt nicht mehr genehmigt − und der laufende Ar-
re st wurde nach sieb en Tagen abgebro chen . E s er-
folgte wiederum ein Dienstverb ot und schließlich
Ende Juli die Entlassung aus der Bundeswehr.

Angeklagt waren nun die beiden als »Eigen-
mächtige Abwe senheit« ( § 1 5 Wehrstrafgesetz) b e-
nannten Zeiten, in denen Silvio der Bundeswehr
ferngeblieb en war. Die Frage , ob insb e sondere der
erste Zeitraum als »Fahnenflucht« ( § 1 6 WStG) zu
werten sei, wurde nicht erörtert, eb enso waren die
»Gehorsamsverweigerungen« ( § 2 0 WStG) inner-
halb der Bundeswehr nicht zur Anklage gekom-
men . Die Anklage war vor dem Amtsgericht B ens-
heim (Landgerichtsb ezirk D armstadt) erhob en
worden, da Silvio zum Zeitpunkt seiner Einb eru-
fung hier seinen Wohnsitz hatte .

»Weisungsgebundenheit«
gegen »eigene Meinung«

Am 9 . März fand sich Silvio also mit sieben Zu-
schauerInnen im Rücken und seinem Verteidiger
Rechtsanwalt Ullrich Hahn in B ensheim wieder −
ihm gegenüber Jugendrichter Brakonier − und der
Vertreter der Staatsanwaltschaft ; richtig gelesen :
Richter und Staatsanwalt saßen − erhöht − neb enei-
nander. Ein sehr unangenehmer Anblick. D er Rich-
ter pflegte einen − der S ache nicht unbedingt ange-
messenen − sehr j ovialen Stil, sich selb st dab ei wohl
lustiger findend , als der Rest im Raum : Silvio sei von
»der Truppe , wie man das so schön kennt« , fernge-
blieben . Gelacht hat nur der Richter. Vielleicht war
es ab er auch nur schlichte Unb eholfenheit und ei-
ne gewisse Üb erforderung durch den Fall, der sich
wohl so gar nicht in die b erufliche Erlebniswelt de s
Jugendrichters einordnen wollte , wie dieser sp äter
auch noch einmal b etonte (man hab e e s j a sonst mit
ganz anderen Leuten zu tun) .

Nach der Erörterung der Geschehnisse und der
Einlassung Silvio s , in der die ser auf die Verzahnung
von Militär- und Zivildienst verwie s, startete der
Richter den Versuch, das Verfahren einstellen zu

Detlev Beutner

Mildes Urteil, aber die
Gewissensfreiheit missachtet
Bericht über den Prozess gegen den Totalverweigerer Silvio Walther
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lassen . Hier signalisierte j edo ch der Staatsanwalt
gleich, dass er zwar »eine eigene Meinung zu dem
Fall« hab e , ab er »weisungsgebunden« sei, und
manchmal müsse er auch S achen vertreten, die er
selb st anders sähe − und sein D ezernent habe ihn
klar angewiesen, einer Einstellung nicht zuzu stim-
men . E s mag unwahrscheinlich klingen, und in 1 8
Jahren TKDV-Prozesserfahrung schreib e ich das
auch erst das zweite Mal über einen Anklagevertre-
ter − ab er der Mensch war relativ symp athisch ! Sel-
ten hat ein Staatsanwalt in solcher Offenheit zur
Schau getragen, wie sehr er seine eigenen Anträge
und Erklärungen für inhaltlich falsch halte . In sei-
nem Plädoyer erkannte der Staatsanwalt auch ohne
j eden Zweifel Gewissensgründe b ei Silvio an (»Die
muss man nicht teilen, ab er die hab en Sie üb erzeu-
gend dargelegt. «) und forderte dann in Summe eine
Geldstrafe von 8 0 Tage ssätzen .

Verteidiger Ullrich Hahn verwies zunächst da-
rauf, dass seiner Meinung nach das Jugendstraf-
recht nicht zur Anwendung kommen könne (Silvio
war no ch wenige Tage »Heranwachsender« wäh-
rend seiner ersten Abwe senheit) , da es sich schon
um eine ernste und erwachsene Überlegung han-
dele , die Silvio s »Taten« zugrunde liege ; auch der
Staatsanwalt hatte das zuvor schon so gesehen . D as ,
so Hahn, heiße aber nicht, dass es keine Möglich-
keiten gäbe , sollte das Gericht nicht zu einem Frei-
spruch kommen, hier denno ch mit »milden« S ank-
tionen zu reagieren, etwa einer »Verwarnung mit
Strafvorbehalt« . Er führte im Weiteren allerdings
au s, dass ein Totaler Kriegsdienstverweigerer au s
Gewissensgründen freige spro chen werden müsse
und zitierte hierzu Rechtsprechung de s Bundes-
verfassungsgerichts zur Reichweite der Gewissens-
freiheit im Strafrecht (sog . »Gesundb eterfall«) so-
wie weitere bekannte Juristen, die auch explizit die
Straffreiheit für Totale Kriegsdienstverweigerer
begründeten.

Ganz so weit wollte der Richter nach einer vier-
telstündigen Unterbrechung dann do ch nicht ge-
hen . Er sähe zwar, dass e s einige Juristen geb e , die
die se Auffassung teilten − »nur meine gesamte Kol-
legenschaft, die ist nicht Ihrer Meinung, und gegen
die stelle ich mich auch nicht ! « . D as war sicherlich
ehrlich, ab er nicht gerade juristisch fundiert. So
blieb es tatsächlich b ei einer Verwarnung mit Straf-
vorb ehalt. Ob das Urteil rechtskräftig wird , hängt
nun davon ab , ob die Staatsanwaltschaft in D arm-
stadt Rechtsmittel gegen das Urteil einlegen wird .

Weitere Informationen zu dem Verfahren sind
im Internet zu finden : h ttp://jetzt. sueddeu tsche. de

/texte/a nzeigen/468082; www. m orgenweb. de/re
gio n/bensheim _zwingenberg/2009031 1 _srv000

0003920147. h tml

Detlev Beutner ha t selber den Kriegsdienst to tal
verweigert und ist seit vielen Jahren in Sachen
TKDV aktiv.

8 . 2 Totalverweigerung

Nachdem mir längere Zeit keine Fälle von »Total-
verweigerung« , das heißt der Ablehnung von
Wehr- und Ersatzdienst bekannt geworden waren,
erreichten mich 2 0 07 und 2 0 0 8 fünf Eingaben da-
zu . Aus rechtsstaatlichen Erwägungen kann ich
»Totalverweigerungen« nicht unterstützen . Nach
Artikel 1 2 a Grundgesetz (GG) b esteht für alle jun-
gen Männer die allgemeine Wehrpflicht, dass
heißt, sie können vom vollendeten 1 8 . Leb ensj ahr
an zum Dienst in den Streitkräften, im Bunde s-
grenzschutz o der in einem Zivilschutzverb and
verpflichtet werden . Eine Ausnahme davon bildet
Artikel 4 Ab satz 3 GG, der fe stlegt, dass niemand
gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der
Waffe gezwungen werden darf. Die Inanspruch-
nahme diese s Grundrechts setzt allerdings eine
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer und
die Ableistung von Zivildienst voraus . Einen ande-
ren Weg als die Ableistung de s Wehr- o der Zivil-
dienstes sehen die einschlägigen Gesetze nicht
vor. Kommt der zum Wehrdienst Einb erufene sei-
nen soldatischen Pflichten nicht nach, muss er so-
wohl mit disziplinarrechtlichen als auch mit straf-
rechtlichen Konsequenzen rechnen .

Nach ständiger Rechtsprechung ist e s zulässig,
einen so genannten »Totalverweigerer« mehrmals
mit Arrest zu b elegen . Eine vorzeitige Entlassung
eines »Totalverweigerers« kommt nach einem im
Frühj ahr 2 0 0 8 in Kraft getretenen Erlass (PSZ I 7 −
Az 2 4- 1 6-0 2 vom 2 1 . April 2 0 0 8) de s Bundesminis-
teriums der Verteidigung regelmäßig erst dann in
B etracht, wenn die disziplinaren Möglichkeiten
und sonstigen Führungsmittel ausge schöpft sind ,
insbe sondere das Truppendienstgericht der wei-
teren Verhängung von Disziplinararre st nicht zu-
stimmt o der der zuständige Disziplinarvorge setz-
te nach der Vollstreckung von mindestens zwei
Disziplinararresten von j e 2 1 Tagen zu der siche-
ren Üb erzeugung kommt, dass nach dem bisheri-
gen Verhalten des Soldaten und nach seinem Per-
sönlichkeitsbild eine Änderung seiner ablehnen-
den H altung seiner Dienstpflicht gegenüber nicht
zu erwarten ist.

Auch wenn ich einräumen muss , dass bei ei-
nem jungen Menschen, der nach seiner fe sten
Üb erzeugung handelt, der Arrest seine erzieheri-
sche Wirkung verfehlen kann, kann die Anwen-
dung des Disziplinarrechts do ch nicht von vorn-
herein ausge schlo ssen werden . Ob der neue Er-
lass zu einer angemessenen Anwendung des Diszi-
plinarrechts im Umgang mit Totalverweigerern
führt, bleibt abzuwarten und wird im Rahmen der
Erfahrungen mit der Umsetzung de s Erlasses zu
prüfen sein .

In den an mich herangetragenen Fällen zeigten
sich wiederholt Unsicherheiten der Vorgesetzten
vor Ort im Umgang mit den »Totalverweigerern« .
Ich hab e daher angeregt, die se Verfahren grund-
sätzlich durch das Bundesministerium der Vertei-
digung begleiten zu lassen . D er Rechtsb erater de s
Führungsstab s des Heeres hat entsprechende Hin-
weise in einem Infobrief an die Angehörigen der
Rechtspflege im Heer herausgegeben . Ich gehe
davon aus , dass die s zur Verbesserung der Rechts-
sicherheit beiträgt.

Aus dem Jahresberich t für das Jahr 2008 des
Wehrbea uftragten des Deutschen Bundestages
vo m 26. März 2009
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chritte zur Abrü stung« sollte eine Plattform
für die friedenspolitische Arbeit der DFG-

VK, ab er auch für eine strukturierte Zusammenar-
b eit in der Friedensb ewegung sein . Zentrale s Ele-
ment ist ein kurzer Einführungstext und eine Reihe
von friedenspolitischen Forderungen, die in der
Friedensb ewegung Konsens sein und in der politi-
schen Öffentlichkeit auf Zustimmung stoßen soll-
ten . Einleitungstext und Forderungen sollten präg-
nant genug sein, um für eine Unterschriftensamm-
lung zu taugen . Üb er einen längeren Zeitraum hin-
weg sollten Unterschriften unter den Forderungs-
katalog gesammelt, die Kamp agne und das Schlag-
wort »Schritte. . . « und ein zugehöriges Logo b e-
kannt gemacht, die Unterstützer des Forderungska-
talogs als Förderer und Mitmacher gewonnen und
zu einzelnen o der mehreren Forderungen Aktio-
nen entwickelt werden, um neue Unterstützer und
Förderer zu finden, um auf breiterer B asis neue öf-
fentliche Aktionen durchführen zu können . Die
Kamp agne sollte unabhängig von aktuellen Anläs-
sen die Forderungen bzw. ange spro chenen The-
men in die Öffentlichkeit bringen .

Ziel der Kamp agne ist, die b enannten Abrü s-
tungsschritte tatsächlich durchzusetzen . Offen-
sichtlich ist die s angesichts der politischen Verhält-
nisse , D enkgewohnheiten und Traditionen eine
sehr langfristige Aufgab e . Eine Unterschriften-
sammlung wie schon viele vorher im S ande verlau-
fene wird dazu nicht au sreichen . Wer die genann-
ten Ziele durchsetzten will, mu ss erst einmal die ge-
sellschaftliche Zustimmung zur genannten Verän-
derung der Politik deutlich machen und die struk-
turellen Voraussetzungen für eine effektive politi-
sche Lobbyarbeit schaffen, und wiederum als Vo-
raussetzung dafür die Friedensorganisation stär-
ken, die die sen Prozess betreib en will .

Adre ssat der Forderungen ist die Bunde sregie-
rung bzw. die politischen Entscheidungsträger in
der B RD , und eine politisch interessierte Öffent-
lichkeit als Unterstützer bzw. ge sellschaftlicher
Träger für eine andere Friedenspolitik.

Unabhängig von der Perspektive der Durchset-
zung der einzelnen Forderungen ist die ge samte
Stoßrichtung der Kamp agne , deutsche militaristi-
sche Außenpolitik politisch und materiell unmög-
lich zu machen, zuminde st zu delegitimieren, Alter-
nativen zur Militärpolitik aufzuzeigen und staatli-
che Mittel für zivile Konfliktbe arb eitung zu mobili-
sieren; und darüb er hinaus : üb er eine Verkleine-
rung der Bunde swehr und eine kontinuierliche

Senkung der Rü stungsausgab en zu einem Abrü-
stungsprozess zu kommen und die Perspektive auf
die Ab schaffung von Militär im Allgemeinen und
der Bundeswehr im B e sonderen zu öffnen .

Rahmenb edingungen für die Entwicklung der
Kamp agne : Am Anfang stand eine kritische Ein-
schätzung der Arbeit der Friedensb ewegung der
9 0-er Jahre : Die Organisationsstrukturen, die die
Aktivitäten der 8 0er Jahre ermöglicht hatten, wa-
ren weggebro chen (der DDR-finanzierte App arat
von DKP und DFU, Teile der Gewerkschaften,
kirchliche Gruppen, Teile der Grünen, die » 1 . 0 0 0
Friedensinitiativen« etc .) . Die Friedensb ewegung
machte (und macht) eine Vielzahl von Veranstal-
tungen, meist auf lokaler Eb ene zu den traditionel-
len Terminen (O stermarsch, Hiro shima-Gedenk-
tag, Antikriegstag, Friedenswochen) und zu aktuel-
len Themen (Krieg in Jugo slawien, Out-of-area-Ein-
sätze der Bundeswehr, Widerstand gegen aktuelle
Proj ekte wie Eurofighter) , meist ohne von den Mas-
senmedien wahrgenommen o der von »der Politik«
ernst genommen zu werden .

Üb erregional gab e s (und gibt es) eine »friedli-
che Ko existenz« von verschiedenen Kamp agnen,
die meist keine breitere Öffentlichkeit erreichen
und im S ande verlaufen, bzw. Teile der B ewegung
spezialisieren sich auf einzelne Themen, z . B . ZFD ,
Rüstungsexporte , Atomwaffen . Die Friedensbewe-
gung führte keine strategische Diskussion, welche
Ziele mit welchen Mitteln erreicht werden sollen .
Wer denkt, dass das alles so sein muss (» . . . so sind
eb en die B ewegungen . «) , verzichtet auf die Per-
spektive , Politik tatsächlich verändern zu wollen .
D as Loblied auf die »Vielfalt« und »Buntheit« der B e-
wegungen wird auch von denen gesungen, die
längst straffere Parteistrukturen hab en o der schon
immer hatten . Wer die Kritik an Metho den und Re-
sonanz der Friedensbewegung nicht teilt, kann
auch gar nicht verstehen, wie dringend wir neue
Formen der Friedensarbeit, eb en eine richtige
Kamp agnenkonzeption brauchen . (Vgl. In terview
m it m ir in »ZivilCo urage« Nr. 4/2004: »Die alten
Rituale helfen uns n ich t weiter«)

Bedeutung für die DFG-VK

Auch in der DFG-VK gab es ein unverbundene s Ne-
b eneinander und Aufeinander von »Kamp agnen«
und Aktionen . D er Verb and verzettelt(e) sich in ei-
ner Vielzahl von Themen, es gab kein Konzept für
die Arb eit der Hauptamtlichen . Nach der struktu-

Tommy Rödl

Die DFG-VK-Kampagne
Schritte zur Abrüstung
Theorie und Praxis einer friedenspolitischen Kamp agne
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rellen und programmatischen Neuorientierung
Anfang der neunziger Jahre unterstützten Teile der
DFG-VK die »B oA-Kamp agne« (BRD oh ne A rmee) .
Die entsprechende Forderung war ins neue Grund-
satzprogramm aufgenommen worden − was ab er
nicht b edeutete , dass alle diese Forderung auch als
erfolgversprechenden Aufhänger für Friedensar-
beit b etrachteten . (Als Anmerkung : »Die DFG-VK
betreibt und unterstützt eine kontinuierliche und
langfristig angelegte Öffentlichkeitsarb eit für ein-
seitige Abrüstung der B RD , die dem Militär die
Nützlichkeit hinsichtlich der Lö sung der re al zu er-
wartenden Konflikte ab spricht sowie die morali-
sche Legitimität des Soldatenhandwerks b estrei-
tet. « Po sitionsp apier »Europ äische Abrü stungspoli-
tik« , be schlo ssen beim Kongre ss in Kassel 1 9 9 3 ,
weitgehend von mir verfasst, nach dem Kongress
nicht veröffentlicht, schnell wieder vergessen und
außerhalb der B oA- Kamp agne kaum genutzt.)

Andere arb eiteten weiter in den traditionellen
bzw. an politischen Aktualitäten orientierten For-
men der Friedensb ewegung. Eine strategische Dis-
kussion (»Welche Ziele verfolgen wir, welche Mittel
sind dafür verfügb ar?«) wurde nicht geführt.

Die B oA-Kamp agne steckte Ende der 9 0 er Jahre
in der S ackgasse . Politisch : Wir mü ssen einen Weg
aufzeigen zur Ab schaffung von Militär, eine Ant-
wort auf die Frage geb en »wie Militär ab schaffen« .
Strukturell : Wir brauchen einen hauptamtlichen
Kamp agnenarb eiter auf Bundeseb ene , der die
Kamp agne zentral anschiebt, ko ordiniert und auf
Bunde seb ene Bündnispolitik macht; und natürlich
mehr Geld für Öffentlichkeitsarb eit.

D er DFG-VK-Bundeskongress 1 9 97 b e schlo ss
das Konzept »Fünf für Frieden« , das den Ansatz b e-
inhaltet, j ährlich die Rüstungsausgaben um 5 % zu
senken . D as kam etwas üb erraschend , weil das
Konzept und der Antrag vor dem Kongress nicht
bekannt waren, das Konzept wurde m . E . dann ab er
nicht weiter diskutiert und auf Gruppeneb ene
nicht akzeptiert.

1 9 9 8 entstand in der bunde sweiten B oA-Ar-
beitsgruppe ein Papier »Weichenstellung für Ent-
militarisierung« (nachzulesen no ch im Faltblatt »Si-
cherheit vor Terror« auf der Homep age www.
schritte-zur-abruestung. de) , das auf konkrete Ver-
änderungen durch eine rot-grüne Ko alition zielte .
Die Frage der Auslandseinsätze der Bunde swehr
wurde in diesem Papier bewu sst ausgeklammert.
B ekanntlich war die se neue Regierung no ch nicht
wirklich im Amt, als die Weichen in die andere
Richtung − für den Krieg gegen Jugo slawien − ge-
stellt wurden . Durch diesen Krieg war das Vertrau-
en weg, dass Rot-Grün tatsächlich Schritte in Rich-
tung Entmilitarisierung gehen würde . Aus dem
»Weichenstellung«-Papier entstand in mehreren
Text-Vereinfachungs-Schritten der erste Schritte-
zur-Abrüstung-Forderungskatalog.

Weiterhin war die Entwicklung der DFG-VK ne-
gativ, die organisatorische B asis der DFG-VK

schwand dahin − seit Jahren abnehmende Mitglie-
derzahl und daher weniger Mittel für politische Ar-
b eit. »Schritte zur Abrüstung« sollte die bunde swei-
te gemeinsame Kamp agne der DFG-VK sein − ab er
auch der Schwerpunkt der Arb eit. In den Forderun-
gen waren unterschiedliche Themen und Hand-
lungsb ereiche der DFG-VK zusammengefasst. Mit
ihr wollte/sollte die DFG-VK auch den Versuch un-
ternehmen, wieder deutlicher friedenspolitisch in
Erscheinung zu treten, eine Kamp agne für die ge-
samte Friedensb ewegung anzubieten, um langfris-
tig wieder tatsächlich friedenspolitisch wirken zu
können .

DFG-VK und Bündnisarbeit

Eine weitere Grundeinsicht war : Wir werden die
Ziele nicht allein durchsetzen können − also muss
»Schritte« ein Angeb ot für die Friedensbewegung
sein, auf der Grundlage de s kurzen Texte s und de s
Forderungskataloge s zusammenzuarb eiten . Wie
geht das ?

Die Kamp agne (bzw. die Materialien und die
Homep age) sollte so ge staltet werden, dass Interes-
sentInnen an der Kamp agne auch an die p azifisti-
sche Programmatik (z . B . allgemeine und vollstän-
dige Abrüstung, Ab schaffung der Bunde swehr, B e-
seitigung der Kriegsursachen . . . ) und an die Orga-
nisation DFG-VK herangeführt werden, die se Kam-
p agne also auch der Gewinnung neuer Mitglieder
dient.

Die Kamp agnenarb eit musste sich also der Fra-
ge stellen, wie wir an neue Unterstützer, Aktive ,
Mitglieder und Gelder kommen . So war die Kam-
p agne einerseits so anzulegen, dass sie offen war
für die Mitarb eit von Menschen, die nicht Mitglied
der DFG-VK sind o der (aus welchen Gründen auch
immer) auch nicht werden wollen, ab er b ereit
sind , b ei einzelnen Themen o der Aktionen mitzu-
machen und sie mitzufinanzieren . Sie sollte ab er
auch offen sein für die Zusammenarbeit mit Orga-
nisationen, die entweder auch p azifistisch orien-
tiert sind , ab er sich aus weltanschaulichen Grün-
den anders organisieren (wie z . B . Pax Christi) ,
o der Friedensgruppen o der Zusammenschlüsse ,
die zwar »gegen den Krieg« sind , ab er die p azifisti-
schen Grundsätze der DFG-VK (Verzicht auf verlet-
zende und tötende Gewalt, Zielsetzung allgemeine
und vollständige Abrüstung) dezidiert nicht teilen .

Gestaltung der Elemente
einer Kamp agne

Wer definiert das genauere Konzept einer Kamp ag-
ne ? Au ssagen zum Konzept gibt e s z . B . im Schritte-
Faltblatt, in welchem die Kamp agne allgemein vor-
gestellt und begründet wird , in der Kamp agnenb e-
schreibung auf der Homep age , in B eiträgen zu Dis-
kussionen b eim DFG-VK-Bunde sausschu ss . (Vgl .
Kap . 3 . 1 )
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Die Zielsetzung, die politischen Forderungen,
die zentrale Lo sung, das Logo mit dem Bildmotiv,
wurden b ereits b enannt.

Weiterhin gehören zu den Elementen einer

Kamp agne die Ge staltung von Medien (Printmedi-
en wie Info-Faltblätter, Aktions-Materialien wie z . B .
Protestpo stkarten, Aufkleb er und andere Werb e-
materialien; Konzeption und Gestaltung eines In-

Übersicht über Aktionen seit 2 0 03
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ternetauftritts , ein elektronischer Newsletter und
ein regelmäßiger Informationsbrief) , die Organisa-
tion eines Sekretariats für die Verschickung von
M aterialien und B eantwortung von Anfragen, für
die Verwaltung von InteressentInnenadressen au s
Brief o der eMail-Kontakten, und last not least die
Entwicklung von öffentlich wirksamen Aktivitäten
zum B ekanntmachen der Kamp agnen, die Nut-
zung von verfügb aren Medien und Kanälen zu po-
tenziellen Zielgruppen .

Wie machen wir Zustimmung deutlich? Wie ge-
winnen wir Unterstützer (Unterzeichner) und
Bündnisp artner? Wie motivieren wir Menschen als
aktive Unterstützer für konkrete einzelne Aktionen

− präziser: für Aktionen zu Themen und Forderun-
gen, die nicht tagesaktuell sind und üb er Anti-
kriegsprote st hinausgehen? Und zuallererst die Ak-
tiven in der DFG-VK?

Genügend wichtige Fragen − die Ge staltung der
angespro chenen Medien, die seit einigenJahren re-
al (bzw. im Internet) vorliegen, enthält vorläufige
Antworten .

E s gibt keinen Konsens üb er die meisten gestal-
terischen Fragen (Schriftzug, Logo , Faltblätter,
Homep age . . . ) , was uns nicht daran gehindert hat,
die strukturellen Voraussetzung aufzub auen, viele
M aterialien zu pro duzieren, viele praktische Aktio-
nen zu entwickeln, und gewisse Re sonanz zu erzie-
len .

In der über Jahre hinweg geführten »Konzept-
diskussion« − sie scheint zum B estandteil der Kam-
p agne geworden zu sein − dominierten aber ganz
andere Fragen : Sollen wir wirklich einen Schwer-
punkt für die Arb eit der DFG-VK setzen? O der do ch
mehrere ? Und was b edeutet das in Arb eitszeit und
Hau shaltsziffern? Was ist eigentlich eine Kamp ag-
ne ? Ist es dann keine Kamp agne , wenn e s keinen de-
finierten Endzeitpunkt gibt? Sollen wir e s lieb er
Plattform nennen statt Kamp agne ? Sollen wir im-
mer wieder neue Forderungen aufnehmen, »Schrit-
te« an aktuelle Entwicklungen anp assen?

Bilanz

Einige Zahlen : Prote stpo stkarte »Rü stungshau shalt
Senken« , 2 0 04 bis 2 0 0 6 ca. 39 0 . 0 0 0 Stück; alle The-
men- und Aktions- Faltblätter, addierte Druckaufla-
gen 2 0 0 1 bis 2 0 0 8 ca. 2 5 0 . 0 0 0 ; Leserschaften der
Zeitungsanzeigen (theoretisch) 1 , 2 Millionen; Zu-
griffe auf die Internet-Seite : 65 . 0 0 0 im Jahr 2 0 0 8 ;
UnterstützerInnen der Schritte-Forderungen auf
Papier und auf der Homep age : ca. 2 . 0 0 0 ; Ab onnen-
tInnen des Newsletters : ca. 2 . 4 0 0 (Stand März
2 0 09) ; Adressen von UnterstützerInnen und Inte-
ressentInnen : ca. 5 . 0 0 0

Diese ausgewählten Zahlen zeigen, dass im Rah-
men der Kamp agne durchaus be achtliche Mengen
an Materialien ge streut und sehr viele Menschen
erreicht worden sein dürften − mit einer Zeitungs-
anzeige , einer beigelegten Prote stpo stkarte , einem

verteilten Flugblatt, einer Aufforderung, eine Reso-
lution zu unterschreib en etc .

Neb en der tabellarischen Üb ersicht stellen sich
viele Fragen . Wie viele Menschen wurden mit der
j eweiligen Aktion tatsächlich erreicht? Wie viele
hab en sich tatsächlich b eteiligt? Wie viele Perso-
nen und Gruppen nutzen die Materialien der Kam-
p agne ? Wie war die Resonanz − hat uns die j eweili-
ge Aktion tatsächlich neue Intere ssenten und Un-
terstützer gebracht? Wie waren die Aktionen und
M aterialien tatsächlich ge staltet, wie war die Er-
kennb arkeit der Schritte-Kamp agne in den einzel-
nen Aktionsmaterialien, in der Umsetzung der Ak-
tionen, in der evtl . gegeb enen Medienresonanz?

Unb efriedigend bleibt die geringe Zahl der Un-
terstützerInnen der Schritte-Forderungen . E s ist
nicht gelungen, den Aktiven der DFG-VK, den
wichtigsten Trägern der Kamp agne , die Rolle und
die B edeutung der Unterschriftensammlung zu
vermitteln bzw. das auf der Homep age o der in den
M aterialien zu leisten . Nicht einmal die Mitglieder
der DFG-VK hab en ihre Zustimmung b ekundet −
das könnte auch ein Hinweis darauf sein, wie wenig
Einfluss B e schlüsse von Kongre ssen und Artikel in
den Verb andsmedien auf unsere Mitgliedschaft ha-
b en .

Die Kamp agnen-Arb eitsgruppe hat einzelne Ak-
tionen quantitativ und qualitativ ausgewertet. Eine
Tendenz dab ei : Die Unterschriftensammlung un-
ter die Forderungen ist mehr und mehr in den Hin-
tergrund getreten, neue UnterstützerInnen kom-
men sp ärlich und quasi als »Abfallpro dukt« der Ma-
terialverteilung dazu . Einzelne Schwerpunktaktio-
nen wie z . B . zum Thema Afghanistan-Einsatz entwi-
ckeln sich zu eigenen »Kamp agnen« , die die erar-
b eiteten Strukturen und UnterstützerInnen nut-
zen . Ob und in welchem Umfang die intendierte
Rückkopplung und Verstärkung durch einzelne
Aktionen erfolgt ist, ist fraglich . Alle Aktionen und
Aktionsideen, die die » Schritte« insgesamt b ekannt
machen sollten, sind mehr und mehr in den Hinter-
grund getreten . Die Aktionsformen waren, mit Aus-
nahme der Pace-Makers- und der Friedens-Fahrrad-
Touren, mehr o der weniger klassisch-traditionelle
Aktionsformen der Friedensb ewegung . Die Aktio-
nen gegen den Afghanistan-Einsatz hab en gezeigt,
dass konkrete Aktionen o der Veranstaltungen bis
auf wenige Ausnahmen nur da stattfanden, wo die
hauptamtlichen Geschäftsführer der DFG-VK auf
Landes- oder Bunde seb ene das auch organisieren .

In der Umsetzung und Ausgestaltung einzelner
Aktionen zeigen sich die nicht ausdiskutierten kon-
zeptionellen Probleme .

Hintergründige Verwicklungen

Nun kann mensch mit Recht die Frage stellen, ob
wir » so blö d« sind o der ob unsere Strukturen so in-
effektiv sind , dass wir in all den Jahren nicht mehr
ereicht haben? Um die se Frage näher zu b eleuch-
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ten, mü sste die Ge schichte der »Kamp agne« in eini-
gen D etails , unter Nennung von konkreten Vorgän-
gen und Personen, aufge arbeitet werden . (Dies ha-
b e ich aus meiner Perspektive versucht ; nachzule-
sen in der langen Fassung die ses Artikels , auf Anfra-
ge beim Autor erhältlich .)

Zu sammenfassend : Bis Mitte de s Jahre s 2 0 07 ist
es nicht gelungen, dass ein Ge schäftsführer der
DFG-VK tatsächlich für eine Kamp agne arbeitet,
die mehrere Bunde skongre sse als Schwerpunkt b e-
schlo ssen hatten .

Konzeptdiskussion
ohne Ende und Ergebnis

D as vorläufige Ergebnis der Konzept-Diskussion
zeigt der Antrag de s Landesverb ands B ayern b eim
DFG-VK-Bundeskongreß 2 0 07, der rechtzeitig vor-
lag und einen inhaltlichen Gegenantrag de s B SK
zur Folge hatte , der genau alle intendierten Festle-
gungen ablehnte .

Antrag ( 1 ) : »Die Schritte- Kamp agne umfaßt ei-
nen Teilb ereich der Programmatik der DFG-VK - 7
Forderungen und 7 Schwerpunkte . Andere The-
men sollen . . . unabhängig davon b etrieb en wer-
den . « D er Gegenantrag : »Andere Themen . . . kön-
nen aufgenommen oder ge strichen werden«

Antrag (2 ) : »Die Forderungen sollen üb er Jahre
hinweg gleich bleib en« . D er Gegenantrag: »Die For-
derungen sollen . . . aktuellen politischen Entwick-
lungen angep asst werden«

Antrag (4) : »Die Forderungen b eziehen sich auf
die Politik der B RD und richten sich an die wesent-
lichen Entscheidungsinstanzen . . . de s Staate s .
Kamp agnen mit anderem Ansatz − Verbraucher-
b oykott, Zielrichtung Management, Aktionäre
o der internationale Akteure − sollten damit nicht
vermischt werden . « Gegenantrag: Streichung die-
ses S atze s .

Antrag (6) : »Die Schwerpunktsetzung auf eine
Kamp agne ist in der derzeitigen Situation des Ver-
b ande s notwendig − sie muss sich in der Zuteilung
von Re ssourcen − Finanzmittel, hauptamtliche Ar-
b eitszeit − deutlich au sdrücken . « D er Gegenantrag:
»Die DFG-VK steht für die Weiterentwicklung der
p azifistischen Inhalte und Metho den . D er Bunde s-
kongress b e stätigt die zunehmend stabilisierte und
konsolidierte Kamp agnenlandschaft der DFG-VK,
die sich b ewährt hat. Die vier bisherigen Schwer-
punkte der Schritte- Kamp agne werden fortge-
führt. D er Umfang der finanziellen Zuwendungen
bleibt erhalten . D amit garantiert der Bundeskon-
gress die erfolgreiche Weiterentwicklung der lau-
fenden Kamp agnenarbeit, die DFG-VK zeigt sich
als verlässlicher Bündnisp artner der Friedensb e-
wegung. «

D as ist eine geb allte Ladung Politpro sa − die
Kamp agnenlandschaft der DFG-VK, wow! D er re a-
le Inhalt umgekehrt proportional zum Wortge-
schwalle . Von wem kam dieser Gegenantrag? Vom

Bundessprecherkreis ! Niemand sonst aus der DFG-
VK oder von außerhalb hat j e die Meinung vertre-
ten, die Kamp agne wäre b esser, wenn wir die For-
derungen ständig verändern, alle möglichen Adre s-
saten gleichzeitig ansprechen usw. usf. D amit war
aber auch die Konfliktlinie endlich deutlich gewor-
den : D er Bundessprecherkreis einerseits gegen
meine Person und Teile der Kamp agnen-Arb eits-
gruppe andererseits (auch in der Schritte-AG gibt
es unterschiedliche Vorstellungen zum Konzept) .

Zur Vermeidung eine s Konflikts b eim Kongre ss
(und um der Öffentlichkeit die oben zitierte Polit-
pro sa zu ersp aren) hab en wir unseren Antrag zum
Konzept zurückgezogen .

Fazit einer etwa fünfj ährigen Konzeptdiskussi-
on : E s gibt keine Festlegungen, wir b etreib en ein-
fach mehrere thematische Schwerpunkte neb enei-
nander.

DFG-VK-Aspekte

Nach all den Jahren drängt sich für Außenstehende
natürlich die D eutung auf, die Kamp agne sei vom
Konzept her verfehlt, und/o der unsere Strukturen
ineffektiv.

Ab er wie viel Arb eitskap azität stand wirklich für
die Kamp agne zur Verfügung, wie viel Zeit mu sste
für Anträge , Konzeptp apiere und Diskussionen
verwendet werden, die nichts als Scheingefechte
waren, weil eigentlich konkurrierende politische
Vorstellungen aufeinandertreffen, diese ab er nicht
offen dargelegt und diskutiert wurden und wer-
den?

Welche Anforderungen an eine »Kamp agne«
wurden da nicht erfunden : Ein »Zeithorizont« , »de-
finierb are Ziele« gar eine »Dramaturgie« , »Erfolgs-
kriterien« , »konzeptionelle Ziele j enseits der politi-
schen Forderung« . D as klingt schrecklich b eein-
druckend .

Gleichzeitig werden immer wieder »Kamp ag-
nen« erfunden, ohne dass die se Fragen gestellt wer-
den : eine »Afghanistan-Kamp agne« , eine »Klein-
waffenkamp agne« , jüngst eine »Nato-Kamp agne« .

No ch gravierender: Üb er all die Jahre gab es kei-
ne wirkliche Kommunikation mit der Mehrheit der
Aktiven üb er vorgeschlagenen Aktivitäten bzw.
Konzepte . Mögliche andere Vorb ehalte − zu wenig
»Bunde swehr ab schaffen« oder zuviel davon . . .
werden nicht diskutiert.

In der jüngsten Zeit wird eine inhaltsleere , for-
malistische Mitgliederwerbung b etrieben − üb er-
all muss j etzt fett draufstehen »DFG-VK« in Form
und Farb e de s »corporate design« . Jetzt steht als
subtile Drohung im Raum : Willst du etwa keine Mit-
gliederwerbung machen? Die für die Konstruktion
der Kamp agne grundlegende Erkenntnis wird wie-
der üb er B ord geworfen, dass wir eine Plattform
auch für Nicht-DFG-VK-Mitglieder bieten müssen,
die Zusammenarbeit mit anderen brauchen, um
die fraglichen Ziele durchsetzen zu können .
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Konrad Tempel: Anstiftung zur Gewaltfrei-
heit. Über Wege einer achtsamen Praxis und
Spiritualität. Aphorisma-Verlag, Berlin 2 0 08 ,
157 Seiten, 15 Euro

Was motiviert einen Menschen, üb er 5 0 Jahre lang
aktiv in der gewaltfreien B ewegung mitzuarb ei-
ten? Konrad Tempel ist diesen Weg gegangen, und
er hat nun ein Buch vorgelegt, in dem er die politi-
sche und spirituelle B asis seines Engagements dar-
legt, um andere zu ermutigen, sich genauso unb e-
irrt wie er dafür einzusetzen, dass Konflikte auf al-
len Eb enen der Ge sellschaft und in allen Regionen
der Erde gewaltfrei au sgetragen werden .

Die Grundthese seines Buche s , das in enger Zu-
sammenarbeit mit seiner Frau Helga Tempel ent-
standen ist, lautet : Jeder Mensch hat in sich die
Kraft, um die ersten Schritte auf dem Weg zu b e-
wusster Gewaltfreiheit zu gehen . E s sind dafür we-
der be sondere Fähigkeiten, no ch b esondere s Wis-
sen o der be sondere politische o der gesellschaftli-
che Voraussetzungen nötig. Wer sich auf diese ers-
ten Schritte einlässt und offen ist für das , was er
o der sie auf die sem Weg erlebt, und für das , was an-
dere , die die sen Weg gegangen sind o der gehen, b e-
richten, gewinnt die Kraft, weiter zu gehen .

Eine we sentliche Erkenntnis vieler Menschen,
die sich für b ewu sst gewaltfreies Handeln ent-
schieden hab en, ist, dass Gewaltfreiheit »b e ssere

Rezensionen
und nachhaltigere Wirkungen erzielt als die An-
wendung von Gewaltmitteln« (S . 62 ) . Was nicht
heißt, dass gewaltfreie Mittel automatisch den
Zweck heiligen . E s gilt nur das Umgekehrte : Gewalt
als Mittel der Auseinandersetzung diskreditiert das
angestrebte Ziel bzw. führt meist dazu , dass nicht
mehr über das Ziel, sondern nur no ch üb er die an-
gewandten Mittel diskutiert wird .

Konrad Tempel lässt ab er keinen Zweifel daran,
dass für ihn Gewaltfreiheit nicht nur aus strategi-
schen, sondern aus grundsätzlichen ethischen
Üb erlegungen herau s der einzig richtige Weg ist. In
die sem Kontext stellt er auch die Frage , ob der Er-
folg einzige s Kriterium unseres Handelns sein darf
− und verneint sie entschieden .

D er Umgang mit Feinden und Feindbildern, mit
Angst und Zorn, mit Zweifeln und Kritik sind weite-
re Themen des Buche s . E s wird deutlich , welche
Impulse für die Entwicklung der eigenen Persön-
lichkeit, für spirituelle s Wachstum und die Vertie-
fung der B eziehungen zu anderen Menschen die
Entscheidung für b ewusste Gewaltfreiheit mit sich
bringt. D as wird mit zahlreichen B eispielen, Zita-
ten und Quellenhinweisen illu striert.

Wer sein eigenes gewaltfreie s Handeln reflektie-
ren oder b ei anderen Verständnis und Interesse da-
für wecken will, findet in diesem Buch eine Fülle
von Anregungen .

Ute Finckh

Kamp agne und Friedensbündnis

Vielleicht wäre die Kamp agne mehr unterstützt
worden, wenn M aterialien und Homep age nicht
von gleich als solche der DFG-VK identifizierb ar
wären? Anders herum : Bündnis-Arb eit für die Kam-
p agne ist im Wesentlichen nicht erfolgt − eine Ein-
ladung an re ale und potenzielle Bündnisp artner,
auf der Grundlage der Plattform gemeinsame Ak-
tionen zu entwickeln . D as erfordert einen Ge-
schäftsführer, der das tatsächlich will, im B ewusst-
sein mit den PartnerInnen diskutiert, dass es an-
derswo auch keine erfolgreichen Konzepte gibt,
und den Nerv hat, andere Ansprüche aus dem
Bündnis abprallen zu lassen . D erzeit ist es umge-
kehrt − der Geschäftsführer vertritt ein (anony-
mes) Friedensbündnis bei der DFG-VK, der An-
spruch ist, b ei allen Zusammenschlü ssen und
D achverb änden irgendwie dabei zu sein . Eine Ver-
zettelung und Zersplitterung der b eschränkten
Kräfte ist vorprogrammiert. Die selb e Situ ation wie
bei der Analyse der Lage der 9 0-er Jahre .

Ausblick

Ungeklärte , ab er leb enswichtige Fragen : Wie kom-
men wir zu einer friedenspolitischen Öffentlich-

keitsarb eit, die die Medien und die Politik erreicht?
Wie kommen wir zu diesb ezüglichen konzeptio-
nellen Fe stlegungen, zu einem tatsächlichen Kon-
sens ? Wie kommen wir zu einer tatsächlichen
Schwerpunktsetzung? Wie mobilisieren wir mehr
Re ssourcen, Personal und Finanzen für eine Kam-
p agne ? Wie können wir die Zustimmung zu unse-
rer Politik deutlich machen und wirklich Ziele
durchsetzen?

D arauf habe ich natürlich keine endgültigen
Antworten . Ab er über Jahre hinweg hab e ich gute
Gründe für das Konzept einer Kamp agne vorge-
bracht, die immer no ch richtig und stichhaltig
sind . Trotz demokratischer Legitimation durch
Kongressb eschlü sse konnte ich die praktischen
Konsequenzen für die Arb eit des Verb ande s nicht
durchsetzen .

Nach wie vor be stimmen Traditionen und Ritua-
le die politische Öffentlichkeitsarb eit der DFG-VK.
Die re al existierenden Politiken in der Friedensb e-
wegung und in der DFG-VK stellen sich keinen stra-
tegischen und konzeptionellen Fragen .

To m my Rödl ist Sprecher des DFG- VK-Landesver-
ba nds Bayern und Sprecher der bundesweiten
»Schritte zur A brüstung«-A rbeitsgruppe.
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Wolfgang Sternstein: Gandhi und Jesus . D as
Ende des Fundamentalismus , Gütersloh
2 0 09 , 3 66 Seiten, 19 , 9 5 Euro

D as Christentum wurde schon oft von einem athe-
istisch-humanistischen Standpunkt aus kritisiert
und es hat sich gegen die se Kritik weitgehend im-
munisiert. D as hier zu b e sprechende Buch kriti-
siert es j edo ch von einem religiö sen Standort aus,
nämlich dem des gläubigen Hindu Mahatma Gand-
hi . Insofern stellt es eine neue und womöglich
schwerwiegende Herau sforderung für das Chris-
tentum dar.

D er Autor macht sich Gandhis Kritik der christli-
chen D ogmatik zu Eigen . Er erweitert sie zu einer
Kritik des ab soluten Wahrheitsanspruchs der abra-
hamitischen Religionen . Diesen Wahrheitsan-
spruch b etrachtet er als den Nährb o den, auf dem
die giftige Pflanze des religiö sen Fundamentalis-
mus wachse . Sie direkt zu b ekämpfen sei nicht rat-
sam, sie sterb e j edo ch ab , sob ald ihr der Nährbo-
den in Gestalt de s ab soluten Wahrheitsanspruchs
entzogen werde . Wer für die eigene Glaub enswahr-
heit einen ab soluten Anspruch erheb e , degradiere
Andersgläubige zu Ungläubigen und die Abweich-
ler innerhalb de s eigenen Glaub ens zu Häretikern
o der Ketzern . Mit der Preisgabe dieses Anspruchs
verwandelten sich dagegen Wahrheitsb e sitzer in
Wahrheitssucher, die sich gemeinsam auf den Weg
der Wahrheitserkenntnis und der Verwirklichung
der erkannten Wahrheit machen .

Christen hab en zu allen Zeiten argumentiert,
die Preisgabe de s ab soluten Wahrheitsanspruchs
sei gleichb edeutend mit der Preisgabe ihre s Glau-
b ens . Die Welt versinke dann zwangsläufig im
Sumpf des Relativismu s, da e s nirgends mehr einen
fe sten Halt geb e . Für Gandhi, so argumentiert
Sternstein, geb e e s durchaus Ab solutes , es entziehe
sich j edo ch dem Zugriff unserer Sinne swahrneh-
mung und unsere s intellektuellen B egreifens . Die-
ses unerkennb are und unverfügb are Ab solute sei
Gott o der das Sein als Urgrund alles Seienden, die
erste und letzte Wirklichkeit, das Nirwana der Bud-
dhisten . D er Mensch sei imstande , sich die sem Ab-
soluten anzunähern, indem er die von ihm erkann-
te Wahrheit in seinem Leb en verwirkliche . Er kön-
ne es j edoch niemals erreichen, solange er leb e . Im
Prozess dieser Annäherung werde der Mensch ver-
göttlicht und Gott vermenschlicht, do ch stets nur
relativ, niemals ab solut, wie das Christusdogma es
mit der Formel »Wahrer Mensch und wahrer Gott«
b ehaupte . Vielmehr gelte , dass j eder Mensch, der
sich um die Verwirklichung der von ihm erkannten
Wahrheit in seinem Leb en bemühe , Gott ähnlich
werde in dem M aße , wie ihm das gelinge . Er werde
aber niemals Gott gleich . D as gelte auch für Jesus
von Nazareth .

Sternstein ergreift damit in j enem uralten Streit
im vierten Jahrhundert n . Chr. zwischen Arius und
Athanasius für den historisch unterlegenen Arius

Partei . Dieser hatte b ehauptet, Je sus sei Gott ähn-
lich, nicht ab er Gott gleich . In diesem dramati-
schen »Ringen um Wahrheit« (Alb ert Schweitzer) ,
das hart an einem Schisma vorb eischrammte , habe
nicht die Wahrheit, sondern die Unwahrheit ge-
siegt mit unab sehb aren Folgen für die Ge schichte
de s christlichen Ab endlandes , j a der ganzen Welt.

D amit stellt der Autor nahezu alle s in Frage , was
Christen lieb und teuer ist : den ab soluten Wahr-
heitsanspruch, die D ogmen, die Lehre vom stellver-
tretenden Sühneopfer Je su am Kreuz, der damit
zum Erlö ser all derer geworden sei, die an ihn glau-
b en . An die Stelle des »Erlö sers« Je sus Christus tritt
b ei Sternstein der »B efreier« Je sus von Nazareth,
der durch seine B otschaft vom gegenwärtigen An-
bruch de s Gotte sreiches , durch seine in der B erg-
predigt zusammengefasste Lehre und das B eispiel
seine s Leb ens zeigt, wie der Mensch sich unter dem
Einflu ss j ene s Ab soluten, das er Gott nennt, von der
Macht der Sünde und des To des befreien kann .

Am B eispiel der b eiden überragenden religiö-
sen Gestalten Je sus und Gandhi demonstriert er
diesen Proze ss der B efreiung. In der Tat sind die
Parallelen zwischen Jesus und Gandhi, ungeachtet
der Entfernung in Zeit, Raum und Kulturkreis , die
sie trennt, frapp ant. Sie sind , wie e s im Klappentext
heißt, Brüder im Geist.

D as meiste an Sternsteins Buch ist nicht neu . Er
trägt lediglich zu sammen, was die Leb en-Je su-For-
schung in 2 0 0 Jahren erarbeitet hat. D er Ab solut-
heitsanspruch der abrahamitischen Religionen
wurde schon von Le ssing im »Nathan« in Frage ge-
stellt und erst jüngst wieder von Perry Schmidt-
Leukel in seinem voluminö sen Buch »Gott ohne
Grenzen« . Die Sühne- und Kreuzestheologie hat
Klaus-Peter Jörns in seinem Buch »Notwendige Ab-
schiede« mit guten Argumenten kritisiert. Faszinie-
rend an Sternsteins Buch ist, dass e s diese verstreu-
ten Elemente zusammenführt und am B eispiel de s
Leb ens und der Lehre der »Brüder im Geist« Jesus
und Gandhi konkretisiert. Zu loben sind auch die
Klarheit des Aufb aus, die verständliche Sprache ,
die so weit wie möglich auf Fremdworte verzichtet,
und die ansprechende Ge staltung de s Covers .

Sternsteins Buch leistet einen wertvollen B ei-
trag zur »Leb en-Jesu-Forschung« . E s vermittelt und
erleichtert das Verständnis von Gandhis Lehre und
Leb enswerk. Und es lädt ein zu einem p azifistisch
geprägten religiö sen Standpunkt, den der Autor
mit seinem persönlichen Glaub ensbekenntnis
zum Au sdruck bringt. So ist diese s Buch lesenswert
für j eden religiö s intere ssierten Menschen, der
sich nicht b ereits im B e sitz der ab soluten Wahrheit
glaubt. D och kann e s selb st solchen Christen wich-
tige D enkanstöße geb en .

Erich Sch neider

E s hätte ein weiteres gute s und lehrreiche s Buch
üb er Gandhi werden können : Gandhis Verhältnis
zur Religion, seine großartige Praxis, Glaub en und
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Leben bis hin zum politischen Handeln zu verbin-
den, sein tiefer Respekt gegenüb er anderen Glau-
bensrichtungen, die nichts gemein hat mit der
Gleichgültigkeit, die wir meist als Toleranz miss-
verstehen .

D as Buch enthält viele ausführliche Zitate Gand-
his au s nicht leicht zugänglichen Quellen; es ist im-
mer wieder ermutigend , ihn im Original zu le sen .

Ab er das Buch erhebt höhere Ansprüche :
Zum einen die Gegenüb erstellung von Gandhi

und Jesus , nicht nur der Einfluss , den die Gewaltlo-
sigkeit Jesu , vor allem vermittelt durch die Schrif-
ten Tolstois , auf Gandhi gehabt hatte , sondern Aus-
sagen üb er Je sus selb st, die nicht Gandhi sondern
der Autor aus den Erkenntnissen historisch-kriti-
scher Forschung zu ziehen versucht.

D a wir den historischenJe sus , anders als den his-
torischen Gandhi, ab er nur sehr unvollkommen
kennen, ergibt das ein Bild , das mehr üb er den B e-
schauer aussagt als üb er die b e schaute Person : Wer

Je sus war und was er wollte , soll üb er Gandhi er-
schlo ssen werden : »E s gibt einen Weg, die abgrund-
tiefe Kluft zwischen dem historischen Je sus und
dem Christus des Glaub ens zu üb erwinden . D emj e-
nigen, der uns die sen Weg zeigen kann, kennen wir
bereits, es ist Mahatma Gandhi« (S . 2 0 1 /2 02 ) . D er
hätte sich üb er die Zuschreibung die ser Rolle zu
seinen Lebzeiten aber wohl sehr gewundert.

Für viele , vielleicht die meisten Nachfolger Jesu
stand und steht im Vordergrund nicht seine histori-
sche Person, sondern die von ihm üb erlieferte B ot-
schaft und die mitüb erlieferte Üb ereinstimmung
zwischen dem, was er sagte , und dem, was er lebte
bis hin zu seinem Sterb en .

Für Kants Frage »Was sollen wir tun?« mag das ge-
nügen . Für seine weitere Frage »Was dürfen wir hof-
fen?« mag die B otschaft von der Auferstehung no ch
hinzu kommen . Unvernünftig ist der Glaube daran
nicht. Er übersteigt nur die Grenzen der Erkennt-
nismöglichkeit und gehört zu einem anderen B e-
reich menschlichen D enkens , den Gandhi, ähnlich
wie Kant, selb st nie in Frage ge stellt hat.

Auch ein Ab solutheitsanspruch, den der Autor
bei den monoteistischen Religionen vielleicht zu
Recht angreift, war für diej enigen Nachfolger Jesu ,
die seinen Gewaltverzicht ernst nahmen, wohl
kein o der nur ein neb ensächliche s Problem . Wo
die eigenen Glaub ensvorstellungen au sschließlich
im Tun der Nächsten- und Feinde slieb e und im Dia-
log weiter vermittelt werden, schleifen sich Ab so-
lutheitsansprüche in der B egegnung mit Anders-
denkenden schnell ab und führen üb er die Erfah-
rung der eigenen Grenzen zur b e scheidenen Zu-
rückhaltung. Ähnliches gilt auch für das Thema der
in der Bib el so vielfältigen Gewalt, die nicht nur
Menschen, sondern auch Gott zugerechnet wird .
D er Autor folgt hier − ohne ihn zu nennen − dem
Kirchenvater Markion, der die Bibel schon im 2 .

Jahrhundert von aller Gewalt entrümpeln und auf
ein schmale s Büchlein schrumpfen wollte .

F or u m Pazi fi s mus

Ab er auch das ist möglicherweise sehr kurz und
ein wenig fundamentalistisch gedacht. Die große
Schar gewaltlo ser Christen (die »Wolke der Zeu-
gen«) seit den ersten Märtyrern üb er Franz von As-
sisi, den Täufern und Friedenskirchen bis hin zu
D orothy D ay, den B rüdern B erigan, Martin Luther
King und Hildegard Go ss-M ayr und vielen anderen
hat trotz o der sogar wegen ihrer Au seinanderset-
zung mit den gewalttätigen Passagen der bibli-
schen B otschaft zu einem gewaltfreien Leb en und
Handeln gefunden, das tiefer in ihrem Glaub en ver-
wurzelt war, als es durch ein p aar au sge suchte gol-
dene Worte möglich gewe sen wäre .

Recht hat der Autor natürlich, dass manche bib-
lischen Aussagen zur Gewalt seit Konstantin instru-
mentalisiert werden konnten und noch heute wer-
den, um menschliche Gewalt und Herrschaft zu
rechtfertigen .

Dieser Versuchung sind ab er alle Religionen in
ihrer Ge schichte erlegen und , wie Faschismus und
Stalinismus gezeigt hab en, b edarf es nicht primär
der Religion, um Menschen in entsetzlichem Aus-
maß zu Gehorsam und Gewaltanwendung zu moti-
vieren .

E s ist wohl unsere von uns selb st zu verant-
wortende Entscheidung, wozu wir Religion ge-
o der missbrauchen : Als Aufruf zur Gewalt gegen
andere o der als Macht zum Frieden (so etwa die vie-
len Fallstudien in Markus Weingardt »Religion
macht Frieden«) .

Nur sehr am Rande b ehandelt das Buch seinen
Untertitel, das »Ende des Fundamentalismu s« .

D er Autor hat sicher Recht darin, dass die funda-
mentalistische Interpretation religiö ser Üb erzeu-
gungen eine für den Frieden hö chst gefährliche
Entwicklung unserer Zeit ist. Dieser Fundamenta-
lismus ist aber weder auf die abrahamitischen Reli-
gionen b eschränkt, no ch auf die Art und Weise zu
überwinden, wie der Autor e s in seiner Religions-
und Kirchenkritik versucht.

Entstanden ist der Fundamentalismus als geisti-
ge B ewegung Ende de s 1 9 . Jahrhunderts als eine Re-
aktion auf den wissenschaftlichen Fortschritts-
glauben, der (entgegen der Einsicht Kants in die
Grenzen der menschlichen Vernunft) verneinte ,
was nicht b eweisb ar ist. Die Fundamentalisten rea-
gierten und reagieren darauf umgekehrt mit der
gleichen Grenzüb erschreitung: E s wird als wissen-
schaftliche Re alität b ehauptet, was nur Glaubens-
au ssage ist und sein kann (so die umfangreiche D ar-
stellung von Karen Armstrong : Im Kampf für Gott.
Fundamentalismu s in Christentum, Judentum und
Islam, b esprochen inF or u m Pazi fi s mus 1 1 , 3 2 ff.) .

Auch in der Auseinandersetzung mit Fundamen-
talisten bleib en wohl nur die Verhaltensweisen, die
uns Gandhi vorgelebt hat : D er Re spekt vor den uns
manchmal befremdenden Glaub ensvorstellungen
anderer, das B emühen und die Geduld , verstehen
zu wollen, das Wissen um die eigenen Grenzen de s
Wissens sowie ein Leb ensvollzug, der auch b eim
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Gegenüb er das Intere sse weckt, verstehen zu wol-
len . Im Übrigen war auch Gandhi nur ein b egrenz-
ter Erfolg be schieden : Er wurde von einem hinduis-
tischen Fundamentalisten erscho ssen .

Ullrich Hah n

Eugène Kurtz: Zwangsrekrutiert. Ein Elsässer
in Hitlers Armee. Aus dem Französischen von
François-Xavier Laufenbuchler. Vorwort von
Alfred Grosser. Herder-Verlag, Freiburg, B a-
sel, Wien 2 0 08, 52 0 Seiten, 24,9 5 Euro

D er stramme deutsche Unteroffizier war üb er-
zeugt, dass die D eutschen »mit Hitler die ganze
Welt erob ern« würden . Ihm hielt der 1 9-j ährige El-
sässer im Herb st 1 9 4 0 eine etwas andere B eob ach-
tung entgegen : »Herr Feldweb el, wenn sie die Elsäs-
ser einziehen, werden Sie den Krieg verlieren !
Mein Großvater war 1 870 franzö sischer Soldat : Die
Franzo sen verloren den Krieg. 1 9 1 4 wurde mein
Vater in die deutsche Armee einb erufen : Die D eut-
schen hab en den Krieg verloren . 1 9 39- 1 9 4 0 kämpf-
ten die Elsässer im franzö sischen Heer . . . und
Frankreich verlor die Schlacht. «

Eugène Kurtz war einer von etwa 1 3 0 . 0 0 0 Elsass-
Lothringern, die im Zweiten Weltkrieg zwangswei-
se in der Wehrmacht Kriegsdienst leisteten . In der
Regel wurden diese Soldaten, die seit 1 9 1 9 als Fran-
zo sen aufgewachsen waren und sich auch als sol-
che fühlten, weitab von der Heimat eingesetzt, vor-
zugsweise an der ru ssischen Front. War e s den
deutschen Militärdienststellen do ch nur zu gut b e-
kannt, dass die Meisten der zwangsrekrutierten El-
sässer keine Symp athien für Hitler-D eutschland
hatten . Sie sannen auf D e sertion und sie sehnten
ein Ende des Kriege s herb ei, der sie von der Nazi-
Herrschaft b efreien würde .

D as Buch von Eugène Kurtz stellt eine autobio-
graphische Militärgesch ich te vo n un ten dar. Als er
sie im Jahre 2 0 0 3 niederschrieb , war der Autor b e-
reits 8 2 Jahre alt. Die Weltkriegsj ahre lagen sechs
Jahrzehnte zurück. Man fragt sich, was den Arb ei-
tersohn, dem e s nicht vergönnt war, das Hand-
werkszeug eines Historikers zu erlernen, in die La-
ge versetzte , eine so umfangreiche und präzise ,
aber gleichzeitig auch emotional b eeindruckende
Schilderung seiner Erfahrungen im deutschen
Kriegsdienst zu bieten . Zum Einen verfügte er über
ein enorm gutes Gedächtnis , zum Anderen lag auf
seinem Schreibtisch eine Unmenge von Feldpo st-
briefen, die er in den Kriegsj ahren an seine Eltern
und seine Verlobte geschrieb en hatte . Sie leisteten
ihm nun im Alter bei der Erinnerung einen un-
schätzb aren Dienst.

B erichtet wird üb er die Leidensge schichte ei-
nes jungen franzö sischen Patrioten, der sich ein
ganz andere s Leb en vorge stellt hatte . Zunächst ver-
suchte er alles , um der Zwangsrekrutierung durch

die D eutschen zu entgehen . Nach deren Sieg über
Frankreich 1 9 4 0 floh er in den unb e setzten Teil de s
Lande s, wo er sich den Freien Französischen Streit-
kräften des Generals de Gaulle (Forces Francais Li-
bre s, FFL) anschließen wollte . Er wurde j edo ch von
deutschen »Kettenhunden« (Geheime Feldpolizei)
gefasst, erst ins Gefängnis geworfen und dann ins
Konzentrationslager Schirmeck im Elsass depor-
tiert, wo er mit physischem und p sychischem Ter-
ror auf den Wehrdienst in der Wehrmacht vorb erei-
tet wurde . E s folgten ein halbwegs erträglicher Ka-
sernendienst b ei einem Artillerie-Regiment im
b ayerischen Ansb ach und dann, 1 9 4 2 , der Abtrans-
port in den O sten, Raum Leningrad , und damit in
den Krieg an der Front. Hier zeigt sich, dass seine
B eschreibungen des mörderischen Kriegsalltags
mit den unüb ertroffen eindringlichen Aufzeichun-
gen von Willy Peter Reese »Mir selb er seltsam
fremd . Die Unmenschlichkeit de s Kriege s . Russ-
land 1 9 4 1 -4 4« (München 2 0 0 3 ) nicht Schritt halten
können .

In den Schilderungen der Kriegsj ahre erkennen
wir einen von humanen christlichen Grundsätzen
geprägten jungen M ann, der sich der neuen NS-Mo-
ral nicht anp asste und der den Idealen treu blieb ,
für die er schon als Jugendlicher begeistert einge-
treten war. D amals in der Christlichen A rbeiterju-
gend (Jeune sse Ouvrière Chrétienne , JO C) in sei-
nem Heimatdorf Nordhouse b ei Erstein im Elsass .
DieJocisten , wie sie sich nannten, hingen dem Ide-
al einer freien und gerechten Gesellschaft an . B e-
rührungsängste gegenüb er den Jungkommuni-
sten, die es an ihrem Ort eb enfalls gab , kannten sie
nicht : »Unsere D evise war die Einheit der Jugend
gegen den Faschismus . «

B ei der Lektüre des Buches von Eugène Kurtz
drängt sich dem Rezensenten immer wieder eine
p arallele Erzählge schichte au s der Zeit de s Ersten
Weltkriege s auf. Die unheroischen Erinnerungen
de s elsässer B auern D ominik Richert, erschienen
unter dem Titel »B e ste Gelegenheit zum Sterb en .
Meine Erlebnisse im Kriege 1 9 1 4- 1 9 1 8« (München
1 9 89) , lesen sich eb enfalls wie die lange Vorge-
schichte einer D esertion .

Kurtz bekennt : »Vom Tag meiner Einb erufung in
die Wehrmacht im D ezemb er 1 9 4 2 an hatte ich den
Entschluss gefasst, b ei der erstb e sten Gelegenheit,
die sich b ot, aus dieser feindlichen Armee zu deser-
tieren, allerdings nur unter zwei B edingungen . Ers-
tens durfte diese Flucht meine Eltern nicht in Ge-
fahr bringen (D eportation nach Polen) , und zwei-
tens musste diese Flucht eine 5 0-prozentige Sicher-
heit auf Erfolg bieten . « Fast zwei Jahre lang sollte
sich die Gelegenheit nicht ergeb en . Nach gründli-
cher Vorbereitung verließ der Gefreite Eugène
Kuntz am 2 2 . Septemb er 1 9 4 4 seine Truppe , die da-
mals in E stland gegen die vorrückende Rote Armee
kämpfte , für immer. Er wurde nicht gefasst und
kam nach dem Kriege heil im heimatlichen Nord-
house an . Zu le sen ist die ab enteuerliche , detailge-
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treue und unprätentiö se D e serteursgeschichte ei-
nes elsässer Hitler-Gegners in der Uniform der
deutschen Wehrmacht.

Wolfram Wette

Irmtrud Woj ak: Fritz B auer 1903-1968 . Eine
Biographie. C .H . Beck, München 2 0 09 , 63 8
Seiten, 34 Euro

Fritz B auer war ein aufrechter, leidenschaftlicher,
energischer und furchtlo ser Mann, eine vulkani-
sche Seele , ein willensstarke Persönlichkeit, ein
rastlo ser Kämpfer für Humanität und Gerechtig-
keit, ein Glücksfall für die bunde sdeutsche Ju stiz .
Zweifello s war Fritz B auer zugleich eine Ausnah-
meerscheinung unter den deutschen Juristen,
schon von seiner Biographie her. Von den Nazis
1 9 3 3 ins KZ ge sperrt und hernach widerrechtlich
au s seiner Po sition als Amtsrichter in Stuttgart ent-
fernt, floh der Sozialdemokrat jüdischer Herkunft
ins Ausland , zunächst nach D änemark, dann nach
Schweden . Er war ein Freund von Willy Brandt. Erst
1 9 49 kehrte er in sein Heimatland zurück, um zu-
nächst in der einstigen NS-Ho chburg Braun-
schweig das Amt des Generalstaatsanwalts zu üb er-
nehmen .

Hier vollbrachte er seine erste Meisterleistung,
die ihn üb er die Grenzen des Lande s hinaus b e-
kannt machte . D en Anlass b ot ein Verfahren gegen
den Altnazi und Wehrmacht-Generalmaj or a. D .
Ernst Otto Remer. Dieser hatte den führenden
Kopf des Attentats vom 2 0 . Juli 1 9 4 4 , Wolf Schenk
Graf von Stauffenb erg, öffentlich als einen vom
Ausland b ezahlten Lande sverräter diffamiert, wohl
wissend , wie viel B eifall er damit b ei den Legionen
Ewiggestriger finden würde . B auer nahm nun ei-
nen juristischen Großkampf auf. Er legte sich mit
j enen Tausenden von Juristen an, die − wie der b e-
kannte ehemalige Marinerichter aus B aden-Würt-
temberg − nach 1 9 45 nicht aufhörten, uneinsichtig
und unbußfertig zu b ehaupten : »Was damals Recht
war, kann heute nicht Unrecht sein . « Fritz B auer
stellte demgegenüb er klar, dass es sich b ei dem NS-
Staat von Anfang an nicht um einen Rechtsstaat ge-
handelt hab e , sondern um einen Unrechtsstaat, in
dem grundlegende und ewig gültige Menschen-
rechte systematisch missachtet worden seien : das
Recht auf Leben, auf physische Freiheit und auf
Gleichheit aller. An die Stelle des Rechts seien Un-
terdrückung, Verfolgung und Vernichtungsgewalt
getreten . Die NS-Juristen hätten »gesetzliches Un-
recht« au sgeführt, statt Zivilcourage zu zeigen und
Nein zu sagen .

Gegen die sen Unrechtsstaat war nach Fritz B au-
ers tiefster Üb erzeugung Widerstand nicht nur po-
litisch und moralisch legitim, sondern ein zwin-
gende s Erfordernis . Er go ss diese Erkenntnis in die
klassische Formulierung: »Ein Unrechtsstaat wie

das Dritte Reich ist üb erhaupt nicht ho chverrats-
fähig. «

Die Verurteilung Remers im März 1 9 5 2 wegen
Verunglimpfung de s Widerstandes war ein großer
Sieg de s Anklägers Fritz B auer. D as Urteil brachte
zugleich die erstmalige juristische Rehabilitierung
der Männer und Frauen des 2 0 . Juli 1 94 4 . Für die
deutschen Öffentlichkeit stellte das Urteil eine his-
torische Zäsur in der Auseinandersetzung mit der
NS-Vergangenheit dar.

1 9 5 6 holte der hessische Ministerpräsident Ge-
org August Zinn (SPD) Fritz B auer in sein Bundes-
land , wo es b ereits herausragende intellektuelle
Querköpfe wie Martin Niemöller, Theo dor Ador-
no , Wolfgang Ab endroth und Otto B renner gab . Als
he ssischem Generalstaatsanwalt waren Fritz B auer
nunmehr 1 9 9 Staatsanwälte und Asse ssoren unter-
stellt, was seinen justizpolitischen Gestaltungs-
raum enorm erweiterte . In der Folgezeit sah er sei-
ne vordringliche Aufgab e darin, einen Prozess
über den riesigen Komplex Auschwitz vorzub erei-
ten . E s ging Fritz B auer b ei die sem Verfahren nicht
nur darum, eine Reihe von Tätern aus dem zentra-
len Vernichtungslager endlich vor Gericht zu brin-
gen . Sein vordringlichste s Anliegen war ge-
schichtspolitischer Natur : Er wollte die deutsche
Öffentlichkeit, die damals noch wenig üb er den
Holocaust wusste und wissen wollte , statt dessen
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aber ununterbro chen den Schlussstrich unter
die NS-Vergangenheit einforderte , über das gan-
ze Au smaß der nationalsozialistischen M assen-
verbrechen aufklären .

Zahlreicher und einflussreicher als seine B e-
wunderer waren die Gegner Fritz B auers, näm-
lich die ehemaligen Nazis und D eutschnationa-
len, von denen e s in der öffentlichen Verwaltung
der Bundesrepublik nur so wimmelte , be son-
ders in der Justiz . D er he ssische Generalstaatsan-
walt wurde j ahrelang b e schimpft, verleumdet
und b edroht. Die Vermutung liegt nahe , dass die
vielen Anfeindungen zu seinem frühen und
üb erraschenden To de im Jahre 1 9 68 beigetra-
gen hab en .

An den Maßstäb en, die Fritz B auer setzte ,
kann sich eine jüngere Juristengeneration orien-
tieren . Die Historikerin Irmtrud Woj ak, die in
diesen Tagen zur Gründungsdirektorin des neu-
en NS-D okumentationszentrums in München
b erufen wurde , hat Fritz B auer mit ihrer grundle-
genden, einfühlsamen, streckenweise auch er-
schütternden B iographie ein D enkmal gesetzt.

Wolfra m Wette
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D asF or u m Pazi fi s mus -Sonderheft, das sich au s
p azifistischer Sicht mit der Friedensdenkschrift der
Evang. Kirche in D eutschland auseinandersetzt, er-
scheint am 1 5 . Mai mit einem Umfang von 3 2 Seiten .

B estellen Sie j etzt vor zum ermäßigten Preis
von 2 , 2 5 Euro pro Heft (Ersp arnis : 2 5 Prozent ;
der ermäßigte Preis gilt für B estellungen bis zum
1 4 . Mai 2 0 09 ; zum Heftpreis kommt die Versandko sten-
p auschale von 1 Euro hinzu .)

Der Einzelpreis ab dem 1 5 . Mai b eträgt 3 Euro ,
für Mitglieder des Versöhnungsbundes und

F or u m Pazi fi s mus -Ab onenntInnen 2 , 5 0 Euro
(j eweils zzgl . Versandko sten) .

Für Mehrfachb estellungen gibt es diese Staffelpreise :
ab 5 Exemplare : 2 , 2 5 Euro/Heft
ab 1 0 Exemplare : 2 , 0 0 Euro/Heft
(j eweils zzgl . Versandko sten)

Bestellungen bitte schriftlich an:
Geschäftsstelle des
Internationalen Versöhnungsbundes ,
deutscher Zweig
Schwarzer Weg 8
3 2 4 2 3 Minden
Telefax 0 5 7 1 -8 2 9 2 3 87
eMail vb @verso ehnungsbund . de

oder über das Internet :
www. forum-p azifismu s . de/sonderheft
Unter dieser Adresse finden Sie auch eine Leseprob e .
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